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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die
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als umfassende
Informationsquelle
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P
os

tv
er

tr
ie

bs
st

üc
k

-
G

eb
üh

r
be

za
hl

t.
-

B
15

78
-

V
er

la
g

B
ay

er
.K

om
m

un
al

pr
es

se
G

m
bH

,P
os

tf
ac

h
82

5,
82

53
3

G
er

et
sr

ie
d

Sie lesen in dieser Ausgabe

Kommunalpolitik . Wirtschaft . Recht . Technik . Praxis

Gemeindezeitung
Bayerische

Gemeindezeitung
ISSN 0005-7045 Geretsried, den 19. Januar 2006 57. Jahrgang / Nummer 1/2

Konzessionsabgaben im
Energiewirtschaftsrecht
Änderungen im Bereich der Verträge zwi-
schen Kommunen und Energieversorgern er-
läutert der ehemalige Bezirks-
tagspräsident und Landrat. Seite 8

Dr. Georg Simnacher:

Bayern muss
Industrieland bleiben
Kostendisziplin, Innovationen und einen vor-
urteilsfreien Umgang mit der Kernenergie
nennt der neue Wirtschaftsmi-
nister als Voraussetzungen. Seite 3

Erwin Huber:

Gemeinsam
kommunizieren
Die Bürger stärker für Europa interessieren
möchte der Leiter der EU-Kommissionsver-
tretung in Deutschland mit
vielfältigen Aktionen. Seite 3

Dr. Gerhard Sabathil:

Auf einen gut funktionie-
renden Winterdienst legt
der Bürgermeister großen
Wert. Jedoch haben nicht
alle Bürger dafür Verständ-
nis, dass der städtische
Räumdienst gelegentlich an
die Grenzen seiner Leis-
tungsfähigkeit stößt. So
kommt es verschiedentlich
zu Beschwerden. Der Rat-
hauschef achtet darauf, dass
daraus keine große Verdros-
senheit entsteht. Seite 15

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber bat bei einem Trau-
ergottesdienst in der Reichenhaller Basilika Sankt Zeno die
Bürgerinnen und Bürger in Bayern um ein Gedenken an die
Toten und sprach den Angehörigen seine Anteilnahme aus.
Stoiber: „Ganz Bayern ist erschüttert über die Katastrophe
von Bad Reichenhall, die so viele unschuldige Menschen aus
dem Leben gerissen hat. Wir trauern um die Opfer und
fühlen mit ihren Angehörigen.“

Auch würdigte Stoiber das unermüdliche Engagement der 700
Einsatzkräfte, die in den Trümmern nach Lebenden gesucht und
ihr Menschenmöglichstes getan hätten, um Leben zu retten und
Verletzte zu bergen.

Stoiber bezeichnete es als besonders tragisch, dass das unfas-
sbare Unglück in Bad Reichenhall so viele junge Menschen ge-
troffen habe, die nichts anderes im Sinn gehabt hätten, als einen
Feriennachmittag in einer Eislaufhalle zu verbringen. Der Mini-
sterpräsident sagte den Angehörigen die Unterstützung des Frei-
staats Bayern zu. Stoiber: „Der Freistaat lässt die Angehörigen
in diesen schweren Stunden des Leids nicht alleine. Sie haben
unsere volle Solidarität und Unterstützung.“

Die Staatsregierung will die Unglücksopfer mit 130.000 Euro
unterstützen. Bürger hätten für den Hilfsfonds 80.000 Euro ge-
spendet, der Freistaat stelle 50.000 Euro zur Verfügung, betonte
Stoiber im Rahmen einer Kabinettsitzung. Damit werde an er-
ster Stelle den Kindern geholfen, die bei dem Unglück ihre El-
tern verloren haben. Verletzte sollen bei ungeklärten Versiche-
rungsfragen eine Überbrückungshilfe bekommen. Zudem orga-
nisiere der Freistaat psychosoziale Betreuung und für traumati-
sierte Verletzte und Hinterbliebene.

Unter der Spendenkonto-Nummer 810 00 bei der Bayerischen
Landesbank (BLZ 700 500 00) können die Bürgerinnen und
Bürger Bayerns einen persönlichen Beitrag zur Hilfe leisten. DK

Bayerischer Gemeindetag:

Die Schwachen
nicht vergessen!
Präsident Brandl: Änderungen im Kommunalen

Finanzausgleich dringend erforderlich
Angesichts der deutlich auseinanderdriftenden Einnahme-
entwicklung fordern und erwarten die kreisangehörigen
Städte, Märkte und Gemeinden, dass die Gespräche zum
Kommunalen Finanzausgleich 2006 eine spürbare Mittel-
verschiebung zu einer gerechten Finanzverteilung ergeben,
erklärte der Präsident des Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Uwe Brandl, auf einer Pressekonferenz in München.

„Auch die Gemeinden, die
(fast) keine gewerbesteuerzah-
lenden Betriebe haben, freuen
sich über das Wiedererstarken
der Gewerbesteuer. Wir brau-
chen starke, leistungsfähige Zug-
pferde in der kommunalen Fami-
lie. Bei aller Freude dürfen aber
die Schwachen nicht vergessen
werden“, betonte Brandl. Eine
Vielzahl von Gemeinden im
ländlichen Raum habe aufgrund
ungünstiger topographischer
oder regionaler Lage keine
Chance, gewerbesteuerstarke
Unternehmen anzusiedeln. Diese
Kommunen seien auf die Solida-
rität der gewerbesteuerstarken
Gemeinden, vor allem kreisfrei-
er Städte, und die Hilfe des Frei-
staats Bayern im Kommunalen
Finanzausgleich angewiesen.

Steigende Nettoeinnahmen

Die Nettoeinnahmen aller
bayerischen Gemeinden aus der
Gewerbesteuer sind seit dem
Jahr 2000 von 3,45 Mio. Euro
auf 3,82 Mio. Euro im Jahr 2004
gestiegen. Für das Jahr 2005
wird ein weiterer Zuwachs auf
über 4 Mrd. Euro erwartet. Laut
Brandl ist das „eine für die Kom-
munen erfreuliche Entwick-
lung“. Gleichzeitig sei aber die
gemeindliche Einkommensteuer-
beteiligung von 4,62 Mio. Euro
im Jahr 2000 auf 3,78 Mio. Euro
im Jahr 2004 zurückgegangen. In
2005 habe sich dieser Rückgang
fortgesetzt. Die Folge davon sei
„ein deutliches Auseinanderklaf-
fen der Schere zwischen gewer-
besteuerstarken Gemeinden und
solchen, die überwiegend von
der Einkommensteuerbeteiligung
abhängig sind“. Hauptsächlich
die Großstädte profitierten, Ge-

meinden im ländlichen Raum
seien die Verlierer. Hinzu komme
der für die Gemeinden im ländli-
chen Raum negative Trend der
demographischen Entwicklung,
der weitere Einnahmenverluste
bei gleichzeitig stagnierenden
oder gar steigenden Ausgaben
bedeute.

Einwohnerveredelung

Aus diesem Grunde forderte
der Präsident Strukturverände-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag zur G8-Thematik:

Es geht ums
Prinzip

Einige Städte werden gegen den Freistaat klagen, wenn er
ihnen die Kosten für den Ausbau der Schulen im Zusam-
menhang mit der Einführung des achtstufigen Gymnasi-
ums (G8) nicht voll ersetzt. Dies erklärten der Vorsitzende
des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeister Hans
Schaidinger, und sein Stellvertreter, der Münchner Ober-
bürgermeister Christian Ude vor Journalisten in München.

Der Bayerische Städtetag legte
ein Rechtsgutachten des Münch-
ner Rechtsprofessors Prof. Dr.
Hans-Ullrich Gallwas vor, wo-
nach der Freistaat Bayern das
Konnexitätsprinzip beim Ausbau
des achtjährigen Gymnasiums
klar verletzt und die Kommunen
finanziell benachteiligt.

Kommunen zahlen drauf

Wie Schaidinger erläuterte, ist
die Einführung des achtjährigen
Gymnasiums der erste bedeuten-
de Anwendungsfall für das Kon-
nexitätsprinzip in Bayern. Nach
den vom Kultusministerium zur
Verfügung gestellten Zahlen er-
halten die Städte beim Ausbau
des G8 im Landesdurchschnitt

nur 61 Prozent der tatsächlichen
Kosten ersetzt. Tatsächlich aber
müsste die Förderquote nachAn-
sicht der Städte bei 100 Prozent
liegen. Die Kommunen müssen
rund 117 Millionen Euro aus
ihren Kassen drauflegen. Die
Förderquote in den einzelnen
Regierungsbezirken falle unter-
schiedlich hoch aus: Oberbayern
53 Prozent, Niederbayern 78
Prozent, Oberpfalz 62 Prozent,
Oberfranken 72 Prozent, Mittel-
franken 61 Prozent, Unterfran-
ken 70 Prozent, Schwaben 78
Prozent.

Verpflichtung zum Ersatz
der vollen Kosten

Der Bayerische Städtetag hat
von Anfang an darauf gedrängt,
dass der Freistaat die vollen Kos-
ten für den Ausbau des G8 über-
nimmt, wozu er nach dem Kon-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Nach dem Unglück von Bad Reichenhall:

Trauer und Ursachenforschung
Für Bad Reichenhall waren und sind es Tage voller Trauer und
der Frage nach dem Warum. Tief sitzt der Schock in der gesam-
ten Region nach dem Einsturz der Eissporthalle mit 15 Toten so-
wie weiteren 34 zum Teil schwer verletzten Erwachsenen und
Kindern. Unterdessen diskutieren Experten weiter über Ursa-
chen und Konsequenzen aus dem Unglück.

Geradezu tragisch stellt sich
der zeitliche Ablauf des Un-
glücks dar: Noch in der Minute
vor dem Einsturz gegen 16 Uhr
waren die letzten Eisläufer vom
Hallenmeister zum Verlassen der
Halle aufgefordert worden. Ein
für 16.30 Uhr angesetztes Eis-
hockey-Training wurde gleich-
wohl bereits zwei Stunden vor
dem Unfall abgesagt. Begrün-
dung: Das Dach drohe unter
der Schneelast zusammenzubre-

chen. Bleibt die quälende Frage:
Warum wurde dann nicht auch
sofort das Nachmittagspublikum
vom Eis geholt?

Unter der zulässigen Grenze

„Für uns ging es bei der Absa-
ge darum, die Sicherheitsgren-
zen nicht auszureizen“, betont
Oberbürgermeister Wolfgang
Heitmeier. Solche Sperrungen
habe es auch schon früher gege-

ben. Der Einsturz sei aber nicht
absehbar gewesen. Noch am spä-
ten Vormittag sei die Schnee-
höhe auf dem Dach bestimmt
worden. Baufachleute und Stati-
ker hätten sie als unbedenklich
eingestuft. „Wir lagen weit unter
der zulässigen Grenze“, so Heit-
meier, der allerdings einräumt,
dass die 1972 gebaute Halle in
technischer Hinsicht sanierungs-
bedürftig gewesen sei.

Sanierung war geplant

Gestützt werden die Aussagen
des Rathauschefs von einem
Gutachten, das 2003 erstellt wur-
de. Demnach befand sich das
Gebäude trotz Wasserschäden in
einem baulich guten Zustand.
Dass es vom Hallendach getropft
habe, liege an der Dachkonstruk-
tion des Gebäudes. Weder habe
dies auf die Qualität noch auf die
Tragfähigkeit des Tragwerks
Einfluss. Unterstützung erhält
Heitmeier auch von den Fraktio-
nen des Bad Reichenhaller Stadt-
rats: „Hätte der Stadtrat auch nur
ansatzweise Kenntnisse von si-
cherheitsrelevanten Mängeln ge-
habt, wäre nicht über Sanierung,
sondern über sofortige Schlies-
sung der Anlage befunden wor-
den“, heißt es in einer gemeinsa-
men Mitteilung der Fraktionen.

Mehr Kontrollen gefordert

Höchst unterschiedlich fallen
indes die Forderungen zu den
Konsequenzen des Unglücks
aus: Die Bundesvereinigung der
Prüfingenieure forderte strenge-
re Kontrollen bei öffentlichen
Einrichtungen und Bauten mit
hohem Gefährdungspotential.
„Es geht nicht darum, neue Ge-
setze zu erlassen, sondern deren
Umsetzung zu kontrollieren“, er-
klärte Verbandspräsident Hans-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Ganz Bayern ist erschüttert

Noch bis in den Februar hinein laden Kommunen, öffentliche
und private Einrichtungen, Parteien und Verbände zu ihren
Neujahrsempfängen ein. Die Veranstaltungen sind beliebte
Treffpunkte für alle jene, die im Blickfeld des öffentlichen In-
teresses stehen. Verdiente Mitbürger erfahren Dank und Eh-
rung. Man tauscht Ideen aus und Zukunftspläne. Unsere Auf-
nahme entstand beim Neujahrsempfang im Kloster Andechs,
Landkreis Starnberg. Die Aufnahme zeigt (v. l.): den gastge-
benden Bürgermeister Karl Roth, Barbara Frey, Stadträtin in
Starnberg und stellvertretende VdK-Landesvorsitzende, sowie
Landrat Heinrich Frey. Über die bayerische Bildungspolitik
referierte Kultusminister Siegfried Schneider. OO

Freie Wähler
begrüßen Haltung

des Städtetags
Die Freien Wähler be-

grüßen die Ankündigung des
Bayerischen Städtetags, in
Sachen Einführung des G8
auf volle Einhaltung des
Konnexitätsprinzipis zu ach-
ten und notfalls auch eine
Klage gegen den Freistaat zu
führen. Landesvorsitzender
Armin Grein: „Es kann nicht
sein, dass die Staatsregierung
bei von ihr selbst beschlosse-
nen Maßnahmen wie dem G8
die Kosten auf die Kommu-
nen abschiebt. Immer wieder
müssen wir beobachten, dass
versucht wird, das Konne-
xitätsprinzip auf kaltem Weg
zu umgehen, zum Teil mit
den aberwitzigsten Begrün-
dungen.“

Als Beispiele nennen die
Freien Wähler nicht nur das
G8, sondern auch die Kosten
der Ganztagsschule, dafür er-
forderliche Schulausstattun-
gen und die Schülerbeförde-
rung. DK
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ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Heidi Suttner
91284 Neuhaus a. d. Pegnitz

am 3.2.

Bürgermeister Xaver Wörle
86989 Steingaden

am 4.2.

Bürgermeister
Wolfgang Berthaler

83126 Flintsbach a. Inn
am 27.1.

Bürgermeister
Friedrich Wörrlein

91599 Dentlein am Forst
am 28.1.

Bürgermeister Konrad Glück
83358 Seeon-Seebruck

am 28.1.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Landrat Thomas Bold
97688 Bad Kissingen

am 28.1.

Bürgermeister Thomas Schmid
82467 Garmisch-Partenkirchen

am 31.1.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Jochen Partheymüller
96257 Marktgraitz

am 6.2.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Udo Käsmann

63924 Rüdenau
am 29.1.

ZUM 75. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Josef Englbrecht
84564 Oberbergkirchen

am 1.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Josef Klier
92552 Teunz

am 4.2.

Bürgermeister
Fred Köhlerschmidt

96244 Michelau i. OFr.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Gewies

84095 Furth
am 2.2.

Bürgermeister
Günther Steinbauer
90552 Röthenbach

am 2.2.

Bürgermeister 
Jürgen von Streit
86650 Wemding

am 25.1.

Bürgermeister 
Robert Maier

84144 Geisenhausen
am 29.1.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Ludwig Fröhlich
86343 Königsbrunn

am 3.2.

Wir gratulieren

Stellenabbau der deutschen Industrie
Zu unserer Berichterstattung in GZ 24 (Waigel: Mittelstand als
Garant für stabile Verhältnisse) erreichte uns folgender Leser-
brief des Mindelheimer Bauunternehmers Friedrich Riebel:

Anhand aktueller Ereignisse
mit einschneidenden menschli-
chen und wirtschaftlichen Fol-
gen für die Beteiligten werden
solche Vorgänge öffentlich dis-
kutiert. Zutreffende Schilderun-
gen werden oft mit Emotionen
und gelegentlich aus ideologi-
scher Sicht begleitet. 

Aus meiner langjährigen un-
ternehmerischen Erfahrung kön-
nen wir Unternehmer den bedau-
erlichen Lauf der Dinge nicht
aufhalten, wenn Politiker und
Vertreter der Tarifparteien die
Ursachen nicht umgehend und
durchgreifend verbessern. 

Kurz gesagt, die Kosten für
die Produktion in Deutschland,
die Kosten für den Industriear-
beiter oder Handwerker in unse-
rem Land sind meist nicht mehr
wettbewerbsfähig. Diese wurden
durch Gesetze und Tarifverträge
in der Hochkonjunktur fest ge-
schrieben. Veränderungen, An-
passungen an eine Zukunft, wie
wir sie jetzt haben, wurden dabei
sträflich vernachlässigt. 

Führungskräfte der Wirtschaft,
welche diesen Zuständen jetzt
verantwortungsbewusst ent-
gegenwirken, werden also zu
Unrecht gescholten. Verantwor-
tung für solche Missstände 
tragen Personen aus Politik und
Tarifwelt, welche diese herbei-
geführt haben; nicht solche, wel-
che mit den unguten Verhältnis-

sen jetzt zurechtkommen wollen. 
Wieso muss ein Unternehmen

für seine Mitarbeiter (Industrie-
arbeiter oder Handwerker) über
€ 40,- pro Leistungsstunde auf-
bringen und seinen Kunden be-
rechnen, während der Mitarbei-
ter davon nur etwa ein Viertel al-
so rund € 10,- netto pro Stunde
für seine Arbeit erhält? 

Weitere Frage: Ist es notwen-
dig, dass dreiviertel dieser Kos-
ten, also etwa € 30,-, für andere
Zwecke aufgebracht werden? 

Warum wird darüber nicht 
öffentlich debattiert und nach
schnellen Verbesserungen ge-
sucht? Es geht ja um wertvolle
Arbeitsplätze für Mitmenschen. 

Ein Blick über unsere Grenzen
zeigt seit langer Zeit, wie man es
besser machen könnte, wenn
man nur wollte. 

Unternehmer und ihre Füh-
rungskräfte unter diesen Um-
ständen ständig in schlechtes
Licht zu rücken, ist dumm und
ungerecht. Hilfreich wären die
von anderen und mir schon
mehrfach geforderten durchgrei-
fenden Reformen mit nützlichen
praktischen Ergebnissen. Ziel:
Unnötige Arbeits- oder Lohnne-
benkosten drastisch verringern. 

Dieser Diskussion gehen wir
fälschlicherweise aus dem Weg.
Warum eigentlich? 
Herzliche Grüße 
Ihr Friedrich Riebel

Leserbrief an die GZ

Spitzenverbände reden
Klartext mit der CSU

Engere Zusammenarbeit vereinbart, aber Spargebot bleibt
Entscheidungen fallen bei FAG-Verhandlungen mit dem Finanzminister

Die Kommunalpolitik wird heuer in der Landespolitik eine
wichtige Rolle spielen. Entsprechend äußerten sich die Vorsit-
zenden der drei Landtagsfraktionen vor und nach ihren Jahres-
beginnklausuren. Insbesondere CSU und SPD - im Landtag
Gegner, im Bundestag Koalitionspartner - geht es um ein enge-
res Verhältnis mit den Kommunen, zumal in einer Reihe von
Städten und Gemeinden heuer Wahlen (vor den allgemeinen
Kommunalwahlen 2008) anstehen.

Während sich die Opposition
den Forderungen der Kommu-
nen an den Freistaat anschließt,
das Prinzip der Konnexität stär-
ker als bisher zu beachten und
den Finanzausgleich entspre-
chend aufzustocken, hat die Re-
gierungsfraktion den Grundsatz
der Regierung Stoiber bestätigt,
ab 2006 keine neuen Schulden
mehr zu machen. Kompliziert
wird die Partnerschaft mit den
Kommunen durch den Streit
zwischen Stadt und Land um
den Finanzausgleich. 

Keine Traumvorstellungen

Die Verhandlungen darüber,
im Rahmen des Nachtragshaus-
halts 2006 zwischen Finanzmi-
nister Prof. Kurt Faltlhauser und
den vier Spitzenverbänden sind
für Ende Januar angesetzt. Der
Minister betonte, er könne bei al-
lem Verständnis für die Klagen
von ländlichen Gemeinden im
Zeichen des strikten Spargebotes
keine „Traumvorstellungen“ fi-
nanzieren. Seine Forderung, von
den im Stammhaushalt beschlos-
senen Ausgaben nochmals 100
Millionen Euro einzusparen, hat-
te er in der CSU-Klausur bereits
auf 90 Millionen Euro reduzie-
ren müssen. U. a. wurde die vom
Kabinett im Dezember ins Auge
gefasste weitgehende Streichung
der Staatsmittel für die zum
großen Teil in kommunaler Zu-
ständigkeit stehende Erwachse-
nenbildung von Ministerpräsi-
dent Dr. Edmund Stoiber persön-
lich zurückgenommen. 

Auftakt zu 
enger Zusammenarbeit

Die Vorsitzenden der kommu-
nalen Spitzenverbände - Hans
Schaidinger (Städte), Theo Zell-
ner (Landkreise), Dr. Uwe
Brandl (Gemeinden) und Man-
fred Hölzlein (Bezirke) - waren

erstmals zur CSU-Klausur nach
Wildbad Kreuth eingeladen wor-
den. Sie zeigten sich in den Be-
ratungen und anschließend vor
der Presse zufrieden mit der Be-
reitschaft der Regierungsfrakti-
on, mehr und im „Klartext“ mit-
einander zu reden, ehe entschie-
den wird. 

Verteilungskonflikt

Entsprechend würdigte Frakti-
onsvorsitzender Joachim Herr-
mann den phasenweise kontro-
versen, dreistündigen Diskurs als
atmosphärische Verbesserung
und Auftakt zu enger Zusam-
menarbeit. Bei den „heißen Ei-
sen“ habe es vor den FAG-Ver-
handlungen zu keiner Einigung
kommen können, zumal der
Streit unter den Spitzenverbän-
den um eine Bevorzugung vor
allem der Großstädte gegenüber
dem Land nicht beigelegt wer-
den konnte. Zellner berichtete,
65 der 71 Landkreise zahlten bei
der Hartz-IV-Reform drauf,
während die Städte profitierten.
Brandl befand, der Finanzaus-
gleich sei zu „zentrenlastig“,
München zum Beispiel habe die
Hälfte aller Gewerbesteuerein-
nahmen und gewinne auch bei
Hartz IV. Er nahm den Vertei-
lungskonflikt mit den Städten
„durchaus in Kauf“. Schaidinger
stellte Brandls Version die Pro-
bleme der Städte entgegen. 

Schwerpunkt 
bei den Investitionen

Der Fraktionschef deutete ein
„gewisses Entgegenkommen“
an, wenn es um die rund 100
Millionen Euro geht, die der
Freistaat den Kommunen nach
deren Berechnungen für die
praktische Umsetzung des auf
acht Jahre verkürzten Gymnasi-
ums (G 8) im Sinne des Konne-
xitätsprinzips schuldet. Schaidin-

ger erklärte sich bereit, die an-
gekündigte Klage gegen den
Freistaat zunächst wieder in die
Schublade zu legen. Im Sinne der
kommunalen Forderungen er-
klärte es die Regierungsfraktion
für wünschenswert, dass bei den
FAG-Verhandlungen ein Schwer-
punkt im Investitionsbereich ge-
setzt wird, nachdem die Bauinve-
stitionen laut Zellner binnen zehn
Jahren von 4,5 auf 2,9 Milliarden
Euro zurückgegangen sind. Ein
kommunaler Verteilungskampf
sei zu befürchten. Die Fraktion
sprach sich auch für weitere Mit-
tel zur Abwasserentsorgung aus.
Für Kleinkläranlagen hat das
Umweltministerium zusätzlich
fünf Millionen Euro in Aussicht
gestellt. 

Interkommunale 
Kooperationsformen

In einer Entschließung stellte
die CSU-Fraktion fest, gerade in
Zeiten knapper Kassen wäre es
völlig verfehlt, Verdichtungs-
und ländliche Räume gegenein-
ander auszuspielen. „Beide be-
dingen sich und profitieren von-
einander.“ Interkommunale Ko-
operationsformen will die Regie-
rungsfraktion besonders fördern.
Der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende Markus Sackmann
soll dafür federführend landauf
landab tätig werden. 

Vom Büchergeld abzurücken,
sah sich die Fraktion nicht in der
Lage. Lediglich das Erhebungs-
verfahren soll vereinfacht wer-
den und Gemeinden, die diese
neue Abgabe aus eigener Kasse
bezahlen und die Eltern schonen,
will man gewähren lassen. Die
Kritik geht aber auch dahin, dass
es praktisch keinen rechtlich ge-
sicherten Zwang für die Bücher-
geld-Erhebung gibt, wenn Eltern
sich konstant weigern, die 40
Euro jährlich (Standardgebühr)
zu berappen. 

Unsinn wird abgestellt

Abhelfen will die CSU dem
Ärger über den neuen Staats-
forstbetrieb, der von Kommunen
Gebühren für die Benutzung von
Waldwegen haben möchte.
„Dieser Unsinn muss abgestellt
werden,“ forderte Herrmann.
Zufrieden zeigte sich Hölzlein,
dass der Fortbestand der Bezirke
zumindest von der CSU nicht
mehr in Frage gestellt werde. 

SPD fordert mehr Geld
für Kommunen

Für die SPD-Fraktion verlang-
te die kommunalpolitische Spre-
cherin Helga Schmitt-Bussinger
eine Erhöhung der Schlüsselzu-
weisungen des Staates an die
Kommunen von 11,6% auf 15%,
was rund 680 Millionen Euro
mehr in den Kassen von Städten,
Kreisen und Gemeinden bedeu-
te. Die SPD plädiert weiterhin
dafür, dass Bayern das G 8 im

Sinne des Konnexitätsprinzips
ganz aus Staatsmitteln finanziert.
Bei der Erwachsenenbildung ge-
be es „noch keine Entwarnung“.

SGK: Bildungsmilliarde

Parallel zur Einladung der vier
- alle der CSU angehörenden
Spitzenverbandspräsidenten nach
Kreuth hatte die große Oppositi-
onsfraktion vor ihrer Klausur in
Kloster Irrsee den Vorsitzenden
der Sozialdemokratischen Ge-
meinschaft für Kommunalfragen
(SGK) Dr. Ivo Holzinger zum
Gespräch nach München gebe-
ten. Er wusste sich in seiner Kri-
tik an der Kommunalpolitik der
Staatsregierung einig mit den vier
Präsidenten. SPD-Fraktionsvor-
sitzender Franz Maget sah die
Chance, „die Situation zu bewe-
gen“. Die beiden SPD-Spitzenpo-
litiker erneuerten die Forderung
nach einer Bildungsmilliarde im
Etat. Maget zeigte sich zuver-
sichtlich, bei verschiedenen Kom-

munalwahlen heuer die kommu-
nalpolitische SPD-Basis stärken
zu können. 

Grüne: Widerstand leisten

Gleichlautende Kritik an
Staatsregierung und CSU kam
auch von den Grünen. Ihr Lan-
desvorsitzender, Bürgermeister
Sepp Daxenberger, forderte sei-
ne Kollegen in den Rathäusern
zum „entschlossenen Wider-
stand gegen die kommunalfeind-
liche Politik von CSU und
Staatsregierung“ auf. Im Vorfeld
der Aschaffenburger Fraktions-
klausur verlangte Christine
Kamm, die kommunalpolitische
Sprecherin der Landtagsfraktion,
mehr Eigenverantwortung für
die Kommunen. Das Konne-
xitätsprinzip sei nichts wert,
wenn die Staatsregierung staatli-
che Ausgaben in kommunale
umdefiniere und immer neue
Wege finde, den Kommunen in
die Taschen zu greifen. rm

Ehrenamtliche Schulinitiativen
mit Bürgerkulturpreis geehrt 

Landtagspräsident Alois Glück (CSU) hat im Bayerischen
Landtag den Bürgerkulturpreis 2005 an drei ehrenamtliche
Schulinitiativen verliehen. Der Preis ist mit 26.000 Euro do-
tiert, die sich die drei Hauptpreisträger sowie sechs mit Ehren-
preisen ausgezeichnete Initiativen teilen. Insgesamt hatten mit
148 Initiativen so viele Bewerber wie nie zuvor ihre Unterlagen
beim Landtag eingereicht. Das Leit-Thema 2005 lautete: „Bür-
gerschaftliches Engagement und Schule“.

Den ersten Preis erhielt der
Verein Schulgemeinde der
Grundschule Hof-Krötenbrück
in Oberfranken. Eltern, Schul-
leitung und Lehrkräfte haben
vor sechs Jahren begonnen, die
bisherigen „Fachräume“ und
die Lehrmittelsammlung zu
Gunsten einer offenen Lernum-
gebung umzustrukturieren. 

Lernlandschaft

Es soll eine Lernlandschaft ge-
staltet werden, die möglichst
vielfältige Nutzungsformen an-
bietet. Die Räume werden umge-
staltet in ein Buchstabenland,
Zahlenland, Klangland, Natur-

forscherland, Medienland, Com-
puter- und Übungsland, Lese-
land etc. Der Verein fördert diese
Aktivitäten mit erheblichen
Geldzuwendungen.

Initiative ghettokids

Der zweite Preis ging an die
Münchner Initiative ghettokids.
Der Verein gibt Integrationshil-
fen für sozial benachteiligte
Kinder und Jugendliche in ver-
schiedenen Projekten. Die Pro-
jekte, Workshops und Kurse
werden teilweise im Unterricht,
größtenteils jedoch in der Frei-
zeit durchgeführt.

Soziales Engagement

Der dritte Preis wurde dem
Augsburger Projekt „Change
in“ zuerkannt. Es bietet Schüle-
rinnen und Schülern der 8.
Klassen aus allen Schultypen
die Möglichkeit, sich in sozia-
len, kulturellen und ökologi-
schen Bereichen freiwillig über
einen begrenzten Zeitraum von
3 Monaten 40 Stunden zu enga-
gieren. Die Schüler werden bei
ihren Einsätzen von freiwillig
engagierten Mentoren unter-
stützt und begleitet. Die Mento-
ren kümmern sich um die Anlie-
gen der Jugendlichen und sind
bei auftretenden Fragen und
Problemen Ansprechpartner für
die Einsatzstellen.

Sechs Ehrenpreise

Erstmalig und zusätzlich ver-
geben wurden sechs gleichrangi-
ge, jeweils mit 1.000 Euro dotier-
te Ehrenpreise. Diese gingen an:
1. Stadtjugendring Aschaffen-
burg für das Jugendradio
„Klangbrett“

30 Jugendliche gestalten in
Zusammenarbeit mit dem Funk-
haus AB Radio Galaxy ehren-
amtlich unter Leitung einer Me-
dienpädagogin eine Sendezeit
von vier Stunden wöchentlich,
Themen: z.B. Jugendarbeitslo-
sigkeit, Jugendarbeit.
2. Forum Partnerschaft El-
ternhaus und Schule, Regen

Das Forum ist eine ehrenamt-
liche private Initiative, zu der
sich Personen aus verschiede-
nen Berufen mit langjähriger
Erfahrung im Umfeld Eltern-
haus und Schule zusammenge-
schlossen haben. Ziel des Fo-
rums ist es, die Zusammenarbeit

zwischen Elternhaus und Schu-
le zu verbessern.
3. Hermann-Staudinger-Gym-
nasium, Erlenbach für das
Projekt „Begegnung der Gene-
rationen“

Das Projekt „Begegnung der
Generationen“ ist eine Koope-
ration von Schülern ab der 9.
Klasse des Hermann-Staudin-
ger-Gymnasiums mit Senioren
von 4 Alters-/Pflegeheimen im
nördlichen Landkreis Milten-
berg in Zusammenarbeit mit
dem Seniorenbüro Horizont in
Erlenbach
4. Realschule am Judenstein,
Regensburg

Die Schule begreift sich seit
langem als „selbstwirksame
Schule“, die selbst die Verant-
wortung für die eigene Ent-
wicklung trägt, aber auch für
die Mitgestaltung des gesell-
schaftlichen Lebens in der Stadt
Regensburg und darüber hinaus.
Unter diesem Aspekt kommt in
den wesentlichen Schulprojek-
ten der letzten 10 Jahre nach
Auffassung des Lehrerkollegi-
ums „ganz stark der Aspekt
Bürgerschaftliches Engagement
und Schule zum Ausdruck“.
5. Schülerinitiative Rumänien-
hilfe (S.I.R.), Langenzenn

Schüler und Lehrer des Wolf-
gang-Borchert-Gymnasiums
haben vor 10 Jahren in einer
Gemeinschaftsaktion begonnen,
soziale Projekte sowie Hilfs-
transporte für rumänische Kin-
der und Jugendliche zu organi-
sieren. Seit vier Jahren konzen-
triert man sich nun schwer-
punktmäßig auf das Fintinele-
Projekt, wo eine Kombination
aus Kinderdorf und Jugendbe-
gegnungsstätte entsteht.
6. Städtische Riemerschmid-
Wirtschaftsschule, München,
für das Projekt „Ehrenamt“

Die Schülerinnen der Mäd-
chenschule betreuen in ihrer
Freizeit u.a. Bewohner von Al-
tenheimen, kümmern sich um
behinderte Kinder von allein er-
ziehenden Müttern, besuchen
kranke Kinder im Krankenhaus
oder arbeiten im Tierheim oder
Tierpark. Besonders hervorzuhe-
ben ist, dass die Sozialarbeit der
Schülerinnen unter bestimmten
Voraussetzungen als Projektun-
terricht benotet werden kann.

Höherer Stellenwert

Bildung, Schule und der
Lehrerberuf benötigten einen
höheren Stellenwert in der Ge-
sellschaft, betonte Landtagsprä-
sident Glück. Er appellierte an
Lehrer, Eltern und Schüler, aber
auch Kommunen, Wirtschaft
und Gesellschaft, die Schule
nicht allein als eine Aufgabe des
Staates zu betrachten. DK
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In die Trauer um die Opfer
des schrecklichen Unglücks in
Bad Reichenhall zu Beginn
des neuen Jahres mischt sich
ohnmächtige Wut vieler Bür-
gerinnen und Bürger darüber,
dass ein solches Desaster
überhaupt hat passieren kön-
nen. Die Presse fordert „ein
Schließen der Lücken im Bau-
recht“, damit nicht nur bei der
Planung von Gebäuden, son-
dern auch beim Betrieb „die Statik sorgfältig
geprüft werden muss“. Eine große Tageszeitung
hierzu: „Solche Lücken zu schließen hat nichts
mehr mit Bürokratie, aber viel mit mehr Sicher-
heit“ zu tun. Wir alle glaubten ja auch daran,
dass zusammenbrechende Gebäude allenfalls
in von Korruption geprägter Bauwirtschaft und

in Drittweltländern möglich sind, aber doch
nicht bei uns. 

Wenn es um unsere Sicherheit geht, und vor
allem immer dann, wenn ein schrecklicher Un-
fall passiert, dann wird sofort der Ruf nach
mehr Kontrollen, nach neuen Paragrafen und
Gesetzen laut. Wir wollen niemals akzeptieren,
dass Unfälle oft auch eine Verkettung völlig un-
glücklicher Umstände und deshalb oft schick-
salsbedingt sein können. 

Innenstaatssekretär Georg Schmid hat ge-
genüber dem Bayerischen Rundfunk deutlich
gemacht, dass es sich um einen „Paradigmen-
wechsel“ im Baurecht handele, wenn man jetzt,
wo die Ursachen noch gar nicht völlig klar
sind, nach mehr gesetzlich festgelegter Kontrol-
le rufe. Die Politik steht vor einem Dilemma:

Sie will weniger Festlegungen
von Standards und weniger
Paragrafen und dafür mehr
Eigenverantwortung. Diese
Forderung wird auch - in ru-
higen Zeiten- in der Bürger-
schaft vehement unterstützt.
Denn weniger Vorschriften
und Paragrafen bedeuten nun
mal weniger Bürokratie. 

Mehr Eigenverantwortung
heißt eben auch weniger ein
Sich-Verlassen auf Gesetze
und staatliche Kontrollen und
ein mehr an Sorgfalt des ein-
zelnen, auch von Körper-

schaften und Vereinen, von Kommunen und Or-
ganisationen. Und im Falle von Reichenhall
gilt eben auch zunächst die „Unschuldsvermu-
tung“, dass nämlich die Verantwortlichen in
der Stadt ihre Sorgfaltspflicht walten ließen. 

Nach jedem Unglück ist die erste Frage:
„Wer ist schuld?“ Diese Frage darf natürlich
gestellt werden, vor allem von den durch Tod
lieber Menschen Betroffenen. Nur lebendig
macht die Antwort niemanden. Die Frage nach
Prävention, als Lehre aus einem Unglücksfall,
ist da schon hilfreicher und wichtiger. 

Es ist notwendig, über all diese Fragen, auch
angesichts der toten Kinder und Jugendlichen,
in aller Ruhe zu diskutieren. Im Schock eines
solchen Unglücks, noch dazu in weihnachtli-
cher Zeit zu Beginn eines neuen Jahres mit all
seiner Symbolik, sollten so wichtige Fragen
nicht diskutiert und schon gar nicht entschieden
oder Stadtverantwortliche vorverurteilt werden.

KolumneGZ Maximilian Gaul

Mehr Freiheit heißt auch
mehr Eigenverantwortung 

Europäische Kommission und Bundesregierung werben um Vertrauen:

Gemeinsam kommunizieren
Ein Jahr vor Beginn der deutschen EU-Ratspräsidentschaft
werben Europäische Kommission und Bundesregierung ge-
meinsam bei den Bürgern um Vertrauen und Unterstützung für
die Europäische Union. Unter dem Titel „Aktion Europa“ star-
tet eine Verwaltungspartnerschaft, die Erfahrungen und Kräfte
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, des
Auswärtigen Amtes und der EU-Kommissionsvertretung in
Deutschland bündeln wird. Ziel ist es, die Bürger stärker für Eu-
ropa zu interessieren und Diskussionen über europäische Belan-
ge in Gang zu setzen. Für gemeinsame Aktionen im Rahmen der
Partnerschaft will die EU-Kommission in den kommenden vier
Jahren drei Millionen Euro bereitstellen. Der Leiter der EU-
Kommissionsvertretung in Deutschland, Dr. Gerhard Sabathil,
hofft, „dass diese Summe in absehbarer Zeit noch von Bund und
Ländern aufgestockt wird“.

Innerhalb der „Aktion Euro-
pa“ werden Bundesregierung
und Europäische Kommission
eine Reihe von Kommuni-
kationsprojekten gemeinsam
durchführen. Geplant sind unter
anderem ein europäischer Ju-
gendkongress, ein Kurzfilm
über europäische Werte, und die
Ausbildung von jugendlichen
Multiplikatoren, die Europa und
europäische Themen unter dem
Motto „Jugend schult Jugend“
in die Schulen bringen sollen.
An Auswahl und Koordination
der Aktionen ist auch das Eu-
ropäische Parlament beteiligt.

Meilenstein europäischer
Öffentlichkeitsarbeit

„Aktion Europa“ bietet erst-
malig die Möglichkeit, den eu-
ropäischen Diskurs Hand in
Hand auf nationaler und auf 
europäischer Ebene zu führen.
„Die Partnerschaft wird sich 
zu einem Meilenstein europäi-
scher Öffentlichkeitsarbeit ent-
wickeln“, so Margot Wallström,
Vizepräsidentin der EU-Kom-
mission und zuständig für 
Kommunikationsstrategie. „Ich
bin sicher, dass die Kooperation
zwischen Deutschland und den
europäischen Institutionen es
ermöglichen wird, den Bürgern
Europa näher zu bringen und sie
zu einer Debatte über unsere
Zukunft anzuspornen.“

„Aktion Europa“ ist eine der
Maßnahmen, mit denen die EU-

Kommission ihren im Oktober
2005 verabschiedeten „Plan D“
für Demokratie, Dialog und Dis-
kussion umsetzen will. 

Personelle Verstärkung

Darüber hinaus werden die
Berliner, Bonner und Münchner
Vertretungen der EU-Kommissi-
on in Deutschland personell ver-
stärkt. Neue Mitarbeiter küm-
mern sich unter anderem um
Kontakte zu deutschen Parla-
menten und um die Vermittlung
von europäischen Themen an re-
gionale Tageszeitungen sowie
die Fachpresse.

Zudem konzentrieren sie sich
auf die Rolle des Mittelstands
für Wachstum und Beschäfti-
gung. Schließlich treten sie ver-
stärkt an Schüler und Jugendli-
che heran und fördern den eu-
ropäischen Dialog in Ost-
deutschland.

Im Rahmen von „Plan D“ ver-
anstalten die Vertretungen der
Europäischen Kommission in
Deutschland außerdem regel-
mäßig Tage der offenen Tür. 

Bürgersprechstunde und
Jugendkreativwettbewerb

Neu ist auch die Bürger-
sprechstunde, die Dr. Sabathil je-
den Mittwoch um 16.00 Uhr in
seinem Berliner Büro am Bran-
denburger Tor abhält. Eines der
Highlights bei der Umsetzung
von „Plan D“ im Jahr 2006 bil-

det der Jugendkreativwettbe-
werb „EURopäischE Vision“.
Hierbei sind junge Leute aus den
zwölf Austragungsorten der
Fußball-WM aufgerufen, ihre
Hoffnungen und Träume von
Europa in einem Kurzfilm, Ra-
dio-Beitrag, als Website oder als
digitale Fotostory darzustellen.
In Verbindung mit dem Wettbe-
werb veranstaltet das Europäi-
sche Parlament, Informations-
büro für Deutschland (EP) eine
Bustour durch 25 deutsche Städ-
te. Die Tour will möglichst viele
Bewohner der jeweils angesteu-
erten Stadt zum Mitreden auffor-
dern, wenn der Europabus auf
ihrem Marktplatz oder in ihrer
Fußgängerzone hält.

Zum „Mitreden“ ist die breite
Öffentlichkeit bei einer Reihe
von Veranstaltungen aufgefor-
dert, die von der Europäischen
Kommission und dem Parlament
gemeinschaftlich organisiert
werden. Quer durch die Bundes-
republik treffen Landespolitiker
und Bürgermeister mit Vertretern
der Kommission und Europaab-
geordneten zusammen, um Bür-
gern Rede und Antwort zu ste-
hen. Für 2006 sind zehn Veran-
staltungen geplant.

Europa-Spiel für Kids

Eine Fülle von Aktionen gibt
es auch in der Europa-Woche,
die Anfang Mai in allen Län-
dern der EU stattfindet. In
Deutschland wurde bisher tradi-
tionell der 5. Mai als Europatag
begangen. Ab diesem Jahr aber
gilt in den Mitgliedstaaten ein-
heitlich der 9. Mai. 

Nicht bis zum Frühjahr war-
ten, müssen kleine Europäer. Für
sie ist gerade eine Broschüre mit
dem Titel „Das Europa-Spiel“
erschienen. Das Spiel liefert 6
bis 13-Jährigen Wissenswertes
und Spannendes zur EU und
wird demnächst mit Hilfe der 47
deutschlandweiten Euro-Infor-
mationszentren in großer Aufla-
ge an Schulen verteilt. !

Wirtschaftsminister Erwin Huber fordert:

Bayern muss Industrieland bleiben
Als Voraussetzung dafür nennt er Kostendisziplin und Innovationen

„Über die Nutzung der Kernenergie ist das letzte Wort noch nicht gesprochen“

Bayern müsse ein Industrieland bleiben. Deshalb werde er sich
mit aller Kraft gegen eine De-Industrialisierung des Freistaates
wenden, sagte der neue bayerische Wirtschaftsminister Erwin
Huber bei der Vorlage des bayerischen Industrieberichtes 2005.
Denn nur mit einer starken und zukunftsgerichteten Industrie
werde Bayern, das neben Baden Württemberg über die stärkste
industrielle Basis unter den bundesdeutschen Ländern verfügt,
seine Innovationsfähigkeit erhalten und stärken können.

Innovation sei aber die Voraus-
setzung zur Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit und damit zu Si-
cherung und Schaffung von Ar-
beitsplätzen. Um Innovation und
Entwicklungsdynamik zu för-
dern, will Huber - genau wie sein
Vorgänger Otto Wiesheu - die en-
ge Zusammenarbeit von Hoch-
schulen, Forschung und Wirt-
schaft im ganzen Land in soge-
nannten Clustern mit Erlösen aus
dem Verkauf staatlicher Unter-
nehmensbeteiligungen fördern. 

Erstarkte Ausfuhren

2004 ist es zu einer Erholung
der Industriekonjunktur gekom-
men. Das war in erster Linie auf
die wieder erstarkten Ausfuhren
(Exportquote 44,9 Prozent)
zurückzuführen, doch gingen
auch zunehmend positive Impul-

beitsplätze neu geschaffen und
60.000 gesichert worden.

Trotz der Schwierigkeiten in
den bayerischen Grenzregionen
bezeichnete Huber die politische
und wirtschaftliche Öffnung der
osteuropäischen Staaten als ei-
nen Segen für die Wirtschaft im
Freistaat. Bayerns Exporte nach
Osteuropa hätten 2004 ein Volu-
men von 14,9 Mrd. Euro und da-
mit ungefähr das Niveau der
Ausfuhren in die USA erreicht. 

Motor des 
Wirtschaftswachstums

In den zurückliegenden Jah-
ren, besonders in den neunziger
Jahren, war eine Verlagerung der
realen Bruttowertschöpfung hin
zum Dienstleistungssektor zu
beobachten gewesen. Doch hat
sich dieser Trend im Jahre 2004

Risikofaktoren

Trotz aller gedämpften Zuver-
sicht warnte Huber auch vor Ri-
sikofaktoren, die einen anhalten
Konjunkturaufschwung gefähr-
den könnten. Hier nannte er den
hohen Ölpreis, den starken Euro
und die unzureichenden Struk-
turreformen in Deutschland. 

Besondere Sorgen bereiten
Bayerns Wirtschaftsminister die
hohen Kosten, die Deutschland
unbedingt in den Griff bekom-
men müsse, wenn die Schlag-
kraft der Industrie erhalten blei-
ben solle. So habe Deutschland
mit 27,09 Euro weltweit die dritt-
höchsten Arbeitskosten je Stun-
de, mit 12 Euro je Stunde die
höchsten Lohnzusatzkosten, mit
1.557 Stunden die niedrigste ta-
rifliche Jahresarbeitszeit, mit
36,8 Prozent mit die höchste
Steuerlast in Europa sowie Büro-
kratiekosten, die in Großunter-
nehmen mit 350 Euro je Be-
schäftigtem und Kleinunterneh-
men sogar mit 4.360 Euro zu
Buche schlügen.

Hohe Energiekosten 

Als weiteres Manko führte
Huber die hohen Energiekosten
an. Deutschland habe hinter Ita-
lien die zweithöchsten Industrie-
strompreise in der EU. Hierzu-
lande fehle es an einem schlüssi-
gen Gesamtkonzept für die Ener-
gieversorgung. In diesem Zu-
sammenhang forderte Bayerns
Wirtschaftsminister vor allem ei-
ne grundlegende Überarbeitung
des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes (EEG) und die weitere
Nutzung von Kernenergie. Sie
trage in Bayern zu 60 Prozent, in
Deutschland insgesamt aber nur
zu 30 Prozent zur Stromversor-
gung bei, was Bayern bei ih-
rer Abschaltung benachteiligen
würde. Die Laufzeiten der Kern-
kraftwerke müssten an der Si-
cherheit der Werke und nicht an
Ideologien ausgerichtet werden.
Vorrangig müsse jetzt das Ent-
sorgungsproblem gelöst werden.
Bei der erneuerbaren Energie
setzt Huber vor allem auf die
Biomasse. Denn bei der Nutzung
von Wind und Sonne brauche es
immer auch Ersatzkapazitäten,
weil diese Quellen nicht ständig
nutzbar seien.

Als Königsweg, die bayeri-
sche und deutsche Industrie
wettbewerbsfähig zu machen,
nannte Huber als Fazit Kosten-
disziplin und Innovation. Dazu
seien umfassende Reformen
nötig. Innovation und Produkti-
on gehörten eng zusammen,
„denn wenn Produktion abwan-
dert, folgen ihr bald meist auch
Forschung und Entwicklung.“ 

Initiative „Stark 
am Standort Bayern“

Die bayerische Staatregierung
ziele mit ihrer Clusterpolitik dar-
auf ab, Wirtschaft, Forschung
und Hochschulen enger zusam-
menzubringen, „um die Wert-
schöpfungskette im eigenen
Lande zu halten. Denn“, so Hu-
ber, „wir müssen um soviel bes-
ser sein, wie der Standort teurer
ist.“ Das bayerische Wirtschafts-
ministerium habe deshalb die In-
itiative „Stark am Standort Bay-
ern“ ins Leben gerufen, um
Möglichkeiten und Potenziale
der Unternehmen am Standort
sowie die Prozessoptimierungen
im Unternehmen als Diskussi-
onsgrundlage für eine bessere
Wertschöpfung aufzuzeigen.

Bayern wolle und müsse
auch im 21. Jahrhundert eine
führende Rolle als international
erstklassiger High-Tech-Stan-
dort für Industrie und Dienstlei-
stungen spielen. dhg.

se vom Binnenmarkt aus. Als
stärkste Branche erwies sich
wieder einmal der Fahrzeugbau
knapp vor der Elektroindustrie.
An dritter Stelle folgt der Ma-
schinenbau. Die Inlandserlöse
der bayerischen Industrie, die
insgesamt 1,16 Mio. Menschen
beschäftigt, legten um 6,3 Pro-
zent zu. Im Jahr zuvor hatte es
noch in Minus von 0,5 Prozent
gegeben. Die Umsätze mit aus-
ländischen Kunden nahmen gar
um 9,1 Prozent zu, sodass insge-
samt ein Plus von 7,6 Prozent zu
verzeichnen war. In Bayern sind
bei allen wirtschaftlichen Kenn-
ziffern die Zugewinne generell
höher ausgefallen als in
Deutschland insgesamt.

Wettbewerbsverzerrungen

Um diese flächendeckende In-
dustriestruktur zu stärken und
möglichst auszubauen, will nach
Hubers Mitteilung der Freistaat
auch nach dem Auslaufen der
Grenzlandförderung 2006 die
Förderung der bayerischen Re-
gionen nahe von Sachsen,
Thüringen und der Tschechi-
schen Republik fortsetzen. Den
Segen der Bundesregierung
dürfte Bayern haben, den der EU
inzwischen wohl auch. Denn
nach dem Brüsseler Finanzpoker
fallen für die ehemaligen Zonen-
randgebiete 75 Mio. Euro an
Fördergeldern zusätzlich ab.

Da die Grenzregionen Fran-
kens, Niederbayerns und der
Oberpfalz noch immer unter
Wettbewerbsverzerrungen litten,
müsse auch für die Jahre von
2007 bis 2013 Geld für die Schaf-
fung von neuen Arbeitsplätzen
bereitgestellt werden, sagte Hu-
ber. In den zurückliegenden zehn
Jahren hat der Freistaat mit insge-
samt 400 Mio. Euro an zinsgün-
stigen Darlehen und Zuschüssen
aus Mitteln der regionalen Wirt-
schaftsförderung Gesamtinvesti-
tionen von 2,7 Mrd. Euro mög-
lich gemacht. Dadurch sind nach
Hubers Darstellung 1.000 Ar-

umgekehrt, der Bereich der In-
dustrie ist wieder stärker gewor-
den. Und diese Entwicklung hat
auch in den ersten drei Quartalen
2005 angehalten. Die Industrie
hat sich wieder als Motor des
Wirtschaftswachstums erwiesen.

Huber gab sich zuversichtlich,
dass es auch 2006 so bleiben
werde, denn im laufenden Jahr
haben Auftragseingänge und
Produktion zum Teil kräftig zu-
genommen, so etwa die Bestel-
lungen von Investitionsgütern
um 7,4 Prozent. Die Exportquote
des verarbeitenden Gewerbes ist
auf 46,3 Prozent gestiegen. Die
Kapazitätsauslastung der bayeri-
schen Industrie hat mit 84,8 Pro-
zent fast ihren langjährigen
Durchschnitt von 85 Prozent er-
reicht. In den ersten neun Mona-
ten 2005 haben die Umsätze um
3,2 Prozent zugenommen.

Freilich konnte Huber kein
total ungetrübtes Bild präsen-
tieren, denn das Plus beim Um-
satz zeigte auch 2005 keine
Wirkung auf der Beschäfti-
gungsseite. War schon 2004 die
Zahl der Beschäftigten in der
bayerischen Industrie um 1,4
Prozent (in Deutschland insge-
samt um 1,9 Prozent) zurückge-
gangen, so nahm sie bis Ende
September noch einmal um 1
Prozent ab. 

Huber führte die Entwicklung
auf den harten internationalen
Wettbewerb und den daraus re-
sultierenden Preisdruck zurück.
Viele Unternehmen reagierten
darauf mit Restrukturierungs-
maßnahmen am Standort und
mit der Verlagerung arbeitsinten-
siver Vorleistungen ins kosten-
günstigere Ausland. 

Dennoch, so Bayerns Wirt-
schaftsminister, werde die Indus-
trie auch im kommenden Jahr zu
einer Erholung der Konjunktur
beitragen. Bei der Beschäfti-
gung, „die der konjunkturellen
Entwicklung immer etwas hin-
terherläuft“, geht Huber von ei-
ner Stabilisierung oder gar einer
leichten Verbesserung aus.
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rungen im Kommunalen Finanz-
ausgleich. Konkret nannte er die
nach seiner Ansicht antiquierte
„Einwohnerveredelung“, die den
großen Städten automatisch ei-
nen höheren Ausgabenbedarf
unabhängig von ihrer Einnah-
mensituation zubilligt. „Wer die
Vorgabe des Landesentwick-
lungsprogramms nach gleich-
wertigen Lebensbedingungen in
allen Landesteilen Bayerns ernst
nimmt, kann nicht akzeptieren,
dass ein Einwohner in einer
Großstadt um bis zu 50 Prozent
mehr ‘wert’ ist als in einer klei-
nen Gemeinde“, sagte Brandl.
Der Bayerische Gemeindetag
wehre sich massiv dagegen, den
ländlichen Raum quasi von der
Entwicklung abzukoppeln und
sich auf die Ballungsräume zu
konzentrieren. Dies sei „wenig
hilfreich“ für die Gesellschaft
und die kommunale Familie.

Ungebremst steigende
Sozialleistungen

Die insgesamt verbesserte
Einnahmensituation darf nach
Brandls Worten nicht darüber
hinwegtäuschen, dass das
Hauptproblem der kommunalen
Finanzmisere, nämlich die wei-
terhin praktisch ungebremst stei-
genden Sozialleistungen, nach
wie vor ungelöst ist. Während
die Sozialausgaben im Jahr 2000
bei 3,72 Mio. Euro in Bayern la-
gen, stiegen sie im Jahr 2004 auf
4,38 Mio. Euro. Dies sei inner-
halb von vier Jahren ein Zu-
wachs von 30 Prozent. Bedauer-
licherweise habe sich dieser
Trend in 2005 trotz Hartz IV
weiter fortgesetzt. 

Insgesamt verschlingen die
Sozialausgaben Brandl zufolge
mehr als die gesamten Gewerbe-
steuereinnahmen aller bayeri-
schen Gemeinden. „Das ist von
den Kommunen nicht mehr zu
schultern“, kritisierte der Ge-
meindetagspräsident. Er forder-
te, dass sich Bund und Länder
endlich an den Sozialkosten,
sprich den Kosten der Eingliede-
rungshilfe, effektiv beteiligen,
„denn das ist längst keine Ange-
legenheit der örtlichen Gemein-

(Fortsetzung von Seite 1)
Peter Andrä in Berlin. Das politi-
sche Ziel, die baulichen Vor-
schriften zu lockern, um Kosten
zu senken, sei gescheitert.

Dagegen sprach sich der Sach-
verständigen-Verband BVS ge-
gen die Einführung regelmäßiger
Kontrollen aus. „Das ist nicht
notwendig, wenn ein Gebäude
ordnungsgemäß gebaut worden
ist“, sagte der Verbandschef
Michael Staudt. Ein Bau-TÜV
würde die Deregulierung von
Vorschriften wieder umkehren.

Schließungswelle befürchtet

Gleichzeitig warnte der Archi-
tekt, dass vielen Gemeinden das
Geld für den Unterhalt ihrer
Bauten fehle. So müssten öffent-
liche Gebäude in Intervallen von
15 bis 20 Jahren überarbeitet
werden, betonte Staudt. „Dafür
haben die Gemeinden heute kein
Geld mehr.“

Ähnlich äußerte sich der Präsi-
dent des Deutschen Städtetages,
Christian Ude. Er warnte ein-
dringlich vor maroder Bausub-
stanz und befürchtet nach eige-
ner Aussage eine Schließungs-
welle. „Fast alle Kommunen in
Deutschland haben wegen ihrer
Haushaltssituation in den ver-
gangenen Jahren Mittel für den
Bauunterhalt kürzen müssen.
Dabei steigt die Zahl problemati-
scher Gebäude in öffentlicher
Hand“, so der Münchner OB.
Besonders bei Bauwerken aus
den sechziger und siebziger Jah-
ren seien die Probleme immer
drängender. Hier müssten Alarm-
zeichen wie Risse im Beton oder
Feuchtigkeit im Gemäuer sehr
ernst genommen werden.

Rechtslage ausreichend

Henning Jäde, leitender Mini-
sterialrat der Obersten Bau-
behörde im Bayerischen Staats-
ministerium, sieht wiederum
keinen Anlaß, aufgrund des
Dacheinsturzes in Bad Reichen-
hall etwas an den bestehenden
baurechtlichen Bestimmungen
zu ändern. Ude rede sich „um
Kopf und Kragen“, wenn er na-
helege, dass mit Hochbauten ge-
nauso verfahren werden sollte
wie etwa mit Brücken oder
Windrädern. Während diese dy-
namischen Belastungen und
wechselnden Windverhältnissen
ausgesetzt seien, könne das für
Hochbauten in der Regel nicht
behauptet werden. Wo es doch
der Fall ist, wie etwa bei freiste-
henden Hochhäusern in Frank-
furt am Main, gebe es Sonderbe-
stimmungen, die zu einer peri-
odischen Überprüfung der

Es geht ums ...
(Fortsetzung von Seite 1)
nexitätsprinzip verpflichtet ist.
Eine Reihe von Städten hat be-
reits Klagen ins Auge gefasst.
Oberbürgermeister Christian
Ude kommentierte: „Ein Konne-
xitätsprinzip nach Gutsherrenart
werden wir auf keinen Fall ak-
zeptieren.“

Der Grund für die mangelnde
Kostenerstattung des Freistaates
liege nicht, wie vielfach kolpor-
tiert wird, in den überzogenen
Baumaßnahmen der bayerischen
Kommunen, sondern im staatli-
chen Fördersystem. Wie das vor-
gelegte Rechtsgutachten bestäti-
ge, sei dieses System für einen
vollen Kostenersatz nach Kon-
nexitätsmaßstäben weder konzi-
piert noch geeignet. Die Förde-
rung beschränke sich grundsätz-
lich nur auf bestimmte Baumaß-
nahmen wie z. B. Bau und Aus-
stattung von Versorgungsküchen,
Speisen- und Aufenthaltsräu-
men. Die Kosten dafür würden
allerdings auf einen Höchstwert
von 2.738 Euro pro Quadratme-
ter Hauptnutzfläche begrenzt. 

Dieser Betrag reiche in vielen
Fällen nicht aus, zum Beispiel
dort, wo denkmalschützerische
Auflagen zu beachten sind. Not-
wendige Aufwendungen wie z.
B. der Einbau von Personaltoi-
letten, die nach der Arbeitsplatz-
Verordnung vorgeschrieben sind,
würden nicht als förderfähig an-
erkannt. Der Städtetagsvorsit-
zende brachte die Situation auf
den Punkt: „Wenn ich im Re-
staurant ein Menü bestelle, kann
ich doch auch dem Ober nicht
sagen, ich zahle nur für das
Hauptgericht und die Nachspei-
se soll er übernehmen.“          DK

schaft mehr, sondern eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe“.
Brandl appellierte eindringlich an
die Bayerische Staatsregierung,
„den finanziell am meisten be-
troffenen Gemeinden 17 Millio-
nen Euro an Bedarfszuweisungs-
mitteln zur Verfügung zu stellen,
statt das Geld einzuziehen“. Die
im Haushaltsjahr 2005 nicht ver-
ausgabten Bedarfszuweisungs-
mittel müssten in das Haushalts-
jahr 2006 übertragen werden. 

Sorge um die 
Bildungspolitik

„Riesenärger um das Bücher-
geld, zuwenig Geld für das acht-
jährige Gymnasium und jetzt
noch den Volkshochschulen die
staatlichen Zuschüsse um die
Hälfte kürzen - mit diesem
Streichkonzept der Staatsregie-
rung ist eine nachhaltige Bil-
dungspolitik bald am Ende,“ lau-
tete ein weiterer Kritikpunkt des
Präsidenten. Die Auseinander-
setzung zwischen der Bayeri-
schen Staatsregierung und den
Bayerischen Gemeinden im Bil-
dungsbereich nehme an Schärfe
zu. Noch schweben laut Brandl
dicke Rauchwolken über dem
Büchergeld, kündigen Kommu-
nen dem Staat Klagen an, damit
dieser nach dem Konnexität-
sprinzip die Kosten für die Aus-
bauten in den Gymnasien end-
lich übernimmt und bestehen
völlig ungeklärte Finanzierungs-
fragen über die vom Kabinett
kürzlich gemachten Äußerungen
über den Ausbau der Ganztags-
angebote an Schulen. 

Prioritäten setzen

„Der Freistaat muss trotz aller
Sparmaßnahmen die richtigen
Prioritäten setzen; in die Bil-
dungspolitik zu investieren ist
für die Zukunft unseres Landes
zwingend erforderlich“, bemerk-
te Brandl. „Die Kommunen wer-
den aufgrund ihrer desaströsen
Finanzsituation nicht als Ausfall-
bürgen in diesem Bereich zur
Verfügung stehen, daher müsse
der Rotstift in der Bildungspoli-
tik nun endgültig auf die Seite
gelegt werden. DK

Die Schwachen ...

Standfestigkeit verpflichteten. 
Auch die in allen Bundeslän-

dern seit langem geltende Rechts-
praxis, dass ein Gebäude nach
der Abnahme in den Verantwor-
tungsbereich des Bauherrn über-
gehe, hält Jäde für sinnvoll. „Der
Bauherr kennt sein Gebäude am
besten, er wirkt als eine Art per-
manenter Gebäude-TÜV.“ Im
Übrigen würden in der gegen-
wärtigen Debatte die finanziel-
len, technischen und organisato-
rischen Dimensionen einer re-
gelmäßigen Überprüfung von
Hochbauten unterschätzt. „Es er-
gäbe keinen Sinn, nur zu prüfen,
ob es in einem Gebäude von der
Decke tropft; man müsste Ver-
kleidungen lösen und Laborun-
tersuchungen in Auftrag geben,
was sehr teuer wäre.“

Auch der Bayerische Gemein-
detag zeigt sich skeptisch ge-
genüber zusätzlichen Vorschrif-
ten. Wie Präsident Dr. Uwe
Brandl betonte, „sollten aus den
tragischen Geschehnissen in Bad
Reichenhall keine voreiligen
Schlüsse gezogen werden“. Bay-
erns Gemeinden seien sich ihrer
Verantwortung für die Bürgerin-
nen und Bürger bewusst und näh-
men die Sicherheit ihrer Gebäude
ernst. Aber es stimme auch: „Vie-
le Rathäuser, Sporthallen, Veran-
staltungssäle und andere kom-
munale Gebäude müssen reno-
viert oder saniert werden.“

Professionelles
Gebäudemanagement

„Weil die Einnahmen mit den
explodierenden Ausgaben seit
Jahren nicht Schritt halten, müs-
sen die Kommunen immer mehr
sparen. Das geht vor allem zu La-
sten der freiwilligen Ausgaben“,
bemerkte Brandl. Vom Deutschen
Institut für Urbanistik wurde für
das laufende Jahrzehnt ein kom-
munaler Baubedarf von 488 Mrd.
Euro deutschlandweit ermittelt.
Bis 2010 wären allein zur Sanie-
rung maroder Schulgebäude bzw.
für entsprechende Ersatzbauten
60 Mrd. Euro erforderlich. 

Dennoch lasse sich daraus
nicht schließen, dass von reno-
vierungsbedürftigen Gebäuden
eine Gefahr für die Nutzer aus-
gehe. Aus mehreren Gründen
prüften die Kommunen als Ei-
gentümer regelmäßig den Erhal-
tungszustand und damit auch die
Standsicherheit ihrer Gebäude.
Dies geschehe auch ohne gesetz-
liche Auflagen. 

Zum einen führe das profes-
sionelle Gebäudemanagement
dazu, dass man Schäden mög-
lichst frühzeitig zu erkennen ver-
sucht, um den Reparaturaufwand
gering zu halten. Des Weiteren

müssen die Kommunen im Rah-
men ihrer Verkehrssicherungs-
pflicht die Sicherheit der Gebäu-
de garantieren. „Keine Stadt
oder Gemeinde kann es sich leis-
ten, die Unversehrtheit ihrer
Bürger und Bürgerinnen leicht-
fertig aufs Spiel zu setzen“,
machte Brandl deutlich. Nicht
zuletzt stünden Kommunen und
ihre Gebäude unter Beobachtung
der gesamten Öffentlichkeit. Aus
diesen Gründen sei es für Kom-
munen selbstverständlich, ihren
Gebäudebestand auf eigene Ko-
sten regelmäßig zu überprüfen. 

Brandl warnte davor, als Folge
des Halleneinsturzes von Bad
Reichenhall sofort neue Gesetze
mit schärferen Prüfpflichten zu
erlassen. „Sicherheit hat für uns
oberste Priorität“, stellte er klar.
Der Bayerische Gemeindetag
geht aber davon aus, dass das an-
gestrebte Ziel mit den vorhande-
nen Kontrollinstrumenten zu er-
reichen ist.  

Mögliche Ursachen

Unklar ist derzeit, wie schnell
Staatsanwaltschaft und Gutach-
ter zu einem Ergebnis über die
tatsächliche Unglücksursache
kommen. Die Kriminalpolizei,
die mit bis zu 30 Beamten ermit-
telt, rechnet nicht vor Anfang
April mit Resultaten. Manche
Experten jedoch gehen davon
aus, dass schon früher ein Ergeb-
nis vorliegen könnte. „Ich sehe
das nicht ganz so kompliziert“,
stellte etwa der Sachverständige
Michael Staudt fest. Eine Re-
konstruktion eines Gebäudes
nach einem Einsturz sei äußerst
selten und auch nicht notwendig.
Es reiche aus, neuralgische
Punkte zu untersuchen. 

In Bad Reichenhall könnte ei-
ne Rolle gespielt haben, dass vor
dem Unglück Schneehöhen ge-
messen wurden. „Das könnte das
Dach in Schwingungen versetzt
haben“, betonte Staudt. Zeugen
hatten berichtet, dass Wasser
vom Dach der Halle getropft sei.
Auch dies werden wohl die Gut-
achter analysieren, denn Kon-
denswasser könnte nach Staudts
Einschätzung tragende Holzteile
an der Decke instabil gemacht
haben. „Zum Faulen braucht
man nur Feuchtigkeit und Sauer-
stoff“, so der Experte. Zudem
könne die Dämmung zwischen
den Wellblechen Nässe gezogen
haben - das Dach wäre damit
schwerer gewesen als vorausbe-
rechnet. Eine Arbeitsgruppe un-
ter Leitung von Innenminister Dr.
Günther Beckstein soll nun die
Aufklärung der Unglücksursache
begleiten und anschließend Kon-
sequenzen prüfen.                   DK

Trauer und Ursachen ...

Bayerische Krankenhausgesellschaft:

Gestalter oder Getriebene?
Mitgliederversammlung in München zeigte Lösungswege auf

Die bayerischen Krankenhäuser haben nach Ansicht des Vorsit-
zenden der Bayerischen Krankenhausgesellschaft (BKG), Ober-
bürgermeister Franz Stumpf, „die Herausforderungen der Ver-
änderung im deutschen Gesundheitswesen konstruktiv ange-
nommen“. Wie Stumpf im Rahmen der Mitgliederversammlung
in München darlegte, zeigten sich bemerkenswerte Entwicklun-
gen gerade der vergangenen Jahre mitunter in den großen
Strukturveränderungen und einer beispielhaften Produkti-
vitätssteigerung in den Kliniken des Freistaats.

„Unsere Krankenhäuser haben
die Zeichen der Zeit frühzeitig
erkannt und zum Beispiel mit der
Gründung von Krankenhausko-
operationen oder der Umsetzung
neuer Versorgungsformen geant-
wortet“, betonte der Vorsitzende
vor rund 200 Vertretern aus dem
bayerischen Gesundheitswesen.
Als Antwort auf die Privatisie-
rungsdebatte von Krankenhäu-
sern meinte Stumpf: „Unabhän-
gig von ihrer Trägerschaft zeigen
die Krankenhäuser Engagement
und Kreativität in der Umset-
zung. Es gibt unzählige öffentli-
che und frei-gemeinnützige Kli-
niken, die sich mit innovativen
Konzepten und teilweise auch
unpopulären Entscheidungen auf
die veränderten Rahmenbedin-
gungen einstellen und dabei unü-
bersehbare Erfolge erzielen.“

Krankenhäuser öffnen

Dass die Krankenhäuser z. B.
aufgrund einer oft unausgewoge-
nen Gesetzgebung aber auch von
Gestaltern zu Getriebenen wer-
den, zeigt der allseits gewünschte,
aber bisher weitgehend fehlge-
schlagene Versuch, die Grenzen
zwischen ambulanter und sta-
tionärer Behandlung abzubauen.
OB Stumpf forderte Bundesge-
sundheitsministerin Ulla Schmidt
daher auf, „den Patienten die
Freiheit der Wahl einzuräumen
und die Krankenhäuser für die
Erbringung ambulanter fachärzt-
licher Leistungen zu öffnen“.

Die Bayerische Staatsregie-
rung rief der Vorsitzende dazu
auf, für eine nachhaltige Investi-
tionskostenförderung der Klin-

ken im Freistaat und zur „Er-
höhung des in den vergangenen
Jahren bereits reduzierten För-
dervolumens“ zu sorgen. Zur 
Situation der Ärzte und den 
sich zunehmend ausweitenden
Streiks in den Krankenhäusern
kritisierte Stumpf den seiner
Auffassung nach „unsensiblen
Umgang und die unakzeptablen
Verallgemeinerungen zum The-
ma“. Er zollte den Ärzten in den
Krankenhäusern höchsten Re-
spekt vor ihrer Arbeit und den
zweifellos permanent steigenden
Zusatzbelastungen. 

Notwendige Veränderungen

Stumpf widersprach jedoch
Behauptungen der ärztlichen
Standesvertreter, wonach Ärzte
laut neutraler Studien und Um-
fragen flächendeckend ausge-
beutet würden. Er wies darauf
hin, dass man sich nicht gegen
eine Einkommensverbesserung
für die Ärzte stelle, der Mehrauf-
wand für die Krankenhäuser
aber finanziert werden müsse.
Mit einem Zitat von Bundes-

kanzlerin Angela Merkel, das zu
mehr Mut und Optimismus auf-
rief, unterstrich Stumpf aber auch
die weiterhin notwendigen Ver-
änderungen in der bayerischen
Krankenhauslandschaft. Auf der
Basis eines gemeinsamen Grund-
konsenses rief er alle Partner in
der Gesundheitsversorgung, Ko-
stenträger und Leistungserbrin-
ger gleichermaßen „zum gemein-
samen Handeln im Interesse aller
Patienten und zur Weiterentwick-
lung des Gesundheitswesens un-
seres Landes“ auf.

Potenziale des 
Fallpauschalensystems

Bayerns Sozialministerin
Christa Stewens wies ihrerseits
auf die Potenziale des Fallpau-
schalensystems hin: „Es bietet
den Krankenhäusern ab dem 1.
Januar erneut eine gute Gelegen-
heit, als Gestalter aktiv zu wer-
den. Jedes Krankenhaus erhebt
einen landeseinheitlichen Aus-
bildungszuschlag, der an die
Bayerische Krankenhausgesell-
schaft abzuführen ist. Diese
schüttet dann an die ausbilden-
den Krankenhäuser die ihnen zu-
stehenden Gelder aus“, erläuter-
te Stewens und appellierte an die
Krankenhäuser, ihr Engagement
in der Ausbildung fortzusetzen
und fristgerecht die erhobenen
Zuschläge abzuführen. „Qualifi-
zierter Nachwuchs ist für die Ge-

sundheitsversorgung unverzicht-
bar“, betonte die Ministerin. 

Zur allgemeinen Bilanz des
Systems sagte sie: „Auf dem bis-
her Erreichten dürfen wir uns
nicht ausruhen, sondern müssen
die Auswirkungen des Systems
weiter intensiv beobachten.“ Als
„besorgniserregend“ bezeichnete
sie die zunehmende Bürokratie.
Stewens: „Die Zahl der Fall-
gruppen ist von 664 im Jahr
2003 auf 954 im Jahr 2006 ange-
stiegen - in Zukunft werden es
sicherlich über 1.000 sein. Dane-
ben gibt es bereits 82 Zusatzent-
gelte. Der damit verbundene Do-
kumentationsaufwand ist kaum
noch nachvollziehbar und bindet
mehr und mehr die Zeit der Ärz-
te, die dann bei der Patientenbe-
handlung fehlt. Daneben zeigt
sich, dass sich die individuellen
Basisfallwerte streng an den Ver-
sorgungsstufen anlehnen. Damit
bestätigt sich der bayerische Vor-
schlag, differenzierte Basisfall-
werte einzuführen.“

Steigende
Qualitätsanforderungen

Mit Blick auf die schwierigen
finanziellen Rahmenbedingun-

gen bei steigenden Qualitätsan-
forderungen sowie den sich auch
aufgrund der expandierenden
Privatklinikketten verschärfen-
den Wettbewerb wies die Mini-
sterin auf die Bedeutung von Ko-
operationen hin. Beispielhaft
nannte sie das Vorhaben der
Landkreise Bad Tölz-Wolfrats-
hausen, Landsberg, Miesbach
und Starnberg sowie der Stadt
Rosenheim, eine Management-
Holding zu gründen sowie Pläne

der Stadt Weiden und den Land-
kreisen Neustadt a. d. Waldnaab
und Tirschenreuth für eine neue
privatrechtliche Trägergesell-
schaft. Stewens: „Auch wenn
stets die Bestimmungen des Bun-
deskartellamts berücksichtigt
werden müssen, bieten Koopera-
tionen große Zukunftspotenziale
für Krankenhäuser - dafür gibt es
zahlreiche Beispiele, etwa das
Disease-Management-Pro-
gramm Brustkrebs.“ DK

Änderungen im Kommunalwahlrecht
Bei der Kommunalwahl 2008 wird es im bayerischen Kommu-

nalwahlrecht einige grundlegende Änderungen geben, die z.B.
das Auseinanderfallen von Wahlen für hauptamtliche Bürgermeis-
ter und Gemeinderäte eingrenzen sollen. So können die Amtszei-
ten hauptamtlicher Bürgermeister künftig zwischen vier und acht
Jahren liegen. Der Präsident des Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Uwe Brandl, begrüßt diese Regelung, fordert aber, dass haupt-
amtliche Bürgermeister dann für den Rest der Wahlzeit des Ge-
meinderats gewählt werden können, wenn diese Zeit mehr als drei
Jahre beträgt. Sofern die restliche Wahlzeit weniger als drei Jahre
beträgt, soll der hauptamtliche Bürgermeister bis zum Ende der
Wahlzeit des darauf folgenden Gemeinderats, d.h. für eine Zeit
von längstens neun Jahren, gewählt werden. 

Probleme hat Brandl jedoch mit dem Vorschlag des Innenmini-
steriums, zu verbieten, dass künftig Bewerber um ein kommuna-
les Mandat einem Wahlvorstand oder einem Briefwahlvorstand
angehören dürfen. !
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*Durch die einmalige Zahlung von 20 Euro beziehen Sie
für den Zeitraum vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezember 2008
Ihren Strom immer zum gleichen Preis (ausgenommen
sind Erhöhungen durch Steuern und gesetzliche Abgaben).
Dieses Angebot gilt bis zum 31. März 2006.

Hans und Ursula Werner waren die 200.000sten Besucher der
am 8. Januar zu Ende gegangenen Franz-Marc-Retrospektive
im Münchner Lenbachhaus. Insgesamt verzeichnete die über-
aus erfolgreiche Ausstellung etwa 300.000 Interessenten. Unser
Bild zeigt den Direktor des Lenbachhauses, Prof. Helmut Frie-
del (r.), und das Vorstandsmitglied des Partners E.ON Energie,
Hartmut Geldmacher (l.) zusammen mit dem Ehepaar Wer-
ner. Dieses wird von E.ON zur Caspar David Friedrich Aus-
stellung in die Hamburger Kunsthalle, die auch vom Energie-
versorger unterstützt wird, eingeladen. Die Ausstellung findet
vom 13. Oktober 2006 bis 28. Januar 2007 statt. !

Stadtwerke:

Mangel an Energie-
Risikomanagern

In der letzten Zeit entsteht zunehmend der Eindruck, dass 
Energiekonzerne die Endverbraucher mit hohen Preisen „ab-
zocken“. Dem Vorstandsvorsitzenden von E.ON Hanse, Hans-
Jakob Tiessen, verschaffte das ungewollte „Popularität“. Er
fand sich nach einer massiven Erhöhung der Gaspreise als
„Dracula mit blutigen Zähnen“ auf der Seite eins der Ham-
burger BILD. 

Die in den vergangenen Jahren
durch Brüssel erfolgte Liberali-
sierung der Gas- und Strommärk-
te hätte eigentlich, zumindest im
Sinne der Lehrbuchökonomie, 
zu einem höheren Wettbewerb
und damit zu sinkenden Preisen
führen sollen. Stattdessen steigen
seit 2005 die Preise. Die Ener-
giekonzerne rechtfertigen diese
Preissteigerungen unter anderem
mit dem seit Anfang 2005 euro-
paweit eingeführten CO2-Zertifi-
kat-Handel. Mit diesem Instru-
ment soll die im Kyoto-Protokoll
festgelegte Verringerung der Treib-
hausgasemission in Höhe von 21
Prozent (im Vergleich zu 1990)
erreicht werden. Im Gegensatz
zur deutschen ordnungsrechtli-
chen Praxis der Auflagen, Verbo-
te und Gebote wird es hier den
Unternehmen selbst überlassen,
wie und in welchem Umfang sie
CO2-Emissionen einsparen.

Da die großen CO2-verursa-
chenden Unternehmen für jeden
CO2-Ausstoß Zertifikate (Ver-
schmutzungsrechte) vorweisen
müssen, besteht für sie der An-
reiz, den CO2-Ausstoß so weit
wie möglich zu verringern. Im
günstigsten Fall können sie dann
die eingesparten Zertifikate an ei-
ner Börse verkaufen und Einnah-
men erzielen. Umgekehrt müssen
Unternehmen, bei denen eine
CO2-Verminderung nicht mehr
möglich ist, ihre Produktion nicht
schließen. Sie können sich durch
den Kauf von CO2-Zertifikaten
„freikaufen“. Da die Zertifikate
an einer Börse gehandelt werden,
werden Einsparungen dort erzielt,
wo sie volkswirtschaftlich am
günstigsten sind. So lange je-
doch die großen Energiekonzerne
zumindest kurzfristig nicht auf
CO2 sparende Verfahren umstel-
len können (die CO2-freundliche
Kernenergie wird in Deutschland
politisch gestoppt, bei Windkraft-
anlagen auf dem Meer hakt es
noch bei den Transportmöglich-
keiten für die gewonnene Ener-
gie), schlagen sie die Zertifikat-
kosten auf die Endverbraucher-
preise auf. 

Nun können selbst Oligopole
die Energiepreise nicht ganz frei
bestimmen. Auch sie sind den
Gesetzen von Angebot und
Nachfrage und damit den Bör-
senpreisen unterworfen. Eine
dieser Börsen ist die European
Energy Exchange (EEX). Im
Jahre 2005 führten hier u.a. die
Dürren in Spanien und Portugal
(geringe Verfügbarkeit von Was-
serkraft), der lange und kalte
Winter und der durch die ver-
stärkte Energienachfrage der
Schwellenländer bedingte starke
Anstieg des Öl- und Gaspreises
zu einem Anstieg der Energie-
preise. Für den Endverbraucher
kommen dann noch die Steuern,
Transportkosten und Renditen
der Stromkonzerne hinzu. Letz-
tere sind so hoch, dass sogar
über zusätzliche Gewinnaus-
schüttungen nachgedacht wird.
Das freut die Aktionäre und trifft
die privaten Endverbraucher
aber auch die Stadtwerke, die
sich nicht durch langfristige Ver-
träge günstige Energielieferun-
gen gesichert haben.

Nach Auffassung von E.ON
liegt hier das Problem: Viele
Stadtwerke lassen ihre Energie-
verträge nur von „Einkäufern“
aushandeln. Ihnen fehlt der Risi-
komanager, der beim Energie-
kauf die Preisrisiken auf unter-
schiedliche Produkte streut. Und
was bleibt dem privaten Haus-

halt? Er kann zu einem günstige-
ren Anbieter wechseln. Nur ei-
nem Prozent der Privathaushalte
gelingt dieser Sprung. Die Grün-
de für dieses Beharrungsvermö-
gen können Informationsdefizite,
die Macht der Gewohnheit oder,
davon geht zumindest e-on aus,
Zufriedenheit sein. Vielleicht
muss der Verbraucher sich an die
Liberalisierung erst noch gewöh-
nen. SAS

E.ON Bayern Umweltpreis
Zum zweiten Mal verleiht die E.ON Bayern AG den „E.ON
Bayern Umweltpreis“ unter der Schirmherrschaft von Um-
weltminister Dr. Werner Schnappauf. Der Umweltpreis zählt
zu den bundesweit höchst dotierten Preisen für ökologisches
Handeln. Um das Preisgeld in Höhe von 250 000 Euro können
sich bis zum 31. März neben Kommunen, Kirchen, kirchli-
chen Einrichtungen, eingetragenen Vereinen und Initiativen
erstmals auch Unternehmen mit Sitz in Bayern bewerben. 

E.ON Bayern verleiht den Umweltpreis, um über die eige-
nen Maßnahmen hinaus auch die ökologischen Leistungen an-
derer im Freistaat zu fördern. Der Preis soll der Einführung
und Umsetzung innovativer energie- und umweltschonender
Projekte dienen. Dabei geht es um Reduzierung des Primären-
ergieverbrauchs, Verminderung von Schadstoffen, den Schutz
natürlicher Ressourcen und um ökologisch orientiertes Bauen.
Im Fokus stehen Projekte der Gegenwart und der Zukunft, die
ohne Förderung nicht oder nur sehr schwer realisierbar sind.
Die zweite Besonderheit in 2006: Im Rahmen des Umwelt-
preises wird aus dem „Innovationsfonds Regenerative Energi-
en“ für Projekte zur CO2-Einsparung durch die Nutzung er-
neuerbarer Energien ein zusätzlicher Sonderpreis in Höhe von
60.000 Euro ausgelobt. Die Preisgelder sind zweckgebunden
für die jeweiligen Konzepte und Maßnahmen. !
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Betriebsstelle Günzburg

Geschwister-Scholl-Str.3

89312 Günzburg

Telefon 08221 3602-0
www.erdgas-schwaben.de

Donaustadt Günzburg–

wir heizen mit Erdgas

…ebenso wie 164 weitere Städte

und Gemeinden in unserer Region

Gerhard Jauernig,
Oberbürgermeister der Stadt Günz-

burg, freut sich, dass den Günzburger
Bürgerinnen und Bürgern mit Erdgas

eine saubere und umweltschonende

Energie zur Verfügung steht.

www.erdgas-schwaben.de

erdgas schwaben:

„Die Kommune bestimmt 
die Richtung“

GZ-Interview mit Kaufmännischem Geschäftsführer Klaus-Peter Dietmayer
„Wir sind da, wo unsere Kunden sind“ lautet der zentrale Ge-
danke der erdgas schwaben gmbh. Service, Sicherheit und
nachhaltiger Umweltschutz zur Erhaltung der Heimat sei der
Leitgedanke des schwäbischen Unternehmens mit Sitz in Augs-
burg, so der Kaufmännische Geschäftsführer Klaus-Peter Diet-
mayer im Gespräch mit der Bayerischen Gemeindezeitung. 

„Wir denken an unser aller
Zukunft und handeln deshalb
heute“, stellt Dietmayer fest. erd-
gas schwaben sichere für die
Menschen in ganz Schwaben
und Teilen Oberbayerns die Ver-
sorgung mit Erdgas, das zu bei-
nah 100 Prozent von Bayerngas
bezogen wird. Aktuell sind an
4.700 Kilometer Rohrleitungen
75.000 öffentliche Einrichtungen
und private Haushalte in 157
Städten und Gemeinden ange-
schlossen. Das Gebiet des „En-
ergiedienstleisters in Schwa-
ben für Schwaben“ wird mit
10,8 Milliarden kWh incl.
Durchleitungsmengen versorgt.

Als Partner der Thüga Gruppe
nutzt erdgas schwaben das bun-
desweite Netzwerk von Ener-
gieanbietern und damit die Stär-
ken eines großen Konzerns. An
sechs Betriebsstellen - Augs-
burg, Donauwörth, Günzburg,
Kaufbeuren, Kempten und Nörd-
lingen - agieren 283 Mitarbeiter
mit Engagement und guten
Ideen. Dabei liegt das Haupt-
augenmerk auf modernster Tech-
nik und einem wegweisenden
Konzept für den Umweltschutz.

Technik hat ihren Preis

Dass Technik ihren Preis hat,
ist freilich nicht wegzudiskutie-
ren, wobei Dietmayer deutlich
macht, „dass wir Erdgas mo-
mentan nur mit Ölpreisbindung
einkaufen können“. Ohnehin sei
bei den derzeit kräftig steigenden
Gaskosten nicht die Gaswirt-
schaft der Profiteur, „sondern
letztlich der Staat“. Gehe man
von einem Hausbesitzer mit ei-
nem durchschnittlichen Jahres-
verbrauch von 20.000 kWh aus,
so habe dieser in einem Zeitraum
von 20 Jahren eine Preissteige-
rung von 144 Prozent hinneh-
men müssen. Das Problem dabei
sei, dass die Preise seit 1986
ständig sanken, 1999 aufgrund
diverser Einflüsse ihren Tief-
punkt hatten und sie seitdem
ständig ansteigen. Und genau
Letzteres nehme der Kunde eben
wahr, erklärt Dietmayer. 

Berücksichtige man zusätzlich
die Erdgas- und Umsatzsteuer,
so ergebe sich im gleichen Zeit-
raum ein Anstieg der Erdgasprei-
se um gar 161 Prozent. Und der
Staat verdient laut Dietmayer
kräftig mit: Seit 2001 kassiere er
pro Kopf Steuermehreinnahmen
aus Ökosteuer plus Mehrwert-

steuer in Höhe von knapp 80 Eu-
ro. 

Grundsätzlich stellt sich Diet-
mayer in der jetzigen Energie-
preisdebatte die Frage: Was ist
ein angemessener Gewinn? Wer
stellt die Skala auf? Tatsache sei,
dass sein Unternehmen an einem
Einfamilienhaus obiger Größen-
ordnung 38 Euro netto verdiene.
Werden von politischer Seite die
Möglichkeiten der Preisanpas-
sung begrenzt wie es die aktuelle
Entwicklung andeutet, muss erd-
gas schwaben bei den Investitio-
nen im Netzausbau verhaltener
reagieren. Bereits 2006 wurden
hier die Investitionen um 10 Pro-
zent heruntergefahren. 

Rückgrat der Gesellschaft

„Wenn man von uns Energie-
dienstleistern erwartet, dass wir
unsere Preise nicht den Markt-
preisen anpassen - also erhöhen
oder auch mal senken wie z. B.
zum 01. Oktober 2003, macht
man auf lange Sicht die Wirt-
schaft im Land kaputt - nur ge-
sunde Unternehmen sind das
Rückgrat unserer Gesellschaft“,
erläutert der Geschäftsführer 
und stellt klar: „Mit der ewigen
Kleinkrämerei muss Schluss
ein. Wir verfügen hierzulande
kaum über Energien, deshalb
müssen wir in die Offensive ge-
hen. Was aber machen wir? 
Wir handeln Zweijahresverträge
aus, wo doch Planungssicher-
heit für Industrie und Wirtschaft
eminent wichtig wäre!“

In diesem Zusammenhang
meldet Dietmayer Zweifel am
Vorgehen von Kartellamtschef
Ulf Böge an, dessen Behörde
die Bindung von Gas- und Öl-
preis abschaffen will, wozu
auch das Vorgehen gegen Lang-
fristverträge gehören soll. In
Großbritannien beispielsweise
sei die Ölpreisbindung abge-
schafft worden. Nach kurzfristi-
gen Preissenkungen müssten
die Verbraucher aber wieder mit
stark ansteigenden Preisen pla-
nen. Interessanterweise habe
sich der Markt dort mittlerweile
wieder an die Entwicklung der
Ölpreise angepasst.

Neben der Preisdiskussion ist
es wichtig, die genuinen Vorteile
von Erdgas hervorzuheben - be-
sonders bei den Erdgasfahrzeu-
gen, wie Dietmayer betont. Erd-
gasfahrzeuge seien ökonomisch
wie ökologisch eine sinnvolle

Alternative zu konventionellen
Verbrennungsmotoren, verfüg-
ten sie doch über eine umwelt-
schonende Technik. Es gebe kein
Feinstaub- und Stickoxidpro-
blem - die Abgasnorm ab 2010
werde heute schon erfüllt - und
die Tankkosten seien bis zu 50
Prozent niedriger. Das Augsbur-
ger Unternehmen jedenfalls
schwöre seit mehr als zehn Jah-
ren auf diesen Kraftstoff. Der
Fuhrpark ist mittlerweile auf 108
Erdgasfahrzeuge angewachsen.
Expertenprognosen sagen für
2010 mehr als eine halbe Million

Wasserstoff zu fahren“. „Spal-
ten, sammeln, verdichten, vertei-
len“ lauteten die Aufgaben bei
der Wasserstofftechnologie, „wo-
bei keine davon sauber gelöst
ist“. Und eine Wasserstofftank-
stelle sei mit dem heutigen Stand
der Technik letztlich ein Risiko.
Als einzig positiv seien die her-
vorragenden Emissionswerte zu
betrachten.

Ein Dauerthema sind auch die
Konzessionsverträge. „Egal wo
wir ausschreiben - wir machen
ausschließlich positive Erfahrun-
gen“, berichtet der Geschäftsfüh-
rer. Etwas problematisch gestal-
te sich allerdings der Umgang
mit der Hackschnitzelthematik.
Die Annahme mancher Kommu-
nen, dass durch den Einsatz von
Holz alles billiger werde, sei ein
Irrtum. Im Endeffekt werde hier-
bei das Thema verbrennungsbe-
dingte Staub-Emissionen ver-
nachlässigt. Auch sei fraglich, ob
die lokale Wirtschaft wirklich
nachhaltig bedient würde. Darü-
ber hinaus bezweifelt Dietmayer,
dass die Waldbauern über einen
langen Zeitraum hinweg den En-
ergiepreis für gelieferte Hack-
schnitzel tatsächlich konstant
halten würden. 

Langfristiges Geschäft

Obwohl Erdgas bei den mei-
sten Bürgermeistern nach wie
vor die „Wunschenergie Num-
mer eins“ darstellt, müsse erd-
gas schwaben im Resultat frei-
lich peu à peu „aus der reinen
Erdgasecke herauskommen“.
Schließlich sei Energie ein lang-
fristiges Geschäft. Für die Kom-
munen müsse der Energie-
dienstleister ein Partner sein,
dessen Maxime letztlich lautet:
„Der Kunde entscheidet.“

Hilfe - „dort, wo sie sinnvoll
und gewünscht ist“ - bietet der
Dienstleister unter der Marke
schwaben wasser schließlich
auch bei der Wasserversorgung
an - und zwar bei Aufgabenstel-
lungen, die Kommunen nicht
alleine bewältigen können. Da-
bei handelt es sich um Arbeiten,
die besonders hoch qualifizier-
tes Personal erfordern oder die
im Verbund wirtschaftlicher er-
bracht werden können als allei-
ne. Die Dienstleistungen rei-
chen von der Entwicklung von
Fach- und Planungskonzeption
als Entscheidungsgrundlage bis
hin zu vollständiger technischer
und kaufmännischer Betriebs-
führung. 

Wichtig für diese Partner-
schaft ist laut Dietmayer, „dass
die Kommune die Richtung be-
stimmt“, sprich: „Die Entschei-
dungshoheit über die Wasserver-
sorgung und sämtliche Eigen-
tumsrechte verbleibt vollständig
bei der Kommune bzw. dem
Zweckverband.“ Die Verantwor-
tung für die Versorgung der Bür-
ger sei dort in guten Händen. An
dieser Überzeugung habe das
Unternehmen alle seine Dienst-
leistungen ausgerichtet. DK

Klaus-Peter Dietmayer.         !

PKWs und LKWs deutschland-
weit voraus.

Mangel an Vielfalt

In Deutschland gibt es mittler-
weile mehr als 650 Tankstellen,
davon in und um Schwaben 30
Stationen. erdgas schwaben be-
treibt sechs öffentliche Tankstel-
len: in Nördlingen, Donauwörth,
Günzburg, Landsberg am Lech,
Kaufbeuren und Kempten. Das
Augsburger Unternehmen inve-
stierte vergangenes Jahr in den
Ausbau des Erdgas-Tankstellen-
netzes über eine Million Euro.
Wie Dietmayer darstellt, werde
der Erdgasfahrzeugthematik mo-
mentan jene Aufmerksamkeit
zuteil, die sie seit Jahren verdient
gehabt hätte. Was jetzt noch feh-
le, sei eine angemessene Fahr-
zeugvielfalt und eine etwas dich-
tere Infrastruktur. 

Was das Thema Wasserstoff-
technologie anbelangt, stellt sich
Dietmayer zufolge das „Problem
der Wirtschaftlichkeit“. Betrach-
te man sich den Gesamtenergie-
verbrauch, „so ist die Wasser-
stofftechnologie im Augenblick
für uns kein Thema“. Die Her-
stellungskosten seien schlicht
und ergreifend zu hoch. Es gebe
keinen Grund, „aus Erdgas Was-
serstoff zu machen, um dann mit

Biogene Kraftstoffe:

Möglichkeiten 
und Grenzen

Straubinger Fachkongress mit Miller und Spitzner
Mobilität gehört zu den Grundlagen der Wirtschaft und wird
durch die zunehmende Globalisierung immer wichtiger. Die ho-
hen Kraftstoffpreise und das Wissen um die Endlichkeit der fos-
silen Reserven, die auch für nachfolgende Generationen erhalten
bleiben müssen, fordern zum Umdenken auf. Vor diesem Hinter-
grund fand unter dem Motto „Biogene Kraftstoffe - Möglichkei-
ten und Grenzen“ in Straubing ein vom Mineralölwirtschafts-
verband, der BayWa AG und dem Kompetenzzentrum für Nach-
wachsende Rohstoffe veranstalteter Fachkongress statt. 

Mit Bekanntgabe des Koali-
tionsvertrages gab es Anlass
für Spekulationen über die Zu-
kunft von reinen Biokraftstof-
fen, die derzeit von der Mine-
ralsölsteuer befreit sind. Auf
dem Fachkongress wurden Bio-
diesel, naturbelassenes Pflan-
zenöl, Ethanol und ETBE (Ad-
ditiv aus Ethanol) sowie BTL
(Biomass-to-liquid)-Kraftstof-
fe von Vertretern aus Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft, Han-
del und Automobilindustrie
aus verschiedenen Blickwin-
keln betrachtet. Die Ölvorräte,
die wirtschaftlich gefördert
werden können, wachsen zwar
nach Aussage des Verbandes
der deutschen Automobilindu-
strie von Jahr zu Jahr, doch
gleichzeitig steigt die weltwei-
te Ölnachfrage. 

Millers Forderung

Gut zehn Prozent des jährli-
chen bayerischen Dieselkraft-
stoffverbrauchs in Höhe von 5,2
Millionen Tonnen könnten auf
bayerischen Äckern erzeugt
werden, betonte Bayerns Land-
wirtschaftsminister Josef Miller.
Er forderte, dass neben der im
Koalitionsvertrag festgeschrie-
benen Beimischungspflicht rei-
ne Biokraftstoffe zunächst wei-
terhin von der Mineralölsteuer
befreit bleiben sollen. 

Spitzners Bedenken

Wirtschaftsstaatssekretär Hans
Spitzner gab seinerseits zu be-
denken, dass - auch wenn mehr
biogene Kraftstoffe gewollt sind
und dazu eine Steuerbefreiung
notwendig ist - dies zu Lasten
des Bundeshaushaltes gehe. Um
einen stärkeren Beitrag von
Biokraftstoffen kostengünstig
zu erreichen, müsse deshalb
noch geklärt werden, wie hier
weiter zu verfahren sei.

Sicherung der Mobilität

MdL Franz Kustner, Bezirks-
präsident des Bayerischen Bau-
ernverbandes in der Oberpfalz,
wollte den Beitrag der heimi-
schen Landwirtschaft nicht al-
lein in der Rohstoffbereitstel-
lung sehen. Auch als Energie-

wirt wollen Landwirte die Ver-
edelung ihrer Produkte soweit
möglich selber wahrnehmen
und sich damit als Unterneh-
mer und nicht als „Unterlas-
ser“ positionieren. Reine Bio-
kraftstoffe müssen laut Kust-
ner steuerfrei bleiben. In kon-
struktiver Zusammenarbeit mit
den Motorenherstellern und
der Mineralölindustrie biete
die Land- und Forstwirtschaft
einen wichtigen Beitrag zur Si-
cherung der Mobilität auch für
die Zukunft.

Keine seriösen Aussagen

Dr. Klaus Picard vom Mine-
ralölwirtschaftsverband stellte
die Ölpreisvoraussagen als
nicht seriös dar. Seiner Mei-
nung nach gab es noch nie so-
viel Öl wie heute. Dennoch sei
es unter ökologischen und
ökonomischen Aspekten ein
Gebot der Vernunft, Alternati-
ven zu entwickeln, wobei aber
nicht die stärksten und wettbe-
werbsfähigsten Energieträger
durch dauersubventionierte
Biokraftstoffe ersetzt werden
sollten. Die Nutzung der Ganz-
pflanze für Biokraftstoffe der
zweiten Generation biete völ-
lig neue Ansätze für Antriebs-
konzepte und eine Chance für
die Landwirtschaft, die Zu-
kunft ohne Subventionen zu
gestalten.

Wirtschaftliches Problem

Dass die bayerischen Raffi-
nerien problemlos mit Anteilen
von biogenen Kraftstoffen ar-
beiten können, erläuterte Dr.
Alois Virag von der OMV
Deutschland GmbH. Lediglich
deren Verfügbarkeit sah er als
begrenzend an. Dieser Raffine-
rieprozess sei kein techni-
sches, sondern derzeit ein wirt-
schaftliches Problem. Dr. Josef
Krapf von der BayWa AG,
München, zeigte sich offen ge-
genüber Kraftstoffen aus der
landwirtschaftlichen Produkti-
on. Mit 60 Biodiesel-Tankstel-
len verfüge die BayWa über
das größte Biodiesel-Tankstel-
lennetz in Bayern. Für die wei-
tere Entwicklung im Bereich
der biogenen Kraftstoffe sei
die Ölpreisentwicklung ent-
scheidend.

Künstlicher Markt

Jan Michael Henke vom In-
stitut für Weltwirtschaft in Kiel
erklärte, dass die Wettbewerbs-
fähigkeit biogener Kraftstof-
fe gegenüber fossilen nicht ge-
geben sei. Es werde zwar zur
Marktentspannung, zur Ener-
gieversorgungssicherheit und
zur Verringerung von Treib-
hausgasemissionen beigetragen,
doch dies geschehe über einen
künstlichen Markt, der einer
staatlichen Regulierung unter-
liege. Die unter klimaschutzpo-
litischen Gesichtspunkten anzu-
strebende Einsparung von fossi-
len Brennstoffen müsse seiner
Meinung nach nicht unbedingt
im Transportsektor erfolgen.
Wirtschaftlichere und kosten-
günstigere Maßnahmen böten
sich z.B. im stationären Bereich
bei der Strom- und Wärmepro-
duktion. DK
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Dr. Peter Szepanek
,

Geschäftsführer Gas- und Wasserversorgung Fulda GmbH

Energie braucht Dynamik und den richtigen Partner.

Wer heute am Markt erfolgreich sein will, braucht beides: überregionale Stärke, die wettbe-

werbsfähig macht. Und die Nähe vor Ort, mit der man jederzeit auf die Anforderungen seiner

Kunden reagieren kann. Ohne große Umwege. Aber dafür mit der Power und Motivation, die

man als unabhängiges Stadtwerk und Partner der Thüga-Gruppe einfach hat. Mehr unter

www.thuega.de

N-ERGIE-Energiegespräche 2005:

Neues EnWG als Herausforderung für
Kommunen und Energiewirtschaft

Ende vergangenen Jahres lud die N-ERGIE nach Kitzingen zu
einem von drei Energiegesprächen ein. Das traditionelle Dis-
kussionsforum für die rund 260 Bürgermeister der Region
stand in diesem Jahr besonders unter dem Einfluss des neuen
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG).

Das neue EnWG ist am 13.
Juli 2005 in Kraft getreten und
enthält wichtige Neuerungen,
die zur Steigerung des Wettbe-
werbs führen sollen, wie z. B.
das Unbundling, also die Ent-
flechtung des Netzbereiches
von den übrigen Wertschöp-
fungsketten.  

Haushaltseinnahmen
durch Verpachtung

Für die Gemeinde Thalmäs-
sing beispielsweise hätte die
Umsetzung des Unbundlings
eine erhebliche personelle
Aufstockung sowie umfangrei-
che Investitionen in das Daten-
verarbeitungssystem bedeutet.
Gleichzeitig wachsen mit der
Liberalisierung der Stromwirt-
schaft die Risiken gerade für
kleinere Stadt- und Gemeinde-
werke.

Möglicher
Modellcharakter

Deshalb hat der Marktge-
meinderat einstimmig beschlos-
sen, das Gemeindewerk an die
N-ERGIE zu verpachten. Der
15-jährige Pachtvertrag sieht
vor, dass die N-ERGIE das
Stromversorgungs- und Stras-
senbeleuchtungsnetz betreibt
und ca. 1.000 Kunden mit
Strom beliefert. Die Kommune
bezieht jährliche Pachteinnah-
men, die in der Größenordnung

der bisherigen Gewinne liegen.
Die Einnahmen aus der Konzes-
sionsabgabe bleiben von der
Pachtvereinbarung unberührt. 

Mit dem Pachtvertrag trägt
die Gemeinde Thalmässing
den veränderten Rahmenbe-
dingungen Rechnung und kann
in den nächsten 15 Jahren mit
gesicherten Haushaltseinnah-
men rechnen - eine Entschei-
dung, die auch für andere Ge-
meinden Modellcharakter ha-
ben könnte.

Innovative Preisgestaltung

Die Energiepreise steigen. Der
stark wachsenden Nachfrage
nach Öl und Erdgas in China und
Indien steht eine nur begrenzte
Erhöhung der Förder- und Raffi-
nierkapazität gegenüber. 

Zwar musste auch die N-ER-
GIE zum 1. September ihre Erd-
gaspreise um durchschnittlich
16 Prozent anheben. Als einzi-
ger Anbieter garantiert die N-
ERGIE ihren Kunden jedoch
für ein gesamtes Jahr Preisstabi-
lität - unabhängig davon, wie
stark sich die Energiepreise bis
zum 31. August 2006 noch wei-
ter nach oben entwickeln.

Absicherung über Derivat

Möglich ist dies durch die
Absicherung über ein Finanzde-
rivat. Durch diese Absicherung
war es für die N-ERGIE mög-

lich, den angenommenen Erd-
gaspreis zu ihrer Kalkulations-
grundlage zu machen. 

Seit der Vereinbarung ist auf-
grund unvorhersehbarer Ereignis-
se, wie den Hurrikans, der Erd-
gaspreis noch stärker gestiegen
als im Sommer von der N-ER-
GIE erwartet. Andere Erdgasver-
sorger mussten deshalb bereits

mehrere Preisrunden einleiten.
Die N-ERGIE Kunden dagegen
genießen Preissicherheit. 

Gastreferent Gienger

Der Gastvortrag der diesjähri-
gen Energiegespräche wurde von
Eberhard Gienger bestritten. Der
Ausnahmeturner - unter anderem
Weltmeister und dreifacher Euro-
pameister - brachte die Zuhörer
mit der Entstehung eines Werbe-
spots zum Schmunzeln und nahm
den Kurzfilm zum Anlass, über
die Parallelen von Sport, Wirt-
schaft und Politik zu referieren.!

N-ERGIE:

Hohe Investitionen in
Strom- und Erdgasnetze

Rund 83 Mio. Euro investiert die N-ERGIE Aktiengesellschaft
in diesem Jahr in die Strom- und Erdgasnetze, um die Versor-
gungssicherheit in ihrem Netzgebiet zu gewährleisten. Etwa 35
Mio. Euro gehen in Neu- und Ersatzinvestitionen für das
Stromnetz (z. B. für die Umstellung von Freileitungen auf Ka-
bel, Baulandfreimachung, Erschließung von Neubaugebieten
und für Stromanschlüsse). 

Weitere rund 30 Mio. Euro
fließen in den technischen Un-
terhalt von Einrichtungen der
Stromversorgung (wie Instand-
haltung von Schaltanlagen,
Hoch-, Mittel- und Niederspan-
nungsnetze, Transformatorsta-
tionen oder Straßenbeleuchtung
etc.). Die restlichen rund 18 Mio.
Euro sind für das Erdgasnetz
notwendig (z. B. Neubau, Er-
neuerung und Instandhaltung
des Versorgungsnetzes, Erdgas-
erschließung, Hausanschlüsse).
In der Region Rothenburg, die
die Landkreise Ansbach, Kit-
zingen und Neustadt a. d. Aisch
umfasst, werden insgesamt rund
18 Mio. Euro in die Stromnetze
investiert (Neuinvestitionen so-
wie Unterhalt). 

Investitionen
in und um Rothenburg

Allein für die Erschließung
von Neubau- und Gewerbege-
bieten werden in diesem Jahr in
der Region Rothenburg 2,8 Mio.
Euro aufgebracht. Beispiels-
weise werden erschlossen: das
Baugebiet „Hausackerweg“ in
Marktsteft, „Am Point“ in Markt
Einersheim, „Sommerried“ in
Hüttenheim oder „Am Geis-
berg“ in Wiesenbronn. 1,2 Mio.
Euro fließen in die Umstellung
von Freileitung auf Kabel im

Niederspannungsnetz, zum Bei-
spiel in Mönchsondheim oder
Münsterschwarzach.

Die N-ERGIE führt die bishe-
rige Politik der sukzessiven Ver-
kabelung von Mittelspannungs-
freileitungen fort. Beispiele hier-
für sind in diesem Jahr die Lei-
tung Kürnach - Seligenstadt oder
eine Leitung in Marktbreit mit
einer Investition von insgesamt
900.000 Euro. 

Konkrete Zahlen

Sanierungen von 20-kV-Lei-
tungen und Auswechslung von
Masten wurden z. B. vorgenom-
men zwischen Neusetz und Ef-
feldorf oder Marktsteft und
Fröhstockheim. Sie schlugen mit
insgesamt 1,7 Mio. Euro zu Bu-
che. Neu- und Unterhaltsinvesti-
tionen im Bereich der Gasver-
sorgungsnetze machten 2005 in
der Region Rothenburg rund
600.000 Euro aus. 

Verantwortung
für die Region

Von den Aktivitäten der 
N-ERGIE profitiert die Wirt-
schaft der Region. Allein für
Netzinstandhaltung und -unter-
halt werden über 40 Unterneh-
men der Region von der N-ER-
GIE beauftragt. !

Innenstaatssekretär Georg Schmid: 

„Bayern optimiert
Energieverbrauch“

Der Freistaat setzt weiterhin auf regenerative Energien
und effiziente Energietechnik bei öffentlichen Gebäuden

„Die bayerische Bauverwaltung setzt weiterhin erfolgreich auf
regenerative Energien und effiziente Energietechnik, um den
Energieverbrauch in den staatlichen Gebäuden zu optimieren.
So konnte sie trotz Zunahme des Gebäudebestands den Ener-
gieverbrauch stabilisieren“, freut sich Innenstaatssekretär Ge-
org Schmid. 

Der Brennstoff- und Fernwär-
meverbrauch aller staatlichen
Liegenschaften betrug im Jahr
2003 bei einem Gebäudevolu-
men von über 50 Millionen Ku-
bikmeter umbauten Raums
knapp zwei Millionen Mega-
wattstunden. Der spezifische
Jahresverbrauch liegt bei rund
38 Kilowattstunden pro Kubik-
meter. Dies entspricht durch-
schnittlich knapp vier Liter Heiz-
öl beziehungsweise vier Kubik-
meter Gas je Kubikmeter Ge-
bäudevolumen. 

Vor zehn Jahren lag der durch-
schnittliche Verbrauch noch rund

zwanzig Prozent höher. „Diese
Einsparungen konnten wir er-
zielen, in dem wir die Gebäude
auf effizientere Heiztechniken
umstellten und energetisch ver-
besserten, zum Beispiel durch
eine Wärmedämmung. Auch
die erneuerbaren Energien wie
Biomasse spielen eine zuneh-
mend wichtigere Rolle“, so
Schmid. Ein Überblick über die
durchgeführten Maßnahmen
und die dadurch erzielten Ener-
gieeinsparungen sind im vierten
Energiebericht der bayerischen
staatlichen Hochbauverwaltung
dokumentiert. !
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Die Konzessionsabgaben nach dem 
reformierten Energiewirtschaftsrecht 

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident 

Am 13. Juli 2005 ist das zweite Gesetz zur Neuregelung des En-
ergiewirtschaftsrechts in Kraft getreten. Sein Hauptanliegen
ist die rechtliche und operationelle Entflechtung der Energie-
versorgungsunternehmen, sowie die Regulierung der Netzmo-
nopole. Das neue Recht brachte auch Änderungen im Bereich
der Konzessionsverträge und des Konzessionsabgaberechts,
die allerdings gering ausgefallen sind. 

Die Regelungen des Jahres
1998 bleiben weiterhin deutlich.
Die Definition des Begriffes des
Konzessionsvertrages taucht er-
neut nicht auf, auch nicht in der
ebenfalls neuen Konzessionsab-
gabenverordnung. Die Rechts-
praxis und die Rechtswissen-
schaft sind weiter gefragt, viel-
leicht weil sich der Gesetzgeber
des ungenauen Begriffes be-
wusst ist. 

Was ist eine Konzession?

Gemeinhin versteht man un-
ter einer Konzession eine ho-
heitliche Rechtsgewährung in
Form einer besonderen Geneh-
migung. Der Konzessionsver-
trag regelt dagegen die Vergabe
von Wegerechten an Energie-
versorgungsunternehmen auf
der Grundlage des Zivilrechts.
Inhaltlich ist der Konzessions-
vertrag in § 46 Abs. 2 Satz 1 En-
WG 2005 umschrieben als Ver-
trag eines Energieversorgungs-
unternehmens mit einer Ge-
meinde über die Nutzung öf-
fentlicher Verkehrswege für die
Verlegung und den Betrieb von
Leistungen, die zu einem Ener-
gieversorgungsnetz der allge-
meinen Versorgung im Gemein-
degebiet gehören. Der Wege-
nutzungsvertrag dagegen ist
nach dem Energiewirtschaftsge-

setz als übergeordneter Begriff
ein Vertrag, mit dem die Ge-
meinde ihre öffentlichen Ver-
kehrswege für die Verlegung
und den Betrieb von Leistungen
zur unmittelbaren Versorgung
von Letztverbrauchern im Ge-
meindegebiet zur Verfügung
stellt. 

Wegebenutzungsvertrag

Während beim Konzessions-
vertrag die im Gemeindegebiet
verlegten Leitungen zu einem
Energieversorgungsnetz der all-
gemeinen Versorgung gehört,
reicht es beim Wegebenut-
zungsvertrag aus, dass die Lei-
tung der unmittelbaren Versor-
gung von Letztverbrauchern
dient. Im Grunde stellt sich der
Konzessionsvertrag als eine be-
sondere Ausprägung des Wege-
nutzungsvertrages dar, die da-
durch gekennzeichnet ist, dass
sich das von der Gemeinde ein-
geräumte Wegerecht auf Leitun-
gen bezieht, die zu einem Ener-
gieversorgungsnetz der allge-
meinen Versorgung gehören. 

Parteien des Konzessionsver-
trages sind die Gemeinde als
Konzessionsgeber und das En-
ergieversorgungsunternehmen,
das im Gemeindegebiet die all-
gemeine Versorgung der Ver-
braucher sicherstellt, als Kon-

zessionsnehmer. Landkreise
können mit Versorgungsunter-
nehmen ebenfalls Konzessions-
abgaben vereinbaren, soweit sie
aufgrund von Absprachen mit
den Gemeinden die Konzessi-
onsrechte einräumen. 

Nach Art. 48 Abs. 3 EnWG
2005 ist Schuldner der Konzes-
sionsabgabe das Energieunter-
nehmen, dem die Wegerechte
eingeräumt worden sind. Nach
dem neuen Recht kommen als
Energieversorgungsunterneh-
men sowohl der Netzbetreiber
wie auch der Energielieferant in
Betracht. Das Wegerecht dage-
gen kann eigentlich nur dem
Netzbetreiber als Eigentümer
des Netzes eingeräumt werden.
Er ist demgemäß der Vertrags-
partner der Gemeinden. 

Verstoß gegen Kartellverbot

Ausschließlichkeitsabreden
sind auch nach neuem Recht
unzulässig. Sie verstießen ge-
gen das Kartellverbot. Die Kon-
zessionsverträge dürfen nach
wie vor höchstens für eine Ver-
tragslaufzeit von 20 Jahren ab-
geschlossen werden. Im Falle
einer Beendigung des Konzessi-
onsvertrages ist der bisherige
Konzessionsnehmer verpflich-
tet, die Verteilungsanlagen im
Konzessionsgebiet dem neuen
Vertragspartner der Gemeinde
gegen Zahlung einer wirtschaft-
lich angemessenen Vergütung
zur Verfügung zu stellen. Ge-
genstand der Netzüberlassungs-
pflicht ist das örtliche Vertei-
lungsnetz. Die Kaufpreisermitt-

lung erfolgt in der Praxis zu-
meist auf der Grundlage des
Sachzeitwerts des Netzes. 

Konzessionsverträge sind
nach wie vor nicht ausschrei-
bungspflichtig. Ein förmliches
Vergabeverfahren ist nicht er-
forderlich. Diese fehlende Ver-
pflichtung heißt freilich nicht,
dass die Wahl des Konzessions-
unternehmens völlig frei wäre.
Über allem steht vor allem die
Beachtung des verfassungs-
rechtlichen Gleichheitssatzes.
Die Gemeinde muss bei ihrer
Wahl diskriminierungsfrei vor-
gehen. Der Gleichheitsgrund-
satz zwingt die Gemeinde nicht
dazu, einem ortsfremden Ver-
sorger den Zuschlag zu erteilen.
Es ist nicht verwehrt, auch den
eigenen Stadtwerken den Vor-
zug zu geben, wenn sich diese
in der Vergangenheit als lei-
stungsfähig und zuverlässig er-
wiesen haben. Aus dem Grund-
satz der Gleichbehandlung er-
geben sich für die Gemeinden
Bekanntmachungspflichten. Sie
müssen spätestens zwei Jahre
vor dem Ablauf des Konzessi-
onsvertrages das Vertragsende
durch Veröffentlichung im Bun-
desanzeiger oder im elektroni-
schen Bundesanzeiger bekannt
machen. In Gemeindegebieten
mit mehr als 100000 unmittel-
baren oder mittelbaren Kunden
hat die Bekanntmachung zu-
sätzlich im Amtsblatt der Eu-
ropäischen Union zu erfolgen. 

Neue Definition

Der Begriff der Konzessions-
abgaben wurde im Gesetz neu
definiert und den Erfordernis-
sen des neuen Rechts angepasst.
Nach § 48 Abs. 1 Satz 2 EnWG
2005 sind Konzessionsabgaben
„Entgelte, die Energieversor-
gungsunternehmen für die Ein-
räumung des Rechts zur Benut-
zung öffentlicher Verkehrswege
für die Verlegung und den Be-
trieb von Leitungen, die der un-
mittelbaren Versorgung von
Letztverbrauchern im Gemein-
degebiet mit Energie dienen,
entrichten“. Sie ist völlig und
allein als Gegenleistung für die
Einräumung von Wegerechten
auf das Netz zugeschnitten. Die
Versorgung ist außen vor ge-
blieben. Auch nach einer recht-
lichen Entflechtung eines verti-
kal integrierten Energieversor-
gungsunternehmens bleibt die
Pflicht zur Entrichtung der
Konzessionsabgabe in unverän-
derter Höhe. 

Die Bemessung der Konzes-
sionsabgabe erfolgt auf der
Grundlage der in § 2 der ange-
passten neuen Konzessionsab-
gabenverordnung niedergeleg-
ten Grundsätze und Höchstbe-
träge, die im Wesentlichen un-
angetastet bleiben. Das Konzes-
sionsabgabeaufkommen bleibt
sonach den Gemeinden in der
bisherigen Höhe erhalten. Kon-
zessionsabgaben dürfen auch

weiterhin nur in Cent-Beträgen
je gelieferter Kilowattstunde
vereinbart werden. Die Festbe-
tragsregelung ist ein Eckpfeiler
des Konzessionsabgaberechts.
Abreden etwa nach Prozentsät-
zen sind ausgeschlossen. 

Unabhängige Konstante

Die Konzessionsabgabe ist eine
Konstante, die von Strompreis-
schwankungen unabhängig ist.
Die Höchstbeträge je Kilowatt-
stunde bleiben unverändert. Sie
hängen im Wesentlichen von der
belieferten Kundengruppe - Tarif-
kunden, Sonder- Vertragskunden -
und innerhalb der Gruppen von
der Größe der Gemeinden ab. Die
Verordnung unterscheidet bei Ta-
rifkunden zwischen Strom im
Rahmen des Schwachlasttarifes
und dem anderen Strom, ferner
Gas- und sonstige Tariflieferun-
gen. Höchstbeträge sind auch für
die Belieferung von Sonderver-
tragskunden festgesetzt. 

Verhandlungsspielraum
kaum vorhanden

Den Gemeinden und Versor-
gungsunternehmen ist es auch
weiterhin untersagt, Leistungen
neben oder anstelle von Kon-
zessionsabgaben zu vereinbaren
und damit die vorgeschriebenen
Höchstsätze zu umgehen. Die
Aufsicht über die Einhaltung
der Konzessionsabgabenverord-
nung liegt nun nicht mehr bei
den Energieaufsichtsbehörden
der Bundesländer, sondern bei
der Bundesnetzagentur. 

Als Ergebnis lässt sich zu-
sammenfassen: Das Konzessi-
onsvertrags- und Konzessions-
abgaberecht blieb durch die En-
ergierechtsreform 2005 in wei-
ten Teilen unangetastet. Ände-
rungen erfolgten nur an den
Stellen, an denen ein offenbarer
Änderungsbedarf bestand. Die
verschärften Bekanntmachungs-
pflichten fallen allerdings auf.
Hoffentlich kein Signal dafür,
dass nicht nur der Kundenwett-

bewerb, sondern auch der Wett-
bewerb um Netze künftig inten-
siviert werden soll! 

Bei der Vereinbarung der Kon-
zessionsverträge haben die Ge-
meinden und Landkreise kaum
einen Verhandlungsspielraum. 
In Bayern gibt es einen neuen
Musterkonzessionsvertrag. Das
Vertragsmuster wurde vom Bay-
erischen Staatsministerium des 
Innern mit Schreiben vom
29.01.2004 genehmigt und im
Amtsblatt veröffentlicht. Außer-
dem gibt es eine Vereinbarung
zwischen Bayerischem Gemein-
de- und Städtetag und dem Ver-
band der bayerischen Elektrizi-
tätswerke über Endschaftsbe-
stimmungen nach dem Energie-
wirtschaftsgesetz. Schließlich
besteht neben dem Musterkon-
zessionsvertrag auch noch ein so
genannter Staatsvertrag. 

Verpflichtende Anwendung

Dieser Vertrag zwischen dem
Freistaat Bayern und den regio-
nalen Stromversorgern ver-
pflichtet zur Anwendung des
vom Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern genehmigten
Musterkonzessionsvertrages.
Änderungen und Ergänzungen
dieses Vertragsmusters bedür-
fen der staatlichen Zustimmung. 

Um welche Summen dreht es
sich bei den kommunalen Ein-
nahmen aus Konzessionsabga-
ben? Im Jahre 2004 entrichteten
die Versorgungsunternehmen an
die deutschen Kommunen (ohne
Stadtstaaten) immerhin 3,455
Milliarden Euro, davon an die
bayerischen 492,3 Millionen Eu-
ro. Die Lechwerke AG Augs-
burg, eines der größeren bayeri-
schen Regionalversorgungsun-
ternehmen war im Jahr 2004 mit
23,9 Millionen Euro belastet. Die
Energieversorgungsunternehmen
refinanzieren ihre Konzessions-
abgaben über den Strompreis. In
ihm sind sie mit durchschnittlich
9,6 % enthalten. Im Endergebnis
ist also der Energieverbraucher
der Belastete. !

Gilt Ausschreibungspflicht 
auch für Konzessionen?

Von RA, FAfStR Thomas Northoff, Partner und RA Tobias Engelmann, LL.M.,
Mitarbeiter der Deloitte & Touche GmbH, München

Nach Ergehen der neuen EuGH-Entscheidung zu den so ge-
nannten „In-House-Geschäften“ (EuGH-Urteil vom 11.01.2005, 
Rs. C-26/03, NVwZ 2005, 187) stellt sich unter Umständen in
Zukunft eine neue vergaberechtliche Problemstellung im Be-
reich der Energiekonzessionen. 

Nach bisheriger Rechtspre-
chung waren Auftragsvergaben
an Tochtergesellschaften von
Kommunen als so genannte 
In-House-Geschäfte vergabe-
rechtsfrei, sprich sie konnten oh-
ne öffentliche Ausschreibung er-
teilt werden. Ein „In-House-Ge-
schäft“ lag vor, wenn der Auf-
traggeber über den Auftrag-
nehmer eine Kontrolle wie über
eine eigene Dienststelle ausüben
konnte. Zudem musste der Auf-
tragnehmer im Wesentlichen für
den Auftraggeber tätig sein.

Maximale Laufzeit

Nach der neuen EuGH-Ent-
scheidung ist eine Kontrolle
über die Tochtergesellschaft
nicht mehr bereits bei einer
Mehrheitsbeteiligung anzuneh-
men, sondern liegt ausschließ-
lich bei einem hundertprozenti-
gen Anteilsbesitz vor. 

In der jüngeren Vergangen-
heit haben zahlreiche Stadtwer-
ke Private als (Minderheits-
)Gesellschafter aufgenommen.
Führt die neue EuGH-Recht-
sprechung zu einer Ausschrei-
bungspflicht für auslaufende
Konzessionen, z.B. Energie-
konzessionen?

Gemäß § 46 Abs. 2 EnWG
werden im Bereich der Wege-
nutzung zwischen Gemeinden
und den Energieversorgungsun-
ternehmen Konzessionsverträge
über die Nutzung öffentlicher
Verkehrswege für die Verlegung
und den Betrieb von Leitungen
geschlossen. Diese Verträge
dürfen, wenn die Leitungen zu

einem Netz der allgemeinen
Versorgung gehören, eine maxi-
male Laufzeit von 20 Jahren ha-
ben. Nach § 46 Abs. 3 EnWG
haben die Gemeinden späte-
stens zwei Jahre vor Ablauf die-
ser Konzessionsverträge das
Vertragsende öffentlich bekannt
zu machen. Für den Fall der
Verlängerung der Verträge vor
Ende der Laufzeit, sind die be-
stehenden Verträge zu beenden
und die vorzeitige Beendigung
und das Vertragsende öffentlich
bekannt zu geben.

Ermöglichter Wettbewerb

Durch diese Laufzeitbegren-
zung und Bekanntmachungs-
praxis wird ein Wettbewerb um
die Netze der allgemeinen Ver-
sorgung ermöglicht. Das Gesetz
trifft jedoch keine Aussage da-
zu, ob vor Abschluss des Kon-
zessionsvertrages ein förmli-
ches Ausschreibungsverfahren
durchzuführen ist. 

Insofern bleibt abzuwarten,
ob die Nutzung der Energienet-
ze als eine Leistung im Sinne
der VOL/A anzusehen und ist
und daher der Ausschreibungs-
pflicht unterfällt. Sofern die En-
ergiekonzessionen nach § 46
Abs. 2 EnWG als Dienstlei-
stungskonzessionen einzuord-
nen sind, entfiele eine Aus-
schreibungspflicht. 

Kennzeichnend für eine
Dienstleistungskonzession ist,
dass sich ein Unternehmen per
Vertrag gegenüber einem öf-
fentlichen Auftraggeber zur Er-
bringung von Dienstleistungen

verpflichtet, deren Erfüllung
grundsätzlich einem öffentli-
chen Auftraggeber obliegt. Da-
bei muss Leistungsempfänger
nicht notwendig der Auftragge-
ber sein. Die Gegenleistung be-
steht in dem Recht der Verwer-
tung der eigenen Dienstleistun-
gen, gegebenenfalls gegen Zah-
lung eines Preises. Im Übrigen
trägt der Konzessionär das 
Verwertungsrisiko. Diese Vor-
aussetzungen treffen auf die 
Energiekonzessionen nach § 46 
Abs. 2 EnWG grundsätzlich zu. 

Risiko liegt beim 
Energieversorger

Das Energieversorgungsun-
ternehmen verpflichtet sich in
einem Vertrag zur Belieferung
der Abnehmer (Haushalte) mit
elektrischer Energie. Diese Auf-
gabe unterliegt im Rahmen der
Daseinsvorsorge grundsätzlich
dem öffentlichen Auftraggeber.
Das Energieversorgungsunter-
nehmen erhält als Konzessionär
in aller Regel ein Entgelt, das
von den Nutzern seiner Leistun-
gen gezahlt wird. Das wirt-
schaftliche Risiko aus der Ver-
wertung der Leistung am Markt
liegt dabei beim Energieversor-
gungsunternehmen. 

Dauerhafte Regelung?

Die Europäische Kommission
hat in ihrem Grünbuch (KOM
(2004) 327) zwar ihre Absicht
geäußert, auch die Dienstlei-
tungskonzessionen den Verga-
beregeln zu unterwerfen. Dem
ist der Rat mit der neuen Richt-
linie 2004/17 bisher entgegen-
getreten und hat die Dienstlei-
stungskonzession in Art. 18 der
Richtlinie ausdrücklich vom

Vergaberegime ausgenommen.
Ob diese Ausnahmeregelung für
Dienstleistungskonzessionen
auf Dauer Bestand haben wird,
ist indes nicht sicher. Das von
der Kommission bereits seit
Längerem verfolgte Ziel, der
Unterwerfung der Dienstlei-
stungskonzessionen unter das
europäische Vergaberecht, wird
auch nach Erlass der Richtlinie
2004/17 nicht aufgegeben.

Inwieweit sich die Recht-
sprechungsentwicklung und
die Kommissionsansicht auf
die zukünftige Vergabesituati-
on von Energiekonzessionen
vor dem Hintergrund der Libe-
ralisierung der Energiemärkte
auswirken wird, bleibt zu be-
obachten.

„Parking Brixen“

In diesem Zusammenhang ist
die am 13.10.2005 ergangene
Entscheidung des EuGH in der
Rechtssache „Parking Brixen“
(Az. C-458/03) von Bedeu-

tung. Danach kann eine öffent-
liche Stelle in der EU grund-
sätzlich keine Dienstleistungs-
konzession ohne vorherige
Ausschreibung vergeben. Dies
sei trotz der die Dienstleistun-
gen von der Ausschreibungs-
pflicht ausnehmenden EU-
Richtlinie über die öffentliche
Auftragsvergabe aus den EG-
Primärrechts-Grundsätzen der
Nichtdiskriminierung, Gleich-
behandlung und Transparenz
(Artikel 43 und 49 EGV) her-
zuleiten, um einen hinreichen-
den Mindestwettbewerb zu ge-
währleisten.

Die allgemeinen Vertragsre-
geln über die Gleichbehandlung
und die Publizitätspflicht sind in
jedem Fall unabhängig vom An-
wendungsbereich der EU-
Richtlinie zu beachten. Eine
Ausnahme von dieser „Quasi-
Ausschreibungspflicht“ sei nur
in den beschriebenen Fällen der
„In-House-Geschäfte“ gegeben.

Liegt kein „In-House-Ge-
schäft“ vor, ist bei Unterbleiben

einer Bekanntmachung oder ei-
ner Ausschreibung der Dienst-
leistungskonzession von einer
potenziellen Diskriminierung
zu Lasten der Unternehmen aus
den anderen Mitgliedstaaten
auszugehen, da sie daran gehin-
dert werden, von der im Vertrag
vorgesehenen Dienstleistungs-
freiheit und Niederlassungs-
freiheit Gebrauch zu machen. 

Angeglichene Beurteilung

Insofern ist eine Angleichung
der Beurteilung der Ausschrei-
bungspflicht von Dienstlei-
stungskonzessionen von Kom-
mission und Gerichtshof er-
folgt. In Bezug auf die darge-
stellte Problematik der Ener-
giekonzessionen besteht somit
eine verschärfte, den Wett-
bewerb gewährleistende Be-
kanntmachungs- und Ausschrei-
bungspflicht, sofern nicht ein
„Inhouse-Geschäft“ nach den
ebenfalls rigideren Vorausset-
zungen vorliegt. !

Energie für die Zukunft
Die Europäische Kommission hat die Technologieplatt-
form „Nullemissionen“ für Kraftwerke gestartet. Ziel ist
es, all jene Stellen zu einem Austausch zusammen zu brin-
gen, die bewirken können, dass zukünftig weniger klima-
schädliche Kraftwerke im Einsatz sind.

Dazu gehören Elektrizitätsunternehmen, Ausrüstungsher-
steller, Nutzer, Verbraucher, Finanzinstitute, Regulierungsstel-
len, Behörden, Forscher und nicht zuletzt die Zivilgesellschaft.
Im Rahmen der Plattform sollen technologische, finanzielle
und regulatorische Hindernisse für die Entwicklung solcher
umweltschonender Kraftwerke ermittelt und beseitigt werden. 

Unterstützt werden soll die Entwicklung von Technologi-
en, mit deren Hilfe Kohlendioxidemissionen schon bei ihrer
Entstehung in Kraftwerken abgeschieden und dann unterir-
disch gelagert werden können. So gelangen sie nicht in die
Atmosphäre und können nicht zum Treibhauseffekt beitra-
gen. Im Rahmen des EU-Forschungsprogramms für den
Zeitraum 2002-2006 sollen 70 Millionen Euro für diesen Be-
reich ausgegeben werden. !
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Modern heizen, unbeschwert leben. Mit der
5-Sterne-Wärme von ESB wird vieles angenehmer.
Sie haben Anschluss an eine moderne Energie
und sind damit in guter Gesellschaft. Denn in
300 Städten und Gemeinden Südbayerns leben
bereits 170.000 Familien in Ihrer Nachbarschaft

mit Erdgas – bequem und komfortabel. Wählen
Sie jetzt das Leistungspaket, das genau auf Ihre
Wünsche zugeschnitten ist – wir freuen uns auf Sie!

Mehr Infos unter 01 80 5/29 11 11
(12 Cent/Min. im deutschen Festnetz der Telekom)

Erdgas Südbayern GmbH • Ungsteiner Straße 31 • 81539 München • E-Mail: info@esb.de • www.esb.de

Mit Erdgas in guter Gesellschaft.

Erdgas kommt in Altomünster gut an
Erdgas Südbayern GmbH (ESB) begann Erdgasversorgung

Mit dem traditionellen „Fest der Ersten Flamme“ startete die
Erdgas Südbayern GmbH (ESB) offiziell die Versorgung des
Marktes Altomünster mit der umweltfreundlichen Allround-
Energie Erdgas. Bereits 67 Kunden in Altomünster haben sich
für eine Erdgas-Heizung entschieden.

Die symbolische Flamme
wurde gemeinsam von ESB-
Geschäftsführer Werner Bähre,
Bürgermeister Konrad Wagner,
ESB-Regionalleiter Reinhold
Kunz und Maik Andrä, Service-
Center-Leiter der ESB in Pfaf-
fenhofen entzündet.

67 Kunden

„Ich freue mich darüber, dass
wir mit der Erschließung der
Ortschaften in dieser Region so
gut voran kommen und Markt
Altomünster profitiert nun auch
von der Erdgasversorgung“, so
ESB-Geschäftsführer Werner
Bähre anlässlich des Festes.
„Ich bedanke mich auch bei den
67 Kunden, die sich schon jetzt
für die umweltfreundliche Wär-
meenergie Erdgas entschieden
haben“.

„Erste Flamme“

Die feierliche Segnung der
„Ersten Flamme“ als Symbol
für den Beginn der Gasversor-
gung nahm Pfarrer Wolf Bach-
bauer vor. „Mit dem Anschluss
an das Versorgungsnetz verfügt

nun auch die Gemeinde Al-
tomünster über einen Zugang zu
einer modernen, vielseitigen
und umweltfreundlichen Wär-
meenergie“, so Bürgermeister
Konrad Wagner.

Kilometerlange Leitungen

Die Vertreter von Markt Al-
tomünster und die ESB unter-
zeichneten am 30. Juni 2004 ei-
nen Konzessionsvertrag über
die zukünftige Lieferung von
Erdgas. Insgesamt wurden im
Zuge der Erschließung des Or-
tes Altomünster bislang mehr
als neun Kilometer Leitungen
verlegt. Für die Arbeiten war
das Bauunternehmen SAG ver-
antwortlich.

Jährliche Investitionen in
Höhe von 30 Mio. Euro

Die Investitionssumme für
das komplette Projekt beläuft
sich auf 570.000 Euro. Schon
jetzt werden die Grund- und
Hauptschule im Faberweg so-
wie gemeindeeigene Wohnhäu-
ser in der Pippinsrieder Straße
in Altomünster versorgt.

Im Gebiet des ESB-Service-
Centers Pfaffenhofen wurden
im Laufe der vergangenen bei-
den Jahre insgesamt sechs Orte
an die Ergasversorgung ange-
schlossen. Hierfür mussten
über 23 Kilometer Transport-
leitungen verlegt werden. Hin-
zu kommen ca. 60 weitere Ki-
lometer Leitungsnetz in den
Orten. Die Investitionssumme
für die Transportleitung beträgt
1,75 Mio. Euro. Insgesamt in-
vestiert die ESB jährlich rund
30 Mio. Euro in die Region zur
Verbesserung der Erdgasver-
sorgung.

Umweltfreundliche 
Mobilität vorgestellt

Im Rahmen des Festes der
„Ersten Flamme“ in Altomün-
ster erfolgt auch eine Ausstel-
lung von aktuellen Erdgasfahr-
zeugen. Autohaus Fiat Huber

und Söhne aus Karlsfeld zeigt
leistungsfähige PKW, die mit
Erdgas angetrieben werden.
Erdgas ist als Kraftstoff gegenü-
ber Benzin oder Diesel deutlich
günstiger und gewinnt damit
laufend an Bedeutung für den
Verbraucher. Im Vergleich zu
Benzin kann über die Hälfte 
der Kraftstoffkosten eingespart
werden, gegenüber Diesel mehr
als ein Drittel. Für Käufer von
erdgasangetriebenen Fahrzeu-
gen hat die ESB ein attraktives
Förderprogramm aufgelegt, das
sich sehen lassen kann: 400 Eu-
ro Startprämie.

Erdgas liegt im Trend

Mehr als 300.000 Kunden ha-
ben sich im Jahr 2004 bundes-
weit bei Neubau oder Moderni-
sierung für eine Erdgasheizung
entschieden. Auch bei der ESB
kommen jährlich rund 5.000
neue Kunden hinzu. Im Verbrei-
tungsgebiet der ESB entschei-
den sich annähernd 80 Prozent
der Bauherren beim Neubau für
Erdgas als Wärmenergie. !

ESB schließt Projekt
„Ilmtalleitung“ ab

Umweltschonende und kostengünstige 
Erschließungsmaßnahme zeitgerecht beendet

Erfolgreich und termingerecht abgeschlossen wurden die Ar-
beiten der Erdgas Südbayern GmbH an der „Ilmtalleitung“.
Mit dieser 25,5 Kilometer langen regionalen Transport- und
Versorgungsleitung können fünf Orte im Landkreis Pfaffen-
hofen mit dem umweltfreundlichen und effektiven Energieträ-
ger Erdgas versorgt werden.

Schon jetzt profitieren die
Bürger in Wolnzach, Rohrbach,
Hettenhausen, Geisenhausen
und Schweitenkirchen von die-
ser regionalen Erschließungs-
maßnahme der Erdgas Südbay-
ern GmbH (ESB), die rechtzei-
tig vor dem Beginn der Heizpe-
riode abgeschlossen wurde.
„Dieses Projekt verdeutlicht unse-
ren kontinuierlichen Wachstums-
prozess. Schon jetzt sind wir
in Bayern der Gasversorger mit
dem längsten Versorgungsnetz
und nähern uns mit großen Schrit-
ten der Marke von 8.000 Lei-
tungskilometern“, erklärt Werner
Bähre, Geschäftsführer der ESB.
Die bereits vorliegenden Anmel-
dungen für einen Erdgasanschluss
im Einzugsbereich der „Ilmtallei-
tung“ zeigten, dass die komforta-
ble Wärmeenergie Erdgas unan-
gefochten „Erste Wahl“ bei den
Bauherren ist.

Komplexe Planung

Die Investitionen für die
„Ilmtalleitung“ beziffert Bähre
auf etwa 1,75 Mio. Euro. Die
Vorbereitungen und Planungen
für die „Ilmtalleitung“ waren
angesichts der langen Strecke
und der Topographie komplex
und zeitintensiv. Mit der neuen
Transportleitung hat die ESB
nun ein Gebiet mit knapp
30.000 Einwohnern für die
Versorgung mit Erdgas er-
schlossen. „Für die Bürger gibt
es durch den Erdgasanschluss
nun eine größere Auswahl,
wenn es um Wärme geht“, so
Bähre weiter.

Die Steuerung der Gas-
druckregel- und Messanlagen
musste aufgrund einer geänder-
ten Technologie gegenüber der
sonst üblichen Betriebsweise
optimiert werden. Eine zusätzli-
che Herausforderung waren
Planung und Bau von Leitun-
gen, die entlang von Straßen
bzw. durch landwirtschaftliche
Nutzflächen verlaufen oder
Bahnstrecken und Autobahnen
queren. Bis zu sechs Baukolon-
nen waren parallel im Einsatz,
um den ambitionierten Zeitplan
umzusetzen. Partner der ESB
bei dem Projekt „Ilmtalleitung“

waren das Ingenieurbüro Rich-
ard Betz, die SAG Netz- und
Energietechnik GmbH sowie
die Wadle Bau GmbH und Ar-
nold Schweißtechnik.

Bereits jetzt 188 Kunden

In den Orten Wolnzach,
Schweitenkirchen, Rohrbach,
Geisenhausen und Hettenshau-
sen haben mittlerweile fast 200
Bürger einen Gasanschluss in
Auftrag gegeben. Für die kom-
mende Zeit rechnet ESB-Servi-
ceCenter-Leiter Maik Ändrä
mit Zuwachsraten von über
zehn Prozent pro Jahr. Große
Gewerbebetriebe der Region
haben sich bereits für eine Ver-
sorgung mit Erdgas entschie-
den. Als besonderes Vorbild
wertet Geschäftsführer Bähre
auch die Tatsache, dass in den
Orten zahlreiche Schulen,
Sport- und Gemeindeeinrich-
tungen nun mit Erdgas versorgt
werden.

ESB-Portfolio

Als ein Energie-Dienstleister
ist die Erdgas Südbayern GmbH
(ESB) seit mehr als 40 Jahren
erfolgreich aktiv. Im Gebiet
zwischen Donau, Lech und der
Landesgrenze nach Österreich
sorgt die ESB bei mehr als
460.000 Menschen für Wärme -
jährlich kommen rund 15.000
hinzu. Zur regionalen Erdgas-
versorgung betreibt die ESB in
Südbayern ein Leitungsnetz von
nahezu 8.000 Kilometern. In
250 Städten und Gemeinden
Südbayerns nutzen die Men-
schen die Vorteile der umwelt-
freundlichen Energie Erdgas,
zudem versorgt die ESB 24
kommunale Weiterverteiler. Pri-
vate Verbraucher, Kommunen
und Unternehmen setzen auf
den zuverlässigen Service, das
technische Know-how, die re-
gionale Präsenz und das Enga-
gement der ESB. Kompletter
Wärmeservice aus einer Hand
für Kommunen oder Unterneh-
men sowie Wasserversorgung
und Abwasserentsorgung für
Gemeinden ergänzen das Port-
folio der ESB. !

Ein Passivhaus in einer Siedlung in Nürnberg-Wetzendorf. Der
aufgebaute Sonnenkollektor versorgt vier nebeneinander ste-
hende Doppelhaushälften zur Heizungsunterstützung.         h.w.

Regeneratives Wärmegesetz:

Weckt es „schlafenden
Riesen Solarthermie“?

Die Große Koalition plant ein „regeneratives Wärmenut-
zungsgesetz.“ In spätestens zwei Jahren würden Sonnenkol-
lektoren oder Biomasseheizungen zumindest bei Neubauten
Pflicht, heißt es im Bundesumweltministerium (BMU). 

Um „die Marktpotentiale er-
neuerbarer Energien im Wär-
mebereich besser zu er-
schließen“, lautet die Begrün-
dung im Koalitionsvertrag.
Sieben Jahre lang warteten
viele Umwelt- und Wirt-
schaftsverbände unter Rot-
Grün vergeblich auf ein sol-
ches Gesetz.

Keine Überraschung

Dieses sei unstrittig zwi-
schen BMU, Bundesbau- und
Bundeswirtschafts-Ministeri-
um, auch wenn ein ausformu-
lierter Gesetzentwurf noch
fehlt. Künftig würden bei Neu-
bauten Sonnenkollektoren - zur
Warmwassererzeugung wie
zur Heizungsunterstützung -
oder Biomasseheizungen vor-
geschrieben. Dies sei zu ver-
gleichen mit dem Wärmeschutz,
der heute bereits für Häuser in
Deutschland Pflicht sei, erläu-
tert ein mit dem Thema befas-
ster BMU-Beamter. Der Presse-
sprecher des Berliner Baumini-
steriums bestätigt: „Das kam
nicht überraschend, da es schon
in der vorherigen Legislaturpe-
riode diskutiert wurde.“ 

Auch im Bayerischen Um-
weltministerium weiß man
über das Regenerativ-Wärme-
gesetz Bescheid: Sein Haus
unterstütze das Vorhaben, be-
kannte ein Beamter im No-
vember auf einer Solarwärme-
Konferenz in Fürth. Denn: Von
Solarthermie-(ST-)Aufträgen
profitieren meist kleinere Un-
ternehmen, und „die Wert-
schöpfung liegt vor allem im
Handwerk.“ Der Ministerial-
rat sieht bei ST im Besonderen
und Erneuerbaren Energien
im allgemeinen „Wachstums-
märkte der Zukunft“, und ge-
rade bei „größeren Wohnge-
bäuden und Siedlungen mit
Nahwärmenetzen gibt es effi-
ziente Einsatzmöglichkeiten
für Solarthermie.“

Orientierungspunkt

Es solle schnell gehen mit
dem Gesetz, weshalb man sich
orientiere „am bereits bestehen-
den spanischen Baupflichtenge-
setz: Dieser Ansatz ist am wei-
testen gediehen und am leichte-
sten zu realisieren“, verrät be-
sagter Berliner BMU-Ministe-
riale. Heinz Wraneschitz

Kernkraftwerk Gundremmingen:

Gebäude von Block A können
weiter genutzt werden

Die Kernkraftwerk Gundremmingen GmbH und ihre Mutter-
gesellschaften RWE Power AG (75 Prozent) und E.ON Kern-
kraft GmbH (25 Prozent) haben vom Bayerischen Staatsmini-
sterium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz die 13.
Änderungsgenehmigung nach § 7 Atomgesetz zur weiteren Nut-
zung der ehemaligen Technikgebäude (ohne das Reaktorgebäu-
de) von Block A des Kernkraftwerks Gundremmingen erhalten. 

Mit dem europaweit beachte-
ten Rückbauprojekt von Block
A wurde über Jahrzehnte um-
fangreiches Know-how bei der
Zerlegung, Behandlung und
Reinigung von schwach- und
mittelaktiven Materialien bis
zur strahlenschutztechnischen
Freigabe gewonnen sowie Ver-
fahren entwickelt, die heute
zum Stand der Technik zählen.
Die 13. Änderungsgenehmi-
gung erlaubt nun den Unterneh-
men, diese Gebäude als so ge-
nanntes Technologiezentrum
am Standort zu erhalten und un-
ter optimalen Bedingungen ef-
fektiv zu nutzen.

Keine zusätzliche Belastung

Neben der mechanischen
und chemischen Behandlung
von Kernkraftwerksteilen und
Reststoffen aus dem laufenden
Betrieb sollen auch Kernkraft-
werkskomponenten in Stand
gehalten sowie Spezialwerk-
zeuge und -geräte gebaut und
bis zum nächsten Einsatz gela-
gert werden.

Die Nutzung des Technolo-

giezentrums ist mit keiner zu-
sätzlichen radioaktiven Bela-
stung für den Standort verbun-
den. Die schon 1984 genehmig-
ten Grenzwerte für die Blöcke
B und C des Kernkraftwerks
Gundremmingen bleiben un-
verändert erhalten. Selbst bei
extremen Szenarien, etwa der
vollkommenen Zerstörung der
Gebäude des Technologiezen-
trums, werden die nach der
Strahlenschutzverordnung zu-
zulässigen Grenzwerte deutlich
unterschritten.

Arbeitsplatzsicherung

Vorbehaltlich der Zustim-
mung der Gesellschafter des
Kernkraftwerks Gundremmin-
gen für das Sechs-Millionen-
Euro-Projekt wird mit den ent-
sprechenden Umbau- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen in
diesem Jahr begonnen. Die In-
betriebnahme des so genann-
ten Technologiezentrums wäre
dann in etwa zwei Jahren mög-
lich. Damit verbunden ist die
Sicherung von bis zu 25 Dau-
erarbeitsplätzen. !
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Das Schneechaos, der Stromausfall und die Folgen:

Muss der RWE-Konzern für
die Schäden haften?

Gerichtliche Klärung dieser Frage erscheint immer wahrscheinlicher
E.ON betont Versorgungssicherheit in Bayern / VBEW rechtfertigt Strompreise 

Die Schneekatastrophe im Münsterland, die Ende November
2005 tagelang die Stromversorgung von fast 250.000 Menschen
lahmgelegt hat, ist zwar technisch bewältigt - provisorisch zu-
mindest -, aber noch längst nicht in jeder Hinsicht aufgearbeitet.
Inzwischen bestimmen Fragen nach der Versorgungssicherheit
und in diesem Zusammenhang nach den Ursachen der Netz-
brüche, nach der Haftung für die Schäden aus dem Stromaus-
fall bei Industrie, Gewerbe, Landwirtschaft und Privathaushal-
ten und auch nach der Angemessenheit der Strompreise die öf-
fentliche Diskussion. 

Die Stromwirtschaft spricht
von einem unabwendbaren Jahr-
hundertereignis und weist alle
Verantwortung von sich. Kunden
und zum Teil auch die Politik se-
hen das anders und nennen als
Ursache der massiven Versor-
gungsunterbrechungen „die über
Jahre zu geringen Investitionen
in die Stromnetze“. Und zu die-
ser Unterlassung ist es ihrer
Meinung nach trotz überhöhter
Strompreise und saftiger Ge-
winne der Versorgungsunter-
nehmen gekommen. Diesem
Vorwurf widersprechen freilich
die Stromversorger heftig. Es
sieht sehr danach aus, dass die
Frage der Haftung vor Gericht
landen wird.

80 Strommasten umgeknickt

Im Münsterland waren etwa
80 Strommasten der Überland-
leitungen nach stundenlangem
Schneefall und orkanartigen
Stürmen umgeknickt, nachdem
der nasse Schnee zu armdicken,
schweren „Ummantelungen“ der
Leitungen gefroren war. Vorsich-
tige Schätzungen gehen von we-
nigstens 100 Mio. Euro Schäden
aus. In einer ersten Stellungnah-
me hat der RWE-Konzern als
betroffenes Unternehmen die ei-
genen Schäden auf „mindestens
35 Mio. Euro“ beziffert. Die ge-
samte Schadensumme wird ex-
akt wohl erst später festzustellen
sein, wenn alle Schäden erfasst
sind. In Industrie und Gewerbe
war oft tagelang die Arbeit nicht
möglich, im Handel und in der
Gastronomie sind viele tempera-
turempfindlichen Waren in der
Kühltheke oder der Kühlhalle
verdorben, in der Landwirtschaft
konnten Kühe nicht gemolken
und die Ställe von Ferkel und
Küken nicht klimatisiert werden.
In Krankenhäusern und Alten-
heimen kam es zu großen
Schwierigkeiten und wahr-
scheinlich auch zu gravierende-
ren Vorkommnissen. In den Pri-
vathaushalten war es ohne Licht,
Kochgelegenheit und Heizung
mehr als ungemütlich und unbe-
quem, besonders, wenn Klein-
kinder und alte Menschen zu
versorgen waren. 

Höhere Gewalt ...

Ähnlich wie RWE und in einer
Art Dokumentation für die Pres-
se auch der Verband der Bayeri-
schen Elektrizitätswirtschaft
(VBEW) spricht der Gesamtver-
band der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft (GDV) beim
Münsterländer Winterchaos von
höherer Gewalt, was die Versi-
cherer von jeder Zahlungsver-
pflichtung befreien würde. Eine
Haftung des Energieversorgers
RWE setze grobe Fahrlässigkeit
oder ein Verschulden voraus, so
ein Sprecher des Versicherungs-
verbandes in einer Pressemittei-
lung. Wären diese Fälle gege-
ben, dann wären die Schäden
möglicherweise durch eine Haft-
pflichtversicherung gedeckt. Ob
sich Unternehmen auf eine Be-
triebsunterbrechungsversiche-
rung, „so sie denn eine haben“,
berufen könnten, hänge von der
Gestaltung der Verträge ab. Pri-
vate Haushalte hätten nach

GDV-Kenntnis keine versicher-
ten Schäden erlitten. Die im Re-
gelfall abgeschlossenen Haus-
und Wohngebäudeversicherun-
gen träten nur im Zusammen-
hang mit Sturm (ab Windstär-
ke 8) sowie Frost ein. Nach den
vorliegenden Wetterdaten fehl-
ten dafür aber die Voraussetzun-
gen, so der GDV. Von Schäden,
die Kommunen erlitten haben
könnten, ist in der Stellungnah-
me nicht die Rede.

... oder doch technische
Mängel?

Inzwischen ist aber nicht nur
von höherer Gewalt, sondern
auch von technischen Mängeln
die Rede. Ursache für das
Knicken der Masten soll der bis
Mitte der sechziger Jahre für die
Masten verwendete Thomasstahl
sein. Laborversuche bei RWE
hätten ergeben, so teilt der Kon-
zern selbst mit, dass sich die
Festigkeit des Materials im Ver-
gleich zu den rechnerisch ermit-
telten Werten auf bis zu 60 Pro-
zent reduzieren könne. Das Tho-
mas-Stahlverfahren war 1878
von dem britischen Metallurgen
Sydney Thomas  entwickelt
worden. Dieses Verfahren wird
seit den siebziger Jahren nicht
mehr angewendet, weil sich ge-
zeigt hat, dass Thomasstahl we-
gen seines hohen Stickstoffan-
teils weniger verformbar und da-
mit spröder ist als andere Stähle,
und weil er nach dem Schweißen
häufig Risse bildet. Weniger ela-
stischer Stahl aber bricht eher bei
Belastungen, wie sie jetzt im
Münsterland aufgetreten sind.

Interne RWE-Unterlagen

Das alles aber war RWE schon
länger bekannt. Nach einem Be-
richt des Spiegels und der Süd-
deutschen Zeitung belegen inter-
ne RWE-Unterlagen, dass bis in
die Vorstandebene hinauf Kennt-
nisse über bruchgefährdete Ma-
sten bestanden. Der RWE-Vor-
stand sei bereits 2001 darüber in-
formiert gewesen, dass etwa
28.000 der insgesamt 44.000
Masten bruchgefährdet seien.
Auch sei er auf die straf- und pri-
vatrechtlichen Folgen dieses Zu-
standes von den eigenen Ingeni-
euren hingewiesen worden.

Der Chef von RWE Energy,
Berthold Bonekamp, hat indes-
sen Vorwürde zurückgewiesen,
RWE habe die Instandsetzung
veralteter Masten aus Kosten-
gründen zeitlich gestreckt. RWE
spare nicht an der Sicherheit,
sagte er angesichts der öffentli-
chen Kritik. Man stecke jährlich
2 Mrd. Euro in die Netze. In der
von den Unwetterschäden am
schwersten betroffenen Region
seien es 300 Mio. Euro jährlich.
Der Fortgang des Sanierungs-
programms sei aber nicht allein
eine Frage des Geldes, sondern
habe auch technisch-physikali-
sche Begrenzungen, beteuerte
der oberste Chef des RWE-Kon-
zerns, der Niederländer Harry
Roels. Mit jeder Netzabschal-
tung seien Instabilitäten verbun-
den. Auch Gutachter hätten be-
stätig, dass eine Beschleunigung
der Arbeiten nicht möglich sei.
Und der Chef der RWE-Toch-

ter Westfalen Ems AG, Knut
Zschiedrich, fügte hinzu, nicht
das Alter der Masten sei ent-
scheidend, sondern ihr War-
tungszustand. Zwischen 2002
und 2004 seien alle Masten be-
stiegen und inspiziert worden.

Kunden der Energiekonzerne
geben sich mit dem Hinweis auf
höhere Gewalt aber nicht zufrie-
den. Schließlich sei in unseren
Breiten ein Wintereinbruch
nichts Ungewöhnliches, auch
wenn er längst nicht immer so
heftig sei wie dieses Mal im
Münsterland. Und Mastbrüche
habe es in ganz Deutschland im-
mer wieder gegeben. „Wir wer-
den Schadenersatz geltend ma-
chen“, sagte Manfred Panitz
vom Bundesverband der Ener-
gieabnehmer (VEA), der etwa
4000 Unternehmen, vornehmlich
aus dem Mittelstand, vertritt. Das
Problem der aus Thomasstahl ge-
fertigten Masten sei der Versor-
gungswirtschaft mit Sicherheit
bekannt gewesen. Die Stromver-
sorger hätten die Investitionen in
ihre Stromnetze deutlich redu-
ziert, wirft der Verband der Bran-
che vor. Von 1995 bis 2004 hät-
ten die Kunden über die Stromta-
rife einen Betrag von 24 Mrd.
Euro bezahlt, der in den Erhalt
und den Ausbau der Stromnetze
hätten fließen müssen. Stattdes-
sen hätten die Versorger aber nur
13,5 Mrd. Euro in die Leitungen
gesteckt. Der Rest sei in die Ge-
winne geflossen. 

Die Meinung der Politik

Inzwischen hat sich auch die
Politik zu Wort gemeldet. Die
nordrhein-westfälische Landes-
regierung als Energieaufsicht
(über das Wirtschaftsministeri-
um) und die Bundesnetzagentur
haben von RWE „umfassende,
präzise und chronologisch exak-
te Angaben zu den bekannt ge-
wordenen Sicherheitsmängeln,
zum Gefährdungsgrad und zu
den Sanierungsmaßnahmen“ an-
gefordert. Vor allem will die
NRW-Wirtschaftsministerin
Christa Thoben (CDU) wissen,
seit wann dem Unternehmen die
Materialfehler bekannt waren.
Thoben drängt zudem auf bun-
desweite Konsequenzen, so un-
ter anderem auf eine gesetzliche
Berichtspflicht über Zustand und
Sanierung der Stromnetze. Ihr
Ministerium will prüfen, ob die
jetzt fälligen Sanierungsmaßnah-
men, die bis 2015 dauern sollen,
beschleunigt werden können.

Gutachterbüro im Visier

RWE-Energy-Chef Bone-
kamp hatte argumentiert, der Be-
lastung durch die Kombination
von Nass-Schnee, Eis und Wind
hätte keiner der in Mitteleuropa
verwendeten Masten standge-
halten. Er sehe deshalb „eine
Schuld von RWE und damit
Schadenersatzansprüche“ nicht.
Es deutet vieles darauf hin, dass
die Frage von Verschulden und
Schadenersatz von Gerichten ge-
klärt werden muss.

„Um nicht als letzte Instanz
aufzutreten“, will RWE künftig
sein Stromnetz durch ein unab-
hängiges Gutachterbüro überwa-
chen lassen. Dabei will sich das
Unternehmen eng mit der Bun-
desnetzagentur abstimmen. Durch
„transparente Kontrollmechanis-
men für das Netz“ bemühe sich
das Unternehmen um neues 
Vertrauen bei seinen Kunden und
in der Öffentlichkeit. In die-
sem Zusammenhang hat RWE
für Härtefälle bei den Geschä-
digten einen Fonds über 5 Mio.

Euro zur Verfügung gestellt.
Vor dem Hintergrund der Ver-

sorgungskatastrophe im Mün-
sterland werden die „extrem ho-
hen Strompreise hierzulande und
die dennoch viel zu geringen In-
vestitionen in die Netze“, wie
Kritiker es formulieren, heftig in
der Öffentlichkeit attackiert. Ihr
Vorwurf an die Stromversorger
lautet, dem Shareholder-Value-
Prinzip zu huldigen und statt zu
investieren nur an die Dividende
der Aktionäre zu denken. Die
Branche wehrt sich heftig gegen
diese Vorwürfe, die sie für total
unberechtigt hält.

Der Kampf um die Stromprei-
se hat inzwischen neue Dimen-
sionen erreicht. Als die deut-
schen Stromversorger im De-
zember die Strompreise um etwa
6 Prozent erhöhen wollten, was
von den Wirtschaftsministern
der Länder genehmigt werden
muss, sagte der hessische Wirt-
schaftsminister Alois Rhiel
(CDU) nein. Andere Bundeslän-
der sagten genaue Prüfungen zu.
Erwin Huber (CSU) als bayeri-
scher Wirtschaftsminister stellte
fest: „ Überzogene Forderungen
werden nicht genehmigt.“ Er bil-
ligte den drei größten Versorgern
im Lande, nämlich E.ON Bay-
ern, LEW und N-ERGIE, etwa 3
Prozent Preiserhöhung zu. In
den meisten Bundesländern läuft
noch das Genehmigungsverfah-
ren. In Hessen will E.ON gegen
die untersagte Preiserhöhung
klagen. Das Vorgehen Hessens
wird von manchen Beobachtern
als „juristisch sehr zweifelhaft“
angesehen. Das sieht auch Mich-
ael Schöneich, Hauptgeschäfts-
führer beim Verband kommuna-
ler Unternehmen (VKU) so. Kri-
tiker der  Versorgungsunterneh-
men setzen deshalb ihre Hoff-
nung auf die Arbeit der Bundes-
netzagentur, die sich mit den
Durchleitungspreisen der Strom-
netze befassen muss.

E.ON-Stellungnahme

Nicht nur RWE, das ein wenig
auch im südwestlichen Bayern
tätig ist, sondern auch der größte
deutsche Energiekonzern E.ON
hat seit Jahren Probleme mit
schadhaften Strommasten. Laut
E.ON Energie in München be-
stehen von 22.000 Strommasten,
die vor 1965 errichtet wurden,
bis zu 10 Prozent vollständig
oder teilweise aus dem anfälli-
gen Thomasstahl. Vor allem 
für Versorgungsleitungen mit ei-
ner Spannung von 110.000 Volt
wurde Thomasstahl verwendet.
Mastschäden, die es immer mal
wieder im Winter auch in Bayern
gegeben hat, allerdings in weit
geringerem Umfang als jetzt im
Münsterland, verzeichnete E.ON
vor allem im Versorgungsgebiet
Westfalen-Weser. Das Netz dort
sei hinsichtlich Alter und Struk-
tur mit jenem von RWE im
Münsterland vergleichbar. 

Austauschprogramm

Nach eigenen Angaben hat
sich E.ON nach zwei Mastschä-
den bereits vor Jahren entschlos-
sen, ein Austauschprogramm
durchzuführen, das noch in die-
sen Monaten zu 90 Prozent ab-
geschlossen sein soll. Allein in
der Region Westfalen-Weser in-
vestiere E.ON nach eigenen An-
gaben jährlich 100 Mio. Euro in
die Modernisierung der Netze.
Insgesamt beträgt das E.ON-In-
vestitionsprogramm für die
kommenden drei Jahre 18,6
Mrd. Euro. Davon sind, wie
E.ON Ende Dezember mitteilte,
2,8 Mrd. Euro für den Erhalt und
den Ausbau der Netze in
Deutschland vorgesehen.

In Bayern sind Stromausfälle
wie nach der Schneekatastrophe
im Münsterland nach Darstel-
lung der Elektrizitätswirtschaft
unwahrscheinlich. Anders als bei
RWE seien alle großen 380-Ki-
lovolt-Masten für den Ferntrans-
port nach 1965 errichtet worden.
Sie enthielten keinen Thomas-

stahl, sagte Christian Schneller
von der Tochtergesellschaft
E.ON Netz. Bei den 110.000-
und 220.000-Volt-Leitungen ge-
be es in Bayern nur einen Anteil
von drei bis fünf Prozent an Ma-
sten, die vor 1965 errichtet wur-
den. Auch seien die Investitionen
für die Instandhaltung nicht ver-
ringert worden. 2004 seien 213
Mio. Euro investiert worden,
2003 seien es 175 Mio. Euro ge-
wesen.

Sachliche Diskussion nötig

Zu den Auseinandersetzungen
um Netzbrüche, Investitionen
und Strompreise sagt Herbert
Dombrowsky, Vorstandsvorsit-
zender des Verbandes der Bayeri-
schen Elektrizitätswirtschaft
(VBEW), in einer Stellungnah-
me, man müsse die Energiepreis-
diskussion sachlicher führen. Die
Beschaffungskosten am Strom-
markt seien steil angestiegen und
der Steuer- und Abgabenanteil
am Strompreis betrage mittler-
weile 40 Prozent. Dennoch sei
der Strompreis im Vergleich mit
anderen Lebenshaltungskosten
nur moderat angewachsen. Ohne
den höheren Steueranteil läge er
heute sogar 12 Prozent unter dem
Wert von 1998. Ein zuverlässiges
Stromnetz und eine sichere Er-
zeugung seien nicht zum Nullta-
rif zu haben. Es sei kein Zufall,
dass das deutsche Stromnetz zu
den sichersten der Welt zähle.
Daran ändere selbst die jüngste
Schneekatastrophe in Nordrhein-
Westfalen nichts.

Hohe Versorgungssicherheit

Die bayerischen Elektrizitäts-
werke haben laut VBEW Men-
schen, Wirtschaft und Verkehr
2004 mit 76 Mrd. Mrd. Kilo-
wattstunden (kWh) Strom ver-
sorgt. Dafür zeichnen 230
Stromversorger verantwortlich,
die das Leitungsnetz vor Ort be-
treiben, den Strom verkaufen
und ihn teilweise auch selbst er-
zeugen. Der Strombedarf werde
zu 100 Prozent verbrauchsnah
im Freistaat erzeugt, davon zu 82
Prozent CO2-frei aus Kernener-
gie und Wasserkraft. Der Ver-
band setze alles daran, die hohe
Versorgungssicherheit und die
dezentrale bürgernahe Struktur
der bayerischen Stromversor-
gung im Interesse aller Strom-
kunden zu erhalten, betont Dom-
browsky: „Dank kontinuierli-
cher Investitionen in das Netz
haben wir in Deutschland die ge-
ringsten Stromausfälle Euro-
pas.“ Mit 28.000 Arbeitsplätzen
und einem jährlichen Investiti-
onsvolumen von fast 500 Mio.
Euro sei die Elektrizitätswirt-
schaft ein bedeutender Wirt-
schaftsfaktor für Bayern.

Angebot und Nachfrage

Der Strompreis werde seit
1998, dem Beginn des Wettbe-
werbs, bestimmt durch Angebot
und Nachfrage auf dem
Großhandelsmarkt. Wie Peter
Deml, Vorstandsmitglied des
VBEW ausführt, sind die Libe-
ralisierung und das neue Ener-
gierecht nicht zuletzt geschaffen
worden, um die Erwartungen der
Kunden nach sinkenden Preisen
zu erfüllen. „Im Strommarkt hat
es von Anfang an einen sehr
munteren Wettbewerb mit be-
achtlichen Erfolgen gegeben“,
zieht Deml Bilanz. Das zeige die
Preisentwicklung im Privatkun-
den- wie im Geschäftskunden-
sektor. Der Marktpreis habe bei-
spielsweise dazu geführt, dass
mittelspannungsseitig versorgte
Industriebetriebe heute rund 10
Prozent weniger für elektrische
Energie bezahlten als 1998. Für
große Unternehmen sei die akti-
ve Nutzung des Stromwettbe-
werbs tägliches Brot und mittler-
weile so selbstverständlich wie
der Einkauf von Schrauben.
Auch bei den Privatkundentari-
fen seien die Preise zunächst
deutlich gesunken. Die Preissen-

kungen seien inzwischen jedoch
von gestiegenen staatlichen La-
sten und Primärenergiekosten
wieder aufgezehrt.

„Erheblichen Einfluss auf die
Endkundenpreise haben die Ent-
wicklungen am Großhandels-
markt“, erläutert Deml. Und an
allen europäischen Strombörsen
zögen die Preise seit Monaten ge-
waltig an. Als Gründe dafür nennt
er die Weltmarktpreise für fossile
Energierohstoffe, die Entwick-
lung der Kraftwerkskapazitäten
und marktpsychologische Fakto-
ren, wie man sie von den Aktien-
börsen her kenne. Akteure im
Großhandelsmarkt seien keines-
wegs nur traditionelle Stromver-
sorger, sondern auch Ener-
giehändler, Banken und Indu-
strieunternehmen. Auch Hedge-
fonds betätigen sich an der
Strombörse. Das an der Leipziger
Strombörse von mittlerweile 128
Teilnehmern gehandelte Volumen
decke bereits 15 Prozent des in-
ländischen Bedarfs. Darüber hin-
aus fänden Termingeschäfte zwi-
schen Händlern direkt statt.

Preisniveau wird steigen

Die hohen Energiepreise ver-
anlassen neuerdings immer mehr
regionale Versorger und Stadt-
werke, eigene Anlagen zur
Stromerzeugung zu bauen, zu-
mal in der Energiewirtschaft Ei-
nigkeit darüber herrscht, dass
das Preisniveau auch in den
nächsten Jahren weiter steigen
wird. Besonders in Nordrhein-
Westfalen boomt der Kraft-
werksbau mit Investitionen von
mehr als 7 Mrd. Euro. Allein an
Rhein und Ruhr sollen bis 2012
Anlagen zur Stromerzeugung
mit einer Leistung von 10.000
Megawatt errichtet werden. Das
entspricht 10 Prozent der derzeit
genutzten deutschen Kraft-
werksleistung. Karl-Heinz Lau-
se, Chef der Stadtwerke Düssel-
dorf, des nach eigenen Angaben
fünftgrößten kommunalen Ver-
sorgers, ist der Meinung, dass
die Strombeschaffung für prak-
tisch alle Energieversorger zur
entscheidenden Frage wird. Düs-
seldorf erwägt den Bau eines ei-
genen Gaskraftwerks oder die
Beteiligung an einem neuen
Kohlekraftwerk. Versorger in
Duisburg, Franfurt, Erlangen,
Münster und Wuppertal haben
bereits Fakten geschaffen, meist
mit Aggregaten mit großen
Schiffsmotoren, die mit Gas be-
trieben werden. Solche Aggrega-
te erzeugen sowohl Strom als
auch Wärme für jeweils mehr als
10.000 Haushalte. 

Eine weitere Möglichkeit für
die Kommunen besteht darin,
sich an kommunalen Großkraft-
werken zu beteiligen. Eine erste
derartige Anlage auf Erdgasbasis
entsteht im westfälischen Hamm.
Bis zu zwei Dutzend Stadtwerke
beteiligen sich an der 800-Mega-
watt-Anlage des Stadtwerke-Ver-
bundes Trianel. Andere Kommu-
nen wollen am Nordrand des
Ruhrgebietes für 1 Mrd. Euro ein
Steinkohlekraftwerk bauen.

Reaktion der Konzerne

Die vier großen Energie-
konzerne reagieren jetzt auf 
diese Konkurrenz-Entwicklung 
mit milliardenschweren Kraft-
werksneubauten, so im rheini-
schen Neurath und im benach-
barten Niederaußen auf Braun-
kohlebasis und im östlichen
Ruhrgebiet mit einer Stein-
kohleanlage. Der Münchener
E.ON-Konzern baut in Datteln
ein Steinkohlekraftwerk und bei
Ingolstadt ein Gaskraftwerk. Ob
dadurch die Strompreise sinken
oder wenigstens stabil bleiben,
ist fraglich, denn Zubau und
Abgang bei den Erzeugungska-
pazitäten halten sich nach Ex-
perten-Ansicht einigermaßen
die Waage. Was zuviel erzeugt
wird, geht ins Ausland, denn die
deutsche Außenhandelsbilanz
weist einen Exportüberschuss
bei Strom aus. dhg
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Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern plus
Die erste umfassende Online-Lösung

für Gemeinde-, Stadt- und Kreisverwaltungen …

NEU !

Jeweils mehrere tausend Seiten landesspezifische

Kommentierungen und Darstellungen…

➔ PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG

Die PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG ist das seit Jahrzehnten
bewährte Standardwerk mit ca. 36.000 Seiten zu allen bedeutsamen
Rechts- und Arbeitsgebieten der kommunalen Verwaltung in Bayern.

Kompetente und erfahrene Fachleute aus den zuständigen Ministerien,
kommunalen Spitzenverbänden, Verwaltungsbehörden und der sonstigen
Rechtspraxis gewährleisten ein Höchstmaß an Informationsgehalt und
Rechtssicherheit.

Kommentierungen und Darstellungen

Landesspezifisch aufbereitet und ausführlich erläutert enthält das Werk an
den Anforderungen der Praxis orientierte Kommentare und systematische
Darstellungen zu den Rechts- und Verwaltungsvorschriften von Bund,
Ländern und Kommunen – jetzt erstmals auch online. Hier finden Sie
das richtige Rüstzeug für den Verwaltungs-Alltag, gegliedert in die
zentralen Bereiche
· Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines · Wirt-
schaft, Vergabe und Verkehr · Sicherheit und Ordnung · Soziales,
Gesundheit, Schule und Kultur · Bauwesen, Umwelt und Natur.

… dazu das große Beck-Plus: Gesetze, Rechtsprechung, Zeitschriften

➔ Beck’sche Gesetze Digital Bayern, Bund, EU

· Landesrecht im Umfang der Beck’schen Loseblatt-Textsammlungen
Ziegler/Tremel, Verwaltungsgesetze des Freistaates Bayern – immer
auf dem neuesten Stand

· rund 1.500 Gesetze und Verordnungen des Bundes (Schönfelder,
Sartorius, Nipperdey I, Aichberger SGB …)

· die rund 200 wichtigsten internationalen und EU-Vorschriften.

➔ Rechtsprechung aktuell und im Volltext,

mit Schwerpunkten VGH, OVG und BVerwG

➔ Die Top-Zeitschriften komplett und aktuell

NVwZ seit 1982, NVwZ-RR ab 1988, LKV ab 1991

Beck-KOMMUNALPRAXIS plus ist die kompetente und zuverlässige
Online-Arbeitshilfe für alle haupt- und ehrenamtlich Tätigen
bei Gemeinde-, Stadt- und Kreisverwaltungen, Verwaltungsgemein-
schaften, Ämtern, Verbänden, Verwaltungsschulen, Gerichten,
sämtliche Kommunalpolitiker und alle mit dem öffentlich-rechtlichen
Bereich befassten Personen und Institutionen sowie (Fach-)Anwälte.

Außerdem verfügbar:

Beck-KOMMUNALPRAXIS plus für Baden-Württemberg, Brandenburg,
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen,

Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen.

Ab 11 Euro/Monat
➔ Infos/4-Wochen-Test: www.beck-online.de
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VDV fordert: 

Effizienzsteigerung statt 
Kahlschlag in der Verkehrspolitik

„Kahlschlagartige Sparmaßnahmen verteuern und verschlech-
tern das Verkehrsangebot und schaden damit der Standort- und
Lebensqualität in Deutschland“, erklärte Günter Elste, Präsi-
dent des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV).
Eine zielorientierte Verkehrspolitik müsse und könne den Spa-
gat zwischen steigenden fachlichen Anforderungen einerseits
und notwendigen Beiträgen zur Haushaltskonsolidierung ande-
rerseits durch einen planvollen effizienten Einsatz knapper Fi-
nanzmittel auflösen. Dass ein solcher Weg realistisch sei, habe
der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) schon seit Jahren
bewiesen: „Wir haben in den vergangenen zehn Jahren die
Fahrgastzahlen und die Einnahmen deutlich gesteigert sowie die
Kostenstrukturen optimiert. Damit wurden die öffentlichen
Kassen signifikant entlastet“, betonte der VDV-Präsident. Die-
ser Prozess müsse im Interesse der steigenden Bedeutung des
ÖPNV konsequent fortgesetzt werden. 

Kontraproduktiv seien Ankün-
digungen von Haushaltspoliti-
kern, die Fördermittel für den
ÖPNV schon ab 2006 deutlich zu
reduzieren. Die Ankündigungen
hätten zwischen 2,1 und 4,2 Mrd.
Euro geschwankt. Davon sollten
350 Mio. Euro bereits mit einem
Haushaltsbegleitgesetz 2006 rea-
lisiert werden. Dies sei kaum
vorstellbar, da das Fahrplanjahr
2006 bereits Mitte Dezember
2005 begonnen habe, die Fahr-
pläne gedruckt und die Trassen
verbindlich bestellt seien.

Mobilitätsgarant ÖPNV

Kürzungen in diesen Größen-
ordnungen würden in jedem Fall
eine Zäsur für die erfolgreiche
Regionalisierung des ÖPNV be-
deuten, betonte Elste. „Von der

Regionalisierung profitieren so-
wohl die Bürger durch hervorra-
gende Angebote und moderate
Fahrpreise als auch die Wirt-
schaftsstandorte sowie die Um-
welt“. Bei Umsetzung dieser un-
differenzierten Radikalkürzun-
gen würden Fahrgastabwande-
rungen infolge dann unumgäng-
licher deutlicher Preiserhöhun-
gen und Leistungseinschränkun-
gen die Folge sein. „Konzeptlose
Schnellschüsse ausgerechnet
jetzt, wo hohe Benzinpreise zu
einem Umdenken oder Umstei-
gen auf den ÖPNV führen, ver-
bauen die große Chance, den
ÖPNV als wesentlichen Garan-
ten von Mobilität für alle Men-
schen in Deutschland im Be-
wusstsein der Bevölkerung zu
verankern“, warnte Elste.

Die Forderungen der Haus-

haltspolitiker nach signifikanten
Kürzungen beim öffentlichen
Verkehr kurz vor der in Deutsch-
land stattfindenden Fußballwelt-
meisterschaft hätten eine sehr
negative Signalwirkung ange-
sichts der Verpflichtung von
DFB und Bundesregierung, um-
weltfreundliche Spiele zu veran-
stalten. Diese Verpflichtung be-
deute insbesondere auch eine
überwiegende Realisierung der
Mobilitätsbedürfnisse mit öf-
fentlichem Verkehr. 

Bezahlbare Mobilität

Der VDV habe sich aber - als
einziger Branchenverband der
deutschen Wirtschaft - bereits
vor den jüngsten Wahlen zum
Deutschen Bundestag mit einem
konstruktiven Angebot zu Wort
gemeldet und einen Pakt für be-
zahlbare Mobilität unter dem Ti-
tel „Neuer Konsens zur Finan-
zierung des ÖPNV“ angemahnt.
Dabei habe der VDV dem Bund
und den Ländern vorgeschlagen,
die 2007 mit Wirkung für 2008
gesetzlich vorgesehene Revision
der Regionalisierungsmittel für
eine umfassende Diskussion
über ein angemessenes und öko-
logisch erforderliches Grundan-
gebot von Bussen und Bahnen
sowie deren Finanzierung zu
nutzen. Es sei in diesem Angebot
z. B. eine Selbstverpflichtung

Busse und Bahnen sind fit für
die Fußball-Weltmeisterschaft
„Die deutschen Verkehrsunternehmen und -verbünde sind für

die Fußball-Weltmeisterschaft in diesem Jahr gut gerüstet“. Her-
bert König, Vizepräsident des Verbandes Deutscher Verkehrsun-
ternehmen (VDV), teilte mit, dass die Maßnahmen zum Bau bzw.
Ausbau attraktiver Stationen und Bahnhöfe sowie wichtiger
Streckenverbindungen im Bereich der zwölf WM-Städte fast übe-
rall abgeschlossen seien. Alle Stadien würden somit leistungs-
fähige Anschlüsse an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖP-
NV) haben. Bei vielen Verkehrsunternehmen seien zudem neue
Fahrzeuge beschafft worden. Die Verkehrsangebote würden übe-
rall verdichtet und insbesondere bei Spielen am Abend bis in die
Nacht hinein deutlich ausgeweitet. 

Fahrgastinformationen in den vier FIFA-Weltsprachen deutsch,
englisch, französisch und spanisch sowie in den Sprachen der je-
weiligen Gastländer ermöglichen kundengerechte Auskünfte. Da-
bei wären Internet und Telefonauskünfte ebenso im Einsatz wie
gedruckte Medien. An zentralen Punkten würden Auskunftsstel-
len eingerichtet. 

Erstmals in der Geschichte der FIFA-Fußball-WM sei ein
Kombiticket vereinbart worden. Damit gelten die Eintrittskarten
in allen zwölf WM-Stadien gleichzeitig zur Benutzung von Bus-
sen und Bahnen im jeweiligen Verkehrsverbund des Spielortes am
Spieltag von Betriebsbeginn morgens bis zum Betriebsende
nachts. Zur Lenkung der Besucher vor und nach dem jeweiligen
Fußballspiel werde ein einheitliches intermodales Wegeleitsystem
eingerichtet, das die Besucher durchgängig auf den Fernreisewe-
gen sowie im Nahverkehr zum Stadion hin und zurück führe. Für
die Lenkung seien eingängige Piktogramme und ein Farbtafel-
konzept für die Fantrennung beschrieben worden.

Zu den Übertragungen der Spiele auf Großbildleinwände in
zahlreichen Städten („public viewing“) sowie begleitenden touri-
stischen und kulturellen Veranstaltungen (bundesweiter „Kultur-
sommer 2006“) werde mit weiteren Besuchern in Millionenzahl
gerechnet. Für diese Besucher hätten, so König, die Verkehrsun-
ternehmen und -verbünde vor allem Tages- oder Mehrtages- so-
wie Gruppentickets im Angebot. 

Über das Reisezentrum auf der FIFA-Internetseite www.fifa-
worldcup.com sei das bundesweite Bus-und-Bahn-Auskunftssy-
stem DELFI erreichbar. Die Auskunft erfolge nun in den vier FI-
FA-Sprachen und sei jetzt adressscharf. Wichtige Ziele wie die
WM-Stadien seien in die Start/Ziel-Auswahl integriert worden.

„Ein Leitgedanke für die Fußball-WM 2006 ist es, die Mobilität
umweltfreundlich und effizient zu gestalten. Die Vermeidung
unnötiger Verkehre und die stärkere Verlagerung auf öffentliche
Verkehrsmittel steht genauso im Mittelpunkt der Aktivitäten wie
eine effiziente und ökologische Gestaltung bestehender Verkehrs-
systeme“, so König abschließend. !

des Verbandes und seiner Mit-
glieder enthalten, sich - wie in
den vergangenen Jahren auch -
mit ganzer Kraft für weitere 
Kostensenkungen und Ertrags-
steigerungen und damit zur Ent-
lastung öffentlicher Kassen ein-
zusetzen. Dabei betone der Ver-
band ausdrücklich die Notwen-
digkeit, das „Ob“ und das „Wie“
aller bisherigen Verkehrsangebo-
te auf den Prüfstand zu stellen;
und es werde ein konzeptioneller
Weg aufgezeigt, wie in Zeiten
dramatischer Entwicklungen öf-
fentlicher Haushalte ein ange-
messenes ÖPNV-Grundangebot
in den Städten und Regionen auf-
rechterhalten werden könne. Die
Bewältigung dieses Zielkonflik-
tes setze ein abgestimmtes und
vor allem rationales Handeln al-
ler am ÖPNV Beteiligten voraus.

Schlüsselrolle

Sicher sei, dass der ÖPNV-In-
frastruktur dabei eine Schlüssel-
rolle zukomme. Hierbei müsse
Bestandswahrung vor Neubau
rangieren. „Bevor neue Leucht-
türme aufgestellt werden, müs-
sen die vielerorts in die Jahre ge-
kommenen Anlagen grunder-
neuert werden, damit der ÖPNV
zukunftsfähig bleibt“, erläuterte
der VDV-Präsident. Eine Unter-
suchung der Studiengesellschaft
für unterirdische Verkehrsanla-
gen (STUVA) im Jahr 2004 habe
einen Investitionsbedarf im 
ÖPNV bis zum Jahr 2012 von
mehr als 35 Milliarden Euro
festgestellt. Rund 60 Prozent
dieser Investitionsmittel würden
überwiegend für die Erweiterung
und Verbesserung der Infrastruk-
tur und von Betriebsanlagen
benötigt. Auch dieses Thema sei
unverzüglich zu lösen, betonte
der VDV-Präsident: „Sonst dro-
hen Investitionsruinen!“           !

Rund ums Recht
Schulbusunfall:

Kommune haftet nicht
Kommt ein Kind in einem

Schulbus zu Schaden, weil es
keinen Sitzplatz gefunden hat,
muss dafür nicht der kommunale
Träger der Schülerbeförderung
haften. Das entschied das Land-
gericht (LG) Verden (Az.:
70167/05). 

Im konkreten Fall war eine
Grundschülerin bei einer vom
Busfahrer nicht verschuldeten
Vollbremsung des Schulbusses
gestürzt und verletzt worden. Da
sie keinen Sitzplatz bekommen
hatte, sondern stehen musste, ar-
gumentierten ihre Eltern wie
folgt: Hätte der Träger der
Schülerbeförderung durch orga-
nisatorische Maßnahmen dafür
gesorgt, dass jedes Kind einen
Sitzplatz erhält, wäre die Schüle-
rin nicht gestürzt und also nicht
verletzt worden. Einen solchen
faktischen Anspruch auf einen
Sitzplatz verneinten aber die
Richter. Die dafür aufzubringen-
den personellen und sächlichen
Kosten wären für die Kommune
unzumutbar. Auch sei die
Schülerbeförderung nicht ge-
fährlicher als die Beförderung
im allgemeinen Personennahver-
kehr, der auch nicht für jeden
Fahrgast einen Sitzplatz zur Ver-
fügung stellen könnte.        mpa

ÖPNV-Kürzungen treffen ländliche Räume
Theo Zellner gegen geplante Kürzung der Regionalisierungsmittel 

Der Bayerische Landkreistag warnt vor einer Kürzung der Re-
gionalisierungsmittel für den Öffentlichen Personennahverkehr.
Präsident Theo Zellner: „Öffentliche Mittel für den Personen-
nahverkehr sind weder Luxusausgaben noch Subventionen. Sie
dienen wichtigen öffentlichen Interessen wie vor allem dem Um-
weltschutz und der Entlastung der Straßen vom motorisierten
Individualverkehr. Der Öffentliche Personennahverkehr stellt
eine wichtige Aufgabe der Daseinsvorsorge dar, die im verfas-
sungsrechtlichen Sozialstaatsprinzip begründet ist.“

Weitere Kürzungen der Regio-
nalisierungsmittel um 3,1 Mrd.
€ bis zum Jahr 2009 sind für den
Landkreistagspräsidenten nicht
mehr zumutbar. Diese Halbie-
rung der Regionalisierungsmittel
habe verheerende Auswirkungen
auf die Qualität des Bus- und
Bahnverkehrs. Die Netzstruktu-
ren der Verkehrsbetriebe in den
ländlichen Gebieten würden aus-

gedünnt. Zellner: „Der ländliche
Raum droht auf Grund relativ
niedrigen Fahrgastaufkommens
vom städtischen Bereich abge-
koppelt zu werden.“

Zellner prognostiziert in Folge
der Mittelkürzung zudem höhe-
re Fahrpreise, die gerade die Be-
rufspendler, die ohnehin schon
durch die geplante Kürzung der
Entfernungspauschale steuerlich
belastet würden, treffen werde:
„Ich befürchte, dass sich beide
geplanten Maßnahmen auf dieje-
nigen Arbeitnehmer am härtes-
ten auswirken, die mangels Be-
schäftigung am Wohnort auf die
Benutzung der öffentlichen Ver-
kehrsmittel angewiesen sind.“

Verpflichtung des Bundes

Der Landkreistagspräsident
erinnert auch daran, dass sich der
Bund mit der Übertragung der
aus den Regionalisierungsmit-
teln zu finanzierenden Aufgaben
auf die Länder zu einer verlässli-
chen und dauerhaften Finanzie-
rung verpflichtet hätte: „Streicht
der Bund einen Großteil seiner
Beteiligung, so wird auch die ge-
meinsame Geschäftsgrundlage
mit den Ländern in Frage ge-
stellt.“ 

Schließlich weist Zellner dar-
auf hin, dass den Öffentlichen
Personennahverkehr bereits
mehrere Einsparungsmaßnah-
men getroffen hätten:
" Im Jahr 2004 wurden die Re-
gionalisierungsmittel des Bun-
des bereits außerplanmäßig um 
2 % gekürzt, obwohl dies in den
Bund-Länder-Vereinbarungen
und in dem Regionalisierungs-
gesetz nicht vorgesehen war,
" durch die „Koch-Steinbrück-
Aktion“ wurde der Öffentliche
Personennahverkehr bundesweit
mit 200 Mio. € zur Kasse gebe-
ten und

" die Zuschussmittel des Frei-
staates Bayern wurden in den
letzten Jahren um mehr als 30 %
gekürzt. !

Mautflüchtlinge:
Gemeinden fordern

eigenes Recht zu
Sperrungen

Brandl: Bezirksregierungen
fehlt die Ortsnähe

„Wir Gemeinden wollen selbst
entscheiden, welche Ortsdurch-
fahrten für Mautflüchtlinge tabu
sein sollen“ sagte Gemeinde-
tagspräsident Dr. Uwe Brandl
zur neuen Möglichkeit, Strecken
mit starken Mautausweichver-
kehr für Transit-Lkws über 12
Tonnen zu sperren. „Die Be-
zirksregierungen haben nicht die
zur Beurteilung der konkreten
Situation erforderliche Ortsnähe.
Das Subsidiaritätsprinzip sollte
hier Vorrang erhalten vor neuer
Bürokratie.“ 

Seit 1. Januar 2006 können
Strecken mit starkem Mautaus-
weichverkehr für Transit-Lkws
über 12 Tonnen gesperrt werden.
Mit dem neuen Verbotszeichen
„Durchgangsverkehr gesperrt“
können die Straßenverkehrs-
behörden stark belastete Orts-
durchgangsstraßen für Fahrzeu-
ge über 12 Tonnen Gesamtge-
wicht dicht machen. Die Zustän-
digkeit für diese verkehrslenken-
de Maßnahme will der Freistaat
Bayern den Bezirksregierungen
übertragen. 

Hier setzt die Kritik des Ge-
meindetags an: Präsident Brandl
forderte die Staatsregierung nun-
mehr auf, den betroffenen Ge-
meinden selbst die Zuständigkeit
für die neue verkehrslenkende
Maßnahme einzuräumen. „Die
Gemeinden sind sehr wohl in der
Lage, in einer Gesamtschau mit
der Polizei und dem örtlichen
Gewerbe alle Interessen und Be-
lange der von der Maßnahme
Betroffenen zu prüfen. Was vor
Ort entschieden werden kann,
muss nicht am grünen Tisch der
örtlich unkundigen Bezirksregie-
rung festgelegt werden.“ !
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Regionalkonferenz Abfallwirtschaft Niederbayern:

Wohin mit dem Gewerbeabfall?
Seit Inkrafttreten des Ablagerungsverbotes für unbehandelten
Haus- und Gewerbemüll zum 1. Juni 2005 hat sich die Situati-
on in der kommunalen Abfallentsorgung in Niederbayern vor
allem beim Gewerbemüllaufkommen erheblich verändert. Der
drastische Anstieg des angelieferten Gewerbemülls übersteigt
die aktuell verfügbaren Aufnahmekapazitäten. 

Zur Bewältigung der neuen
Lage luden die Regierung von
Niederbayern und die Industrie-
und Handelskammer für Nie-
derbayern die gewerblichen Ab-
fallerzeuger und -entsorger so-
wie die kommunalen Entsorger
im Rahmen des Umweltpakts
Bayern zu einer „Regionalkon-
ferenz Abfallwirtschaft Nieder-
bayern“ nach Landshut ein. Un-
ter dem Motto „Wohin mit dem
Gewerbeabfall?“ zeigten Ab-
fallexperten des Landesamts für
Umwelt, der Arbeitsgemein-
schaft der bayerischen Müllver-
brennungsanlagenbetreiber, des
Verbandes der bayerischen
Städtereiniger und eines nieder-
bayerischen mittelständischen
Abfallerzeugers Lösungsansät-
ze auf.

Immenser Anstieg

Wie Niederbayerns Regie-
rungspräsident Dr. Walter Zit-
zelsberger darlegte, sei zum Teil
ein Anstieg der Gewerbeabfälle
um bis zu 500 Prozent gegen-
über dem entsprechenden Vor-
jahreszeitraum zu beobachten.
Die kommunalen Müllverbren-
nungsanlagen seien derzeit voll
ausgelastet. Für Revisionszeiträu-
me wurden Zwischenlager ein-
gerichtet, da eine Aushilfe der
bayerischen Anlagen unterein-
ander während dieser Still-
standszeiten nun nicht mehr
möglich sei.

Auch die Regierung von Nie-
derbayern habe auf diese Situa-
tion rasch reagiert. Anfang Au-
gust 2005, nachdem sich erste
Engpässe auch in Niederbayern
abzeichneten, sei mit den Ver-
antwortlichen der kommunalen
Abfallwirtschaft ein Gespräch
geführt und das weitere Vorge-
hen abgestimmt worden. Zwei
Abfallzwischenlager auf der
Deponie in Außernzell und in
Landshut wurden genehmigt,
um die  kommunale Entsorgung
zu sichern.

Josef Giglberger vom Augs-

burger Landesamt für Umwelt
stellte fest, „dass die in Bayern
installierte Anlagenkapazität
zwar ausreicht, den beseiti-
gungspflichtigen Abfall zu ver-
brennen, sie aber nicht aus-
reicht, zusätzlich den gesamten
Abfall zur energetischen Ver-
wertung aus Gewerbe zu ver-
brennen“.

Zur Lösung des Problems
müssten entweder neue Ver-
brennungskapazitäten geschaf-
fen oder die Abfallmenge zur
Verwertung reduziert werden.
Die Zwischenlagerung von Ab-
fällen könne lediglich dazu die-
nen, Ausfall- und Wartungszei-
ten zu überbrücken. 

Nötige Planungssicherheit

Für die Schaffung weiterer
Verbrennungskapazitäten sei für
den Errichter aus wirtschaftli-
chen Gründen Planungssicher-
heit erforderlich. Da derzeit
mangels vorliegender Zahlen
keine Mengenprognose über
mehrere Jahre abgegeben wer-
den könne, dürften kurzfristig
kommunale Betreiber kaum in
Vorleistung gehen. Giglberger
zufolge „ist nach unserer Kennt-
nis durch einfache Maßnahmen
die vorhandene Kapazität um
rund 160.000 Mg/a zu er-
höhen“. Ob im gewerblichen
Bereich insbesondere zur Ener-
gienutzung weitere Anlagen
entstehen, bleibe abzuwarten. 

Bei der Annahme eines stoff-
lich verwertbaren Anteils von
20 Prozent könnten 200.000
Mg/a - das wäre die derzeit zwi-
schenzulagernde Menge - stoff-
lich verwertet werden, betonte
Giglberger. Damit wäre auch
das derzeitige Problem in Ver-
bindung mit der oben genannten
Kapazitätserweiterung gelöst.

Dies setze voraus, dass im ge-
werblichen Bereich die stofflich
verwertbaren Abfälle verstärkt
getrennt gesammelt oder über
Sortieranlagen aussortiert wer-
den. „Aus fachlicher Sicht“, so

Giglberger, „hätte dies auch den
Vorteil, dass die anfallenden
Gewerbeabfälle weitestgehend
in dafür geeigneten  Verbren-
nungsanlagen umweltgerecht
thermisch behandelt oder ener-
getisch verwertet werden, die
Entsorgungsautarkie in Bayern
erhalten bleibt, aber auch die
Anlagen langfristig ausgelastet
werden.“

Für die derzeitigen Engpässe
sind laut Horst Denk, Direktor
des Zweckverbandes Müllver-
wertung Schwandorf, mehrere
Faktoren ausschlaggebend: So
seien viele Abfallerzeuger bis
Mai 2005 in Sicherheit gewo-
gen worden, dass ihre Abfälle
hochwertig verwertet werden.
Die getrennte Erfassung von
Altstoffen am Anfallort sei teil-
weise ungenügend entwickelt.
Zahlreiche Entsorger hätten Ka-
pazitäten viel zu spät oder nicht
ausreichend vertraglich gesi-
chert oder nicht errichtet. Auch
fehle eine verlässliche Pla-
nungsgrundlage für alle Pro-
gnosezahlen. Zudem seien die
geplanten Kapazitäten zur Mit-
verbrennung von aufbereiteten
Gewerbeabfällen kaum vorhan-
den. 

Kein Ökodumping!

Denk forderte Abfallerzeuger
und Entsorgungsbranche auf,
die stoffliche Verwertung zu
steigern, Schadstoffe bezüglich
Chlor/Fluor zu entfrachten oder
die Mehrkosten zu übernehmen,
sich zur Mengenerfassung der
Gewerbeabfälle, die nicht über
die kommunale Entsorgung er-
fasst werden, zu verpflichten
sowie das Näheprinzip konse-
quent einzuhalten. Die Maxime
laute: Kein Ökodumping in an-
dere europäische Staaten!

Wie Roland Senft, Umwelt-
schutz- und Abfallbeauftrag-
ter der Fa. Kermi GmbH, Platt-
ling, darstellte, sah sich der mit-
telständische Abfallerzeuger -
Kermi fertigt Heizkörper und
Duschabtrennungen; außerdem
wird ein Stahl-Service-Center
betrieben, in dem sowohl Blech-
spaltung für den firmeneigenen
Bedarf als auch Lohnspaltung
durchgeführt wird - mit Inkraft-
treten des Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz vom 23. Sep-
tember 1994 veranlasst, Abfall-
stoffströme weitergehend zu se-
parieren und - falls keine Ver-
meidung möglich war - diese ei-
ner geordneten Entsorgung zu-
zuführen. 

So konnte für die haus-
müllähnlichen Gewerbeabfälle
mit dem Müllheizkraftwerk

ZAS Burgkirchen ein Entsor-
gungspartner gefunden werden,
bei dem eine thermische Ver-
wertung einwandfrei gegeben
ist. Ausschlaggebend war laut
Senft auch ein möglichst kurzer
Weg zur endgültigen Entsor-
gung, um der gering zu halten-
den Belastung des Straßenver-
kehrsaufkommens gerecht zu
werden. Nicht thermisch ver-
wertbare Abfälle würden sat-
zungsgerecht an die Abfallwirt-
schaftsgesellschaft Donau-Wald
zur Beseitigung abgegeben. 

Unternehmen und Betriebe,
die bereits frühzeitig auf eine
vollständige Umsetzung des
Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetzes hingearbeitet ha-
ben, sind nach Senfts Erkennt-
nissen „von der derzeit vorherr-
schenden Situation bei weitem
wirtschaftlich nicht so hart be-
troffen, als Betriebe, die Abfälle
schwer nachvollziehbaren,
dafür aber kostengünstigen Ent-
sorgungswegen haben zukom-
men lassen“. So sei zwar jahre-
lang eine teurere, aber rechtlich
fundamentierte Abfallentsor-
gung betrieben worden, jedoch
zeige sich, „dass sich der be-
schrittene Weg letztendlich aus-
gezahlt hat, moralisch wie auch
wirtschaftlich“.

Möglicher Lösungsansatz

Ein möglicher Lösungsansatz
wäre nach Senfts Auffassung
die Errichtung geeigneter Sor-
tieranlagen durch die entsor-
gungspflichtigen Körperschaf-
ten. Sortieranlagen sollten nicht
dazu dienen, das Gewerbe 
von der Getrennthaltungspflicht
freizusprechen, zusätzlich könn-
ten aber bei entsprechender
Auslegung auch Anteile von
Haushalten über diese Anlagen
laufen und somit eine weitere
Verringerung des Hausmülls
und der hausmüllähnlichen Ge-
werbeabfälle zur Beseitigung
erreicht werden.

Jedem Unternehmen könne
abschließend nur geraten wer-
den, sich mit dem Thema inten-
siv auseinander zu setzen und
nicht nur den bequemsten Weg
zu gehen. Die Pflicht zur ord-
nungsgemäßen Entsorgung sei-
ner Abfälle obliege einzig und
allein dem Erzeuger. So sollten
generell nur qualifizierte Ent-
sorgungsfachbetriebe beauftragt
werden. In Zusammenarbeit mit
seriösen Entsorgern bzw. Trans-
porteuren habe sich gezeigt,
dass diese ausnahmslos in der
Lage sind, ihre eingeschlagenen
Entsorgungswege bereitwillig
offen zu legen, „vorausgesetzt
der Erzeuger setzt sich nicht ei-
genständig mit den beauftragten
Entsorgungsbetrieben in Ver-
bindung“, bemerkte Senft ab-
schließend. DK

Deponie Spitzlberg im Landkreis Landshut:

Information über
anstehende Maßnahmen 

Mit der im Juli 2003 getroffenen Entscheidung, dem Zweck-
verband Müllverwertung Schwandorf (ZMS) beizutreten, hat
der Landkreis Landshut nach den Worten von Landrat Josef
Eppeneder einen richtigen Entschluss zur rechten Zeit gefasst.
Die Müllverbrennungsanlagen in Deutschland würden derzeit
geradezu von einer Abfallwelle überrollt und arbeiteten auf
vollen Touren, was die Preise klarerweise in die Höhe treibe. 

Der Beitritt zu einem Zweck-
verband wäre zum jetzigen
Zeitpunkt für den Landkreis
Landshut daher mit sicher
deutlich höheren Kosten ver-
bunden und insgesamt durch
die Kapazitätsengpässe deut-
lich erschwert, führte Eppene-
der im Rahmen eines Ortster-
mins auf der Reststoffdeponie
Spitzlberg aus: Mit der Auf-
nahme in den ZMS habe sich
der Landkreis langfristig ko-
stengünstige und umweltver-
trägliche Entsorgungskapazitä-
ten gesichert.

Bei dem Treffen, an dem Re-
präsentanten aller Kreistags-
fraktionen und -gruppen, der
Landkreisverwaltung, die stell-
vertretenden Landräte Max
Wimmer und Hans Leipold,
Bürgermeistermeistersprecher
Fritz Wittmann sowie Vertreter
der Regierung von Niederbay-
ern und des Bayerischen Lan-
desamtes für Umwelt teilnah-
men, ging es um die Zukunft ei-
nes Kernstücks des Abfallwirt-

schafts-Systems der Region
Landshut: Mit der Reststoff-De-
ponie Spitzlberg verfügt der
Landkreis noch für rund 50 Jah-
re über genügend Deponieraum
für nicht mehr verwertbarem
Müll, wie Gernot Geißler, der
Leiter des Sachgebiets Abfall-
wirtschaft am Landratsamt, den
Teilnehmern an dem Ortstermin
in Erinnerung rief. 

Schlackenablagerung

Derzeit werden in Spitzlberg
noch Schlacken aus der Müll-
verbrennungsanlage aus Lands-
hut abgelagert, die Mitte 2006
geschlossen wird, sowie Ge-
werbeabfälle aus dem Land-
kreis und der Stadt Landshut.
Die Regierung von Niederbay-
ern dringt darauf, dass der Bau-
abschnitt I der Deponie mit
rund 1,8 Hektar alsbald endgül-
tig versiegelt wird. Dies ist auch
im Interesse des Landkreises,
wie Landrat Josef Eppeneder,
Abteilungsleiter Peter Poesze

und Gernot Geißler darlegten.
Die Maßnahme werde freilich
mit rund 500.000 Euro zu Bu-
che schlagen. 

Basisdichtung

Momentan sind die Fläche
und damit die auf ihr im Unter-
grund gelagerten Abfälle mit ei-
ner temporären Abdeckung ge-
sichert, die sich zusammensetzt
aus verschiedenen Lehmlagen,
Trennvliesen, einer Schotter-
schicht und einer 50 Zentimeter
dicken Schicht mit humosem
Oberboden als Rekultivierungs-
schicht. 

Nach unten ist der abgelager-
te Müll durch eine 60 Zentime-
ter dicke Lehmschicht abgesi-
chert: Durch regelmäßige Un-
tersuchungen von Sicker- und
Grundwasser an sechs Mess-
stellen wird ständig überprüft,
ob diese Basisdichtung ihren
Dienst auch zuverlässig leistet. 

Geißler zufolge kommt dem
Landkreis Landshut als Ge-
bietskörperschaft eine Vorbild-
funktion zu, die der Kreis abso-
lut gewissenhaft erfülle. Rund
15 Millionen Euro hat der

Landkreis Landshut bislang in
die Reststoffdeponie investiert,
die 1985 in Betrieb gegangen
ist. Mit der endgültigen Rekul-
tivierung und Abdichtung des
Bauabschnitts I kommt der
Landkreis laut Geißler seiner
Vorsorgepflicht nach, dauerhaft
sicherzustellen, dass der abge-
lagerte Müll vor jeder Beein-
flussung durch Witterung abge-
schirmt ist und keinerlei Stoffe
in die Umwelt gelangen. 

Eine 50 Zentimeter dicke
Schotterschicht, zwei Lagen
Lehm, zwei Trennvliese, eine
Kunststoffdichtungsbahn, eine
Entwässerungsschicht und als
oberste Schicht ein Meter hu-
moser Oberboden - das sind die
wesentlichen Teile einer dicken
Verpackung für den Müll, wie
sie in der Deponie-Verordnung,
einem Bundesgesetz, vorge-
schrieben sind. 

Mit der Versiegelung der
Müllablagerungsflächen im Bau-
abschnitt I der Deponie soll als-
bald begonnen werden, waren
sich die Teilnehmer am dem
Ortstermin einig. Ins Auge ge-
fasst wurde dabei ein Beginn im
Sommer 2006. DK

Abfallwirtschaft im Landkreis Aichach-Friedberg:

Leistungsbilanz 2005
In einer „Leistungsbilanz 2005“ hat der Landrat des Landkrei-
ses Aichach-Friedberg, Christian Knauer, unter anderem die
Schwerpunkte der kommunalen Abfallwirtschaft in seiner Regi-
on dargestellt. Dabei bezeichnete er den Bürgerentscheid zum
zukünftigen Erfassungssystem für Leichtverpackungen als
„Highlight“ des vergangenen Jahres. „Gelbe Säcke“, so Knauer,
„werden auch künftig im Landkreis nicht zu sehen sein.“

Zeitgleich mit der Bundes-
tagswahl am 18. September
führte der Landkreis einen Bür-
gerentscheid zu der Frage durch,
ob im Landkreis Aichach-Fried-
berg der sog. Gelbe Sack für
Leichtverpackungen eingeführt
werden soll. Die Bürger spra-
chen sich dabei mit einer Mehr-
heit von rund 55 Prozent gegen
dessen Einführung aus. Das bis-
herige Erfassungssystem bleibt
damit über das Jahr 2006 hinaus
unverändert, die Leichtver-
packungen werden laut Knauer
weiterhin über die örtlichen
Wertstoffsammelstellen erfasst. 

Vorhersehbare Entlastung

Die Ausschreibung der Erfas-
sung und Verwertung der Wert-
stoffe Papier, Altholz, Schrott
und Hartplastik ab dem Jahr
2006 ergab sehr gute Ergebnis-
se. In den nächsten Jahren sollte
dies Knauer zufolge zu einer
Entlastung des Wirtschaftsplans
der Kommunalen Abfallwirt-
schaft führen. Nach dem Lei-
stungsvertrag mit dem Dualen
System für Leichtverpackungen
(2003) sei jetzt auch der Lei-
stungsvertrag für Glas ausge-
laufen. Die Aufgabe des Land-
kreises beschränke sich in die-
sem Zusammenhang nunmehr
auf die Bereitstellung der Sam-
melstellen und Containerstand-
plätze sowie die begleitende Öf-
fentlichkeitsarbeit. 

Im Frühjahr 2005 wurde vom
Landkreis erneut eine Samme-
laktion im Landkreis für bela-
stete Althölzer der Kategorie IV
durchgeführt. Mit einer Menge
von rund 27 Tonnen (Vorjahr 96
Tonnen) ging das erfasste Mate-
rial erstmals deutlich zurück.
Dies könnte, so der Landrat, auf
die fast noch winterlichen Ver-
hältnisse zu diesem Zeitpunkt
(Mitte März) zurückzuführen
sein. Die weitere Entwicklung
der Mengen in den nächsten
Jahren werde darüber Auf-
schluss geben. 

Zeitintensive Überprüfung

Bei der Umsetzung der Ge-
werbeabfallverordnung ist der
Landkreis bestrebt, alle Gewer-
bebetriebe im Landkreis an die
Kommunale Abfallwirtschaft
anzuschließen. Die Überprüfung
der gewerblichen Veranlagung
erweise sich als sehr zeitintensiv,
da die Aufgabe ohne zusätzliche
Arbeitskräfte erfüllt wird. Im
Jahr 2005 wurden ca. 130 Be-
triebe veranlagt, über 300 Betrie-
be stehen noch aus, die nach
Möglichkeit im Jahr 2006 abge-
wickelt werden sollen. 

Im Rahmen der Öffentlich-
keitsarbeit fand erneut das
Schultheater zur Umwelterzie-
hung statt, an die Schulanfänger
wurden zu Schulbeginn Brot-
zeitdosen verteilt und im Herbst
wurde an der Wertstoffsammel-
stelle in Friedberg ein Wert-
stoffsammelstellenfest veran-
staltet. Im Oktober beteiligte
sich die Kommunale Abfall-
wirtschaft zusammen mit den
Abfallwirtschaftsbetrieben von
Stadt und Landkreis Augsburg
am Umwelttag der Stadt Augs-
burg. Der Stand der Abfallbera-
tung wurde dabei für Gestaltung
und Angebot von den Veranstal-
tern des Aktionstages prämiert. 

Auf der Hausmülldeponie
Gallenbach wurde im Januar
2005 die Sickerwasserbehand-
lungsanlage in Betrieb genom-
men. Mit Gesamtkosten von ca.
1 Mio. Euro wurde eine ord-

nungsgemäße Reinigungsmög-
lichkeit des anfallenden Sicker-
wassers vor Ort am Deponie-
gelände geschaffen. Die vorma-
ligen Transporte des Sickerwas-
sers zur Kläranlage der Stadt
Augsburg entfallen seitdem. Im
Frühjahr wurde die alte proviso-
rische Arsenausfällanlage des
Landkreises aus dem Jahr 1988
zurückgebaut. Diese Anlage
wurde zum damaligen Zeit-
punkt wegen festgestellter Ar-
senbelastungen durch den
Landkreis in Vorleistung errich-
tet, um sicherzustellen, dass
kein Arsen mehr in die Paar ge-
langt. Die Anlage wurde im Ok-
tober 1996 von der neuen Ar-
senreinigungsanlage ersetzt und
war seitdem außer Betrieb. Im
August fand ein abschließender
Ortstermin statt, an dem die Be-
endigung der Baumaßnahmen
festgestellt werden konnte. 

Keine belasteten Anteile

Die Ausgliederung des Sor-
tierbetriebs der AVA GmbH in
die AVA Re.Sort GmbH und
die dadurch erfolgte Abkoppe-
lung dieses Geschäftsfeldes
von der Entsorgungspflicht des
AZV hat sich nach Knauers
Ansicht auch im Jahr 2005 als
richtige Entscheidung erwie-
sen. Die positive Folge hiervon
sei, dass in der Umlage des
AZV keine, den allgemeinen
Kreishaushalt belastenden An-
teile mehr enthalten sind. 

Das Auslaufen der TASi-
Übergangsfrist zur Ablagerung
unbehandelter Abfälle im Juni
2005 habe zu einem enormen
Anstieg der thermisch zu be-
handelnden Abfallmengen ge-
führt. Die AVA habe dem nur
mit der Zwischenlagerung ihr
angedienter Abfälle begegnen
können. Um die Entsorgungssi-
cherheit auch in Ausfallsituatio-
nen zu garantieren, sei inzwi-
schen mit dem Bau einer Um-
schlaganlage nördlich der beste-
henden Abfallverwertungsanla-
ge begonnen worden. 

Im Zusammenhang mit der
möglichen Errichtung einer
weiteren Papiermaschine durch
die Fa. UPM Kymmene am
Standort Augsburg sieht die
AVA GmbH gute Möglichkei-
ten, als Energielieferant aufzu-
treten. Mit dem europaweit
agierenden Papierhersteller sei-
en hierzu Vorgespräche geführt
worden. Details könnten jedoch
erst erarbeitet und veröffentlicht
werden, wenn die Standortent-
scheidung gefallen ist. DK

Engpässe bei der
Abfallverwertung 
Sämtliche bayerische Abfall-

verwertungsanlagen sind der-
zeit zu 100 Prozent ausgelastet.
Darauf machte Ferdinand Klepp-
mann, Chef des Würzburger
Müllheizkraftwerks und Vorsit-
zender des Vereins Thermische
Abfallbehandlungsanlagen in
Deutschland, aufmerksam. Bun-
desweit fehlten aktuell Verbren-
nungskapazitäten bis zu fünf
Millionen Tonnen. 

Laut Kleppmann liege dies
am Verbot, Gewerbeabfälle oh-
ne thermische oder mechanisch-
biologische Vorbehandlung ab-
zulagern. Viele dieser Abfälle
seien bisher auf Billigdeponien
entsorgt worden. „Scheinver-
wertung auf Billigdeponien“
habe bisher bayernweit den
Blick darauf verstellt, “wie viel
Abfall tatsächlich existiert.“

Pat Christ
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Anlagen und Systemlösungen
für Regenwasser und Abwasser

mallumweltsysteme

� Regenwasser-
bewirtschaftung

� Abscheide-
technik

� Nutzwasser-
technik

� Kläretechnik

� Pumpen- und
Anlagenbau

� Verkehrstechnik

� FriedhofsystemeTelefon 07 71/80 05-0
www.mall.info

Neujahrsempfang des Landkreises Miltenberg:

Ländlicher Raum gut gerüstet
für Zukunftsaufgaben

Welche Zukunftsperspektiven hat der ländliche Raum? Mit die-
ser Frage beschäftigte sich Landrat Roland Schwing beim tradi-
tionellen Neujahrsempfang des Landkreises Miltenberg im Foyer
des Landratsamtes. Vor 260 Gästen sprach der Landrat den Bür-
gerinnen und Bürgern Mut und Hoffnung aus, denn der Land-
kreis ist für die künftigen Herausforderungen gut aufgestellt. 

Um Zukunft bauen zu kön-
nen, braucht man Vertrauen.
Dieses Vertrauen wird durch ei-
ne verlässliche Politik geschaf-

fen, so Landrat Schwing. Des-
halb könne man jetzt wieder
hoffnungsvoll nach Berlin
schauen, wo die neue Bundesre-

gierung die Chance für einen
Neuanfang biete. 

Erfreulich sei, dass diese die
Bedeutung der Kommunen und
besonders des ländlichen Raumes
erkannt habe. Der Bürger beur-
teile und bewerte Politik von der
eigenen Lebenssituation und
deshalb seien starke Kommunen
mit einer zukunftsorientierten
Kommunalpolitik essentiell. 

Für den Landkreis sei es ein
schwieriges Jahr mit wichtigen
Entscheidungen gewesen, mit
denen starke Impulse für die Zu-
kunftsfähigkeit gesetzt wurden,
betonte Landkreischef Schwing.

Gleich zu Beginn des Jahres
habe die Entscheidung über die
Zukunft der Krankenhäuser an-
gestanden. Mit dem Verkauf der
Krankenhaus GmbH an das
Rhön-Klinikum sei es gelungen,
zwei Krankenhausstandorte so-
wie möglichst viele Arbeitsplät-
ze zu erhalten. Weiter gestärkt
wurde der Bildungsstandort. Der
Beginn der Sanierungs- und 
Erweiterungsmaßnahmen am
Schulzentrum Elsenfeld mit ins-
gesamt rund 35 Millionen Euro
sei eine Investition in die Zu-
kunft. Dazu gehörten auch die
Nachmittagsbetreuungseinrich-
tungen an den Gymnasien in Er-
lenbach und Miltenberg, welche
derzeit zusätzlich mit erhebli-
chen Investitionen des Landkrei-
ses gebaut würden. 

Bedeutsamer Umweltschutz

Gelungen sei es auch, so
Landrat Schwing, die Verkehrs-
infrastruktur weiter zu optimie-
ren. Dazu gehöre die Fertigstel-
lung der Ortsdurchfahrt von Al-
tenbuch. Der Umweltschutz ha-
be schon immer im Landkreis ei-
ne herausragende Bedeutung ge-
habt. Glücklich sei er, dass end-
lich die Verfüllung und Abdich-
tung ehemalige Klärschlammde-
ponie in Schippach beendet sei.
Auch in Wörth werde die frühere
Kreismülldeponie im Laufe des

Jahres 2006 mit einer neuen
Oberflächenabdichtung abge-
schlossen sein. Der Landkreis
habe Wort gehalten und die Stan-
dortgemeiden der Altdeponien
„nicht im Stich“ gelassen.

„Die Erfolge dürfen uns nicht
ausruhen lassen“. Deshalb gebe
es eine Reihe weiterer Aufgaben,
die angepackt werden müssen. So
müsse sich die Region Bayeri-
scher Untermain weiterhin als
High-Tech-Region mit hoher Le-
bensqualität im Rhein-Main-Ge-
biet profilieren. Besonders wich-
tig sei jetzt die Bildung von „Clu-
stern“, um die Unternehmen der
heimischen Wirtschaft stärker am
Standort zu binden.

Demographische 
Herausforderung angehen

Die größte Zukunftsaufgabe
sei nach wie vor die demogra-
phische Entwicklung. Gerade
auch für die Kommunen ergeben
sich in einigen Jahren eine Fülle
neuer Herausforderungen. „Volle
Altersheime, leere Kindergärten
und Schulen“, das sei nur ein
Teil der künftigen Aufgaben. Die
Bürgermeister des Landkreises
hätten sich deshalb bereits im
Sommer des vergangenen Jahres
im Rahmen einer Klausurtagung
mit dieser Thematik intensiv be-
schäftigt. Deutlich geworden sei,
dass eine Intensivierung der in-
terkommunalen Zusammenarbeit
dringend erforderlich ist. Das
Motto müsse lauten.“ Wir müssen
sparsam und schonend mit unse-
ren Ressourcen umgehen und uns
aufeinander zu bewegen.“ 

Erste gute Ansätze

Es gebe bereits erste gute An-
sätze im Landkreis. So hätten die
Stadt und der Landkreis Milten-
berg gemeinsam ein Wechsella-
derfahrzeug beschafft, was für
jede Kommune eine Ersparnis
von 30.000 Euro erbracht habe.
Doch das Einreißen der „lokalen
Kirchtürme“ müsse weitergehen.
Deshalb werde 2006 intensiv
daran gearbeitet werden, die
Tourismusstrukturen im Land-
kreis Miltenberg neu zu ordnen
um durch eine noch engere Ko-
operation der Kommunen den „
schlafenden Riesen Tourismus“
zu wecken. !

Im Rahmen des Neujahrsempfangs des Landkreises Milten-
berg wurden fünf Bürgerinnen und Bürger - Otto Büchner,
Walter Kohl, Gerhard Kurth, Willibald May und Elisabeth
Weidlich - mit dem Ehrenpreis des Landkreises Miltenberg für
herausragenden ehrenamtlichen Einsatz ausgezeichnet. Der
Ehrenpreis, der bereits zum 12. Mal verliehen wurde, ist eine
Anerkennung für ein mindestens 25-jähriges Engagement in
Vereinen, Organisationen oder sonstigen Gemeinschaften mit
kulturellen, sportlichen, sozialen, kirchlichen oder anderen ge-
meinnützigen Zielen. Die Geehrten erhielten eine Bronzestatue
sowie eine Urkunde aus der Hand von Landrat Roland
Schwing (rechts). !

Landrat Georg Huber:

„Initiative Airportbahn
trägt Früchte“

Wirtschaftsminister Huber unterstützt Bahnausbau 

Ein klares Bekenntnis zum Ausbau der Bahnstrecke München
- Mühldorf - Freilassing hat Verkehrsminister Erwin Huber in
einem Zeitungsinterview abgegeben. Auf die Frage, wie seine
Prioritätenliste bei den bayerischen Schienenprojekten ausse-
he, sagte er: „In Oberbayern zum Beispiel: die zweite Stamm-
strecke der S-Bahn, der Transrapid, die Flughafenanbindung
über den Erdinger Ringschluss, der Ausbau der Strecke Mün-
chen - Mühldorf - Freilassing, insbesondere die Elektrifizie-
rung ins Chemiedreieck. In weiterer Zukunft auch die Anbin-
dung des Flughafens aus Ostbayern und eine bessere Verbin-
dung zum Brenner-Basistunnel.“ 

Mühldorfs Landrat Georg
Huber zeigte sich auf Grund
dieser Aussage sehr erfreut,
dass auch Erwin Huber als
Nachfolger Otto Wiesheus der
besseren Anbindung des südo-
stoberbayerischen Wirtschafts-
raumes an München und den
Flughafen eine sehr hohe Be-
deutung zumisst. „Die Aussage
von Erwin Huber zeigt uns, dass
er die Linie seines Vorgängers
weiterverfolgt und damit unsere
Bestrebungen zur besseren An-
bindung der Region auf der
Schiene unterstützt“, lobte
Landrat Huber den im Interview
geäußerten Standpunkt des Mi-
nisters. 

Mit Wirtschaftsminister Hu-
ber sei nun ein Mann für die
Bahnprojekte in Bayern zustän-
dig, der „aus unserer Region
kommt und unsere Bedürfnisse
kennt“. Dies zeige, dass die Re-
gion mit der Initiative Airport-

bahn Südostbayern auf dem
richtigen Weg sei. 

„Durch den Zusammenschluss
der Landkreise Altötting, Ebers-
berg, Erding, Rottal-Inn und
Mühldorf mit der Flughafen
München GmbH, die von vielen
Förderern wie Gemeinden, Or-
ganisationen, Landtags- und
Bundestagsabgeordneten sowie
der Europaabgeordneten Dr. An-
gelika Niebler unterstützt wird,
hat sich unsere Region Gehör
verschafft. Wir haben erreicht,
dass den zuständigen Ministeri-
en in Bund und Land bewusst
ist, dass die Zukunft unseres
Wirtschaftraumes unter anderem
von einer leistungsfähigen
Schienenanbindung abhängig
ist“, betonte der Landrat. Auch in
diesem Jahr werde er die Initiati-
ve Airportbahn Südostbayern
weiter intensivieren, um den
Schienenausbau voranzutreiben,
kündigte Landrat Huber an.  DK

Schrittmacher Nürnberg:

Intelligente Mobilität
mit ORINOKO

Mit dem Verkehrstelematikprojekt ORINOKO (Operative Re-
gionale Integrierte und Optimierte Korridorsteuerung) über-
nimmt Nürnberg eine Vorreiterrolle auf dem Gebiet der intel-
ligenten Mobilitätssteuerung. Ziel des Modellvorhabens, das
mit drei Millionen Euro vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung gefördert wird, ist laut Baureferent Wolfgang
Baumann die Entwicklung rentabler und zukunftsträchtiger
Ansätze der Verkehrssteuerung in großstädtischen Regionen
am Beispiel Nürnbergs.

Mit ORINOKO sollen prakti-
kable und finanzierbare Lö-
sungsansätze für eine umfassen-
de stadtweite Verkehrslageer-
fassung und die weitere Opti-
mierung der Ampelsteuerungen
entwickelt werden. Für das Pro-
jekt kann das „Dynamische Ver-
kehrsleitsystem Messe/Stadi-
on/ARENA“ mit seiner europa-
weit einmaligen Infrastruktur
erstmals als bundesweite For-
schungsplattform genutzt wer-
den. Darüber hinaus werden
neue netzadaptive Steuerungs-
verfahren erarbeitet und in ei-
nem Feldversuch umgesetzt. 

Auch andere Städte
sollen profitieren

Außerdem werden Reisezeit-
daten aus der bis zu 500 Fahr-
zeuge umfassenden Nürnberger
Taxi-Flotte sowie Verkehrsda-
ten des öffentlichen Personen-
nahverkehrs aus der Rechner-
zentrale der VAG genutzt. Ne-
ben der technischen Entwick-
lung neuer Verkehrsdetektoren,
kostengünstiger Datenübertra-
gung und optimierter Ampel-
steuerungen werden Untersu-

chungen über die wirtschaftli-
chen Auswirkungen sowie den
Nutzen für die Verkehrsteilneh-
mer durchgeführt. 

Von den in Nürnberg ausge-
reiften Lösungsansätzen sollen
auch andere Städte profitieren.
Die Projektleitung liegt beim
Baureferat der Stadt Nürnberg.
Projektpartner sind unter ande-
rem die VAG, Siemens, die
Fraunhofer Gesellschaft, das
Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt und die Taxi-Zentra-
le Nürnberg. Das Projekt läuft
noch bis Februar 2008, erste
Teilergebnisse sollen bereits zur
Fußball WM 2006 zur Verfü-
gung stehen. DK

Geismann bestätigt
Im oberpfälzischen Sulzbach-

Rosenberg ist der seit 18 Jahren
amtierende Rathauschef Gerd
Geismann (SPD) erneut zum
Bürgermeister gewählt worden.
Geismann kam auf 58,4 Prozent
der Stimmen. Sein Gegenkandi-
dat Günter Koller (CSU) er-
reichte 41,6 Prozent. Die Wahl-
beteiligung lag bei 53,4 Pro-
zent. DK

Geschichte eines 
Staudendorfes 

Franz Angerer stellte Ortschronik von Willmatshofen vor

Eigentlich hätte die Chronik des Staudendorfes ja schon 2001
zum großen Ortsjubiläum „750 Jahre Willmatshofen“ heraus-
kommen sollen. Doch weil Heimatforscher Franz Angerer im
Vorfeld des Jubiläums an vielen anderen Schauplätzen gefordert
war, wurde das ehrgeizige Projekt - nicht geeignet für einen ge-
hetzten Schnellschuss unter Zeitdruck - zurückgestellt. Jetzt ist
das Geschichtswerk vollendet. 

In der örtlichen Turnhalle wur-
de die über 300 Seiten starke
Ortschronik des Staudendorfes
Willmatshofen dieser Tage offi-
ziell der Dorfgemeinschaft vor-
gestellt. Im Rampenlicht stand
dabei einmal mehr Franz Ange-
rer, der in seinem Heimatort
Willmatshofen in vielfältigen
Ämtern und Positionen seit Jahr-
zehnten als Motor und unermüd-
licher Ideengeber Akzente setzt.
Mit der systematischen Erfor-
schung und Dokumentation der
Willmatshofener Ortsgeschichte
krönte der 74-Jährige jetzt sein
ehrenamtliches Engagement. 

Wörle-Nachlass

Franz Angerer und sein Co-
Autor Hermann Schmid konnten
bei ihren historischen Recher-
chen auf eine „Urfassung“ der
Willmatshofener Ortschronik,
basierend auf einer um 1950 er-
stellten Höfechronik, zurück
greifen. Das Werk - verfasst von
dem Lehrer und Heimatdichter
Wilhelm Wörle (1886 bis 1959)
- galt lange Zeit als verschollen.

Erst vor wenigen Jahren wurde
es eher zufällig nach einem Tipp
von Karl-Heinz Loeschke im
Heimatmuseum von Weißenhorn
wieder aufgefunden. Die Ent-
deckung des Wörle-Nachlasses
und die Zusammenarbeit mit dem
Weißenhorner Heimatverein und
dessen Vorsitzendem Wolfgang
Ott weckten in Angerer und
Schmid den Forscherdrang. 

Von jetzt an gab es für die bei-
den Hobbyhistoriker kein Halten
mehr. Nach und nach fügten sie
„ihrem“ Buch immer neue Kapi-
tel hinzu, bis hinein in die jüng-
ste Vergangenheit des heutigen
Fischacher Gemeindeteils. Ent-
standen ist so ein spannendes,
kurzweiliges Lese-, Bilder- und
Nachschlagebuch, das einen
weiten Bogen spannt von der er-
sten urkundlichen Erwähnung
(„Willemannehoven“ im Jahr

1251) bis hin zum Vereinsleben
zu Beginn des 21. Jahrhunderts.

Das ortsgeschichtliche Werk ist
nicht chronologisch, sondern viel-
mehr thematisch gegliedert. Viel
Interessantes, Erstaunliches und
gar Kurioses aus Willmatshofen,
Tronetshofen und Itzlishofen habe
Eingang in das Buch gefunden,
machte Franz Angerer auf die
Lektüre neugierig. Doch bei wei-
tem konnte aus Platzgründen
nicht alles veröffentlicht werden.

Herkulesarbeit

Rückblickend, so der Verfas-
ser, sei es schon eine richtige
Herkulesarbeit gewesen: „Ich
hätte nicht gedacht, dass es so-
lange dauert!“ Doch bei der Prä-
sentation waren die unzähligen,
in staubigen Archiven und am
Schreibtisch verbrachten Stun-
den im Nu vergessen. Bürger-
meister Josef Fischer (die Markt-
gemeinde Fischach ist die Her-
ausgeberin des Werkes) zollte
den beiden Autoren unter lan-
gem Beifall der Dorfgemein-
schaft ein dickes Kompliment.

Der Rathauschef drückte den
Wunsch aus, dass auf der Grund-
lage der nun vorliegenden Chro-
nik die heutige, vor allem aber
auch kommende Generationen,
wohl informiert über die histori-
schen Zusammenhänge und Ent-
wicklungen der Vergangenheit,
aktiv an der zukünftigen Ent-
wicklung ihrer Heimat mitarbei-
ten. Die ersten handsignierten
Exemplare überreichte Franz
Angerer an die „guten Geister“ -
hauptsächlich aus der eigenen,
großen Familie -, die ihm bei der
Verwirklichung des umfangrei-
chen Werkes unverzichtbare
Dienste geleistet hatten: an Her-
mann Schmid, Wolfgang Ott
(Heimatverein Weißenhorn),
Marlies und Reinhold Schenk,
Susanne Angerer, Elfriede und
Wolfgang Angerer und an Rose-
marie Franke. wkl

Franz Angerer, Fischachs Bürgermeister Josef Fischer und Co-
Autor Hermann Schmid (von links) stellten die Ortschronik
von Willmatshofen vor. Bild: Walter Kleber
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Bambergs OB Lauer zieht Leistungsbilanz:

„Stolz auf das Erreichte“
In seiner letzten Bürgerversammlung hat Bambergs Oberbür-
germeister Herbert Lauer eine vorläufige Bilanz seiner zwölf
Jahre währenden Amtszeit gezogen. In einer gemeinsamen An-
strengung von Bürgerschaft, Bamberger Wirtschaft, Oberbür-
germeister, Stadtrat, Stadtverwaltung und Städtische Gesell-
schaften seien beachtliche Fortschritte bei der Erhaltung und
Verbesserung der Infrastruktur und der Lebensqualität in
Bamberg erzielt worden. Vor dem Hintergrund der andauern-
den Finanzkrise der Kommunen könne man „mit Stolz auf das
Erreichte und zugleich optimistisch nach vorne blicken“, be-
tonte der Rathauschef.

Neben der gesamten Band-
breite städtischer Aufgaben
wurde eine eindrucksvolle Lei-
stungsbilanz präsentiert. Eins-
parungen im Bereich der Ver-
waltung und eine Reihe von
Strukturverbesserungen führten
auch zu einem Abbau der
Schulden. Dennoch konnten die
Leistungen für die Bürger zu
vergleichsweise günstigen Be-
dingungen auf hohem Niveau
gehalten werden. So wurde der
Schuldenstand von 75,4 auf
37,9 Mio. Euro und der jährli-
che Schuldendienst von 11,5
auf 5,0 Mio. Euro reduziert. 

Wachstumslokomotive

Trotz der Sparbemühungen
weist der Haushaltsplan 2006
Lauer zufolge ein Investitions-
volumen von fast 20 Mio. Euro
bzw. für den Gesamtkonzern
Stadt von 66,9 Mio. Euro auf.
Insgesamt flossen im Berichts-
zeitraum 986,3 Mio. Euro durch
die Stadt Bamberg und ihre
Töchter zur Sicherung von Ar-
beitsplätzen und zur Entwick-
lung der Stadt. „Bamberg ist
zweifelsfrei die Wachstumslo-
komotive Oberfrankens“, be-
tonte Lauer, was sich seiner An-
sicht nach an der Spitzenpositi-
on hinsichtlich der sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftig-

ten nachdrücklich belegen lässt:
Arbeitslosenquote durchwegs
unter dem Bundesdurchschnitt,
insgesamt steigende Arbeitneh-
merzahlen und Ausgleich des
Rückganges im produzierenden
Gewerbe durch Zuwächse im
Dienstleistungs- und High-
Tech-Bereich.

Blick in die Zukunft

Vorgestellt wurden zahlreiche
Maßnahmen und Beispiele für
eine erfolgreiche Stadtpolitik,
ohne allerdings den Blick in die
Zukunft zu vergessen: Ob Lan-
desgartenschau 2012, Neuge-
staltung von Bahnhofvorplatz,
Bahnsteigtunnel zur Brenner-
straße, Neubebauung des Witt-
Geländes am Luitpoldeck oder
die Reduzierung der Verwal-
tungsstandorte - diese Projekte
stehen laut Lauer exemplarisch
für die Herausforderungen, die
unter einer neuen Rathaus-
führung zu bewältigen sind.

Aussprache

Umfassend war auch das in-
haltliche Spektrum der nachfol-
genden Aussprache: Von der
Forderung nach weiteren Maß-
nahmen zur Reduzierung der
Verkehrs- und Feinstaubbela-
stung in der Peuntstraße, der

weiteren Vorgehensweise im
Zusammenhang mit Ausbauplä-
nen der verschiedenen Mobil-
funk-Netzbetreiber, dem „richti-
gen“ Zeitpunkt zur Sperrung

der Sandstraße für den Autover-
kehr, der Bedienungsqualität
der Stadtbusse, der Öffnungs-
zeiten der öffentlichen Toilet-
tenanlagen oder Möglichkeiten,
die Verschmutzung durch Hun-
dekot in den Griff zu bekom-
men - reichlich Arbeit für die
Verwaltung und die politischen
Gremien. DK

Landkreis Passau:

Seniorenwegweiser
neu aufgelegt

Nachdem auch die zweite Auflage des Seniorenwegweisers in-
nerhalb kurzer Zeit den Weg in eine Vielzahl von Haushalten ge-
funden hat, präsentiert das Landratsamt Passau eine weitere
Auflage in gründlich überarbeiteter und aktualisierter Version. 

Die ältere Generation nimmt
eine zunehmend wichtigere
Rolle in unserer Gesellschaft
ein. Durch den demographi-
schen Wandel ist der Anteil
von Seniorinnen und Senioren
so hoch wie nie zuvor. Rund
30.000 Menschen im Land-
kreis Passau sind 65 Jahre und
älter. Der Frauenanteil liegt bei
rund 60 Prozent. An diesen
Personenkreis und seine An-
gehörigen wendet sich die
Broschüre.

Elf Kapitel, 68 Seiten

In 11 Kapiteln stellt der 68
Seiten umfassende und in leicht
lesbarer Form gehaltene Weg-
weiser alles Wissenswerte für
die älteren Mitbürger dar. 

Angebotspalette

Insbesondere wird detailliert
über die gesamte Angebotspa-
lette abgestufter Hilfen bis hin
zur Pflege informiert. Dabei
werden auch die dazugehöri-
gen geeigneten Ansprechpartner
wie Behörden, Einrichtungen,
Dienste der Altenhilfe, Selbst-
hilfegruppen und Beratungsstel-
len genannt. In der Broschüre
finden auch Hinweise zur recht-
zeitigen Vorsorge für das Alter
Platz. Auch das Thema Tod
bzw. Sterben wird nicht ausge-
spart. „Wenn der Weg zu Ende
geht“, so der Titel des Kapitels,
gilt es meist unzählige Dinge
und Formalitäten zu beachten
und zu regeln.

Orientierungshilfe

Das Druckwerk ist als Orien-
tierungshilfe für ältere Men-
schen gedacht. Deshalb sollen
auch möglichst umfassend die
vielfältigen Möglichkeiten der
Freizeitgestaltung, der Kontakt-
aufnahme und der Inanspruchnah-
me von Bildungsangeboten dar-
gestellt werden. „Der Leitfaden
soll anregen, sich weiterhin am
gesellschaftlichen Leben zu be-
teiligen und aufzeigen, wie
man mit individuellen und be-

darfsgerechten Hilfen solange
als möglich selbständig und
selbstbestimmt leben kann“, so
Landrat Hanns Dorfner bei der
Vorstellung der neuen Auflage
des Wegweisers.

Auflage 6.000 Stück

Der neue Seniorenwegweiser
hat eine Auflage von 6.000
Stück und wird in Kürze an alle
Gemeinden und Pfarreien aus-
geliefert.

Der Wegweiser liegt im
Landratsamt Passau und in allen
Außenstellen zur kostenlosen
Mitnahme bereit. Nähere Infor-
mationen gibt es beim Landrat-
samt Passau, Sozialverwaltung,
Regensburger Str. 33, 94036
Passau, Tel.: 0851/397-546,
Fax.: 0851/397-502, und unter
www.sen-info.de. !

Tagung des Nachbarschaftsbeirats zum Flughafenausbau:

Entwicklung und Strategie
des Münchner Airports

Im Rahmen einer Sitzung des Nachbarschaftsbeirates Flugha-
fen München hat der Vorsitzende der Geschäftsführung der
Flughafen München GmbH (FMG), Dr. Michael Kerkloh, das
Verkehrskonzept und die strategische Ausrichtung des Mün-
chner Airports erläutert. 

Kerkloh ging auf die expor-
torientierte bayerische Wirt-
schaft ein und stellte dar, wel-
chen Vorteil die Nähe eines lei-
stungsstarken Verkehrsflugha-
fens mit einem dichten interna-
tionalen Streckennetz im glo-
balen Wettbewerb von Märk-
ten und Metropolen hat. Die
FMG habe es sich zum Ziel
gesetzt, bis zum Jahr 2010 der
attraktivste und effizienteste
Drehkreuzflughafen Europas
zu werden. Dabei würden un-
terschiedliche Verkehrsstrukturen
entwickelt.

Dichtes Streckennetz

Während im Terminal 1 vor
allem Punkt zu Punkt-Verkehre
abgewickelt würden, dominie-
re im Terminal 2, in dem die
Deutsche Lufthansa und ihre
Star-Alliance-Partner beheima-
tet seien, der sogenannte Dreh-
kreuzverkehr mit einem Um-
steigeranteil von 47 Prozent.
Aufgrund der hohen Zahl von
Umsteigepassagieren aus dem
In- und Ausland könne dort ein
dichtes Netz von Europa- und
Interkontinentalstrecken ange-
boten werden, die ohne diese
Umsteiger wirtschaftlich nicht
tragfähig seien. 

Nachholbedarf

Nachholbedarf bestehe je-
doch im Bereich des Lang-
streckenverkehrs. Der weitere
bedarfsgerechte Ausbau des
Münchner Flughafens durch
den Bau einer dritten Start-

und Landebahn biete die große
Chance, diese Lücke weiter zu
schließen.

Die positive Entwicklung
des Münchner Flughafens und
die Etablierung einer funktio-
nierenden Luftverkehrsdreh-
scheibe habe im großen Stil für
Beschäftigungseffekte gesorgt,
bemerkte Kerkloh. So seien
zwischen 1994 und 2004 über
10.000 neue Arbeitsplätze ent-
standen. Die Anzahl der Be-
schäftigten allein am Flugha-
fen werde sich in den kom-
menden zehn Jahren unter der
Voraussetzung einer zeitge-
rechten Bereitstellung der not-
wendigen Kapazitäten von
derzeit cirka 23.000 auf 40.000
Mitarbeiter erhöhen. 

Das Umland profitiert

Von den Impulsen eines pros-
perierenden Münchner Flugha-
fens profitiere das Umland in
vielfältiger Weise. Neben ei-
nem weiteren Wachstum an
Arbeits- und Ausbildungsplät-
zen sei hier die Kaufkraft 
der Flughafenbeschäftigten,
die Auftragsvergaben der am
Flughafen ansässigen Unter-
nehmen sowie Steuereinnah-
men und Firmenansiedlungen
zu nennen. Vor diesem Hinter-
grund sei eine partnerschaftli-
che Zusammenarbeit, in der
Konflikte nicht ausgeblendet,
sondern offen - wie im Nach-
barschaftsbeirat - ausgetragen
würden, das beste Rezept für
eine gemeinsame Gestaltung
der Zukunft. DK

Von links: Markus Ferber, Josef Klein, Dirk Jarré, Dr. Ingo
Friedrich. Bild: Claudia Lehner

Preis der Europäischen 
Bürgerschaft für Josef Klein

Josef Klein, ehemaliger Bezirks-, Kreis- und Stadtrat aus Bad
Windsheim und Ehrenvorsitzender der CSU im Landkreis
Neustadt a.d. Aisch - Bad Windsheim wurde für sein kontinu-
ierliches Engagement im Sinne der europäischen Einigung mit
dem Preis der Europäischen Bürgerschaft ausgezeichnet. Seit
mehr als drei Jahrzehnten setzt sich Josef Klein für die Völ-
kerverständigung ein und hat zahlreiche Städte und Regional-
partnerschaften mit auf den Weg gebracht.

Als beispielhaft gilt die aus-
gesprochen erfolgreiche Zu-
sammenarbeit Mittelfrankens
mit dem französischen Limou-
sin oder dem polnischen Po-
morski. Jurymitglied Dirk Jarré
hob bei der Preisübergabe im
Europäischen Parlament Kleins
„außergewöhnlichen und uner-
müdlichen Einsatz“ hervor.

Würdigung der Leistung

Für Dr. Ingo Friedrich, Vize-
präsident des Europäischen Par-
laments und stellvertretender
CSU-Vorsitzender, ist Josef
Klein „genau der Richtige“ für
diesen Preis. Beinahe sein
ganzes Leben habe sich der in-
zwischen 78-Jährige für Europa

eingesetzt. Auch Markus Fer-
ber, Vorsitzender der CSU-Eu-
ropagruppe, würdigte die stete
Arbeit Josef Kleins.

Der Preis der europäischen
Bürgerschaft wurde 2004 von
der französischen „Vereinigung
der Europa-Häuser“ ins Leben
gerufen und steht u. a. auch un-
ter der Patenschaft des Eu-
ropäischen Parlaments und 
der Europäischen Kommission.
Die Jury setzt sich aus Vertre-
tern europäischer Institutionen
zusammen.

Mit Josef Klein erhielt erst-
mals ein Deutscher diese ho-
he Auszeichnung. Dieser bedank-
te sich mit den Worten. „Es lebe
die deutsch-französische Freund-
schaft, es lebe Europa.“ pm

40 Jahre „würzburg heute“:

Neuestes Heft erschienen
40 Jahre wird die Stadtzeitschrift „würzburg heute“ alt, eine
Dokumentation wichtiger Themen des kulturellen und wirt-
schaftlichen Geschehens in Stadt und Region. Soeben erschien
mit dem neuesten Heft die nunmehr 80. Ausgabe dieser Kul-
turzeitschrift, die von Stadt, Universität, IHK und Hand-
werkskammer gemeinsam herausgegeben wird und im Echter-
Verlag erscheint. 

Im Schwerpunktthema „Wo-
hin geht die Entwicklung Würz-
burgs“ zeigt das neue Heft Ent-
wicklungsperspektiven der Stadt
auf. Die Beiträge machen zu-
gleich deutlich, dass diese The-
matik komplexer und weitrei-
chender ist, als viele aktuelle
Debatten erkennen lassen.

„würzburg heute“ wird ko-
stenlos abgegeben. Es liegt an
zahlreichen Stellen in der Stadt
aus und ist u. a. erhältlich im
Echter Verlag, im Fachbereich
Kultur im Rathaus sowie in der
Tourist-Info im Falkenhaus (so-
lange der Vorrat reicht). 

Zu den Entwicklungsperspek-
tiven der Stadt äußern sich 
mit Oberbürgermeisterin Beck-
mann, Stadtkämmerer Schrei-
ber oder WVV-Direktor Wolf
zahlreiche weitere Vertreter der
Wirtschaft, Kultur und ande-
rer wichtiger Lebensbereiche.
„würzburg heute“ will damit
den Leserinnen und Lesern die
Möglichkeit geben, sich über
die in der Stadt vorhandene Zu-
kunftskompetenz ins Bild zu
setzen.

Die Rubrik „Geschichte“ ent-
hält Berichte über die Einwei-

hung des Kiliansbrunnens am 8.
Juli 1895, das Würzburger KZ-
Außenlager, die Fremdarbei-
ter während des Krieges, das
neue Denkmal zur NS-Verfol-
gung der Sinti sowie über das
200jährige Bestehen der Uni-
versitäts-Frauenklinik. Da auch
die Kultur in Überlegungen zur
Stadtentwicklung einbezogen
sein muss, wird beispielhaft der
Kulturspeicher als Faktor für
die Zukunftsentwicklung der
Stadt behandelt. Das „Werk-
stattgespräch“ porträtiert Vero-
nika Diefenbacher, die 30 Jahre
lang als vielgefeierte Soprani-
stin am Stadttheater wirkte.

Geänderter Inhalt

Aus Anlass des Jubiläums der
Zeitschrift gibt es statt der sonst
üblichen Chroniken von Stadt,
Universität, IHK und Hand-
werkskammer diesmal einen
Rückblick auf die Geschichte
der Zeitschrift, auf ihre Ent-
wicklung und auf besondere
Themen aus den zurückliegen-
den 40 Jahren. Die fränkische
Bücherchronik stellt aktuelle
Neuerscheinungen vor. !

Energiewende Oberland:

Neue Stiftung in
Wolfratshausen

Seit Ende 2005 ist die Ener-
giewende Oberland Bürgerstif-
tung für Erneuerbare Energien
und Energieeinsparung mit Sitz
in Wolfratshausen als rechts-
fähige öffentliche Stiftung des
bürgerlichen Rechts staatlich
anerkannt. 

Dank für Engagement

Regierungspräsident Chri-
stoph Hillenbrand überreichte
Stiftungsvorsitzendem Karlheinz
Rauh im Rahmen einer Feier-
stunde die entsprechende Urkun-
de und dankte für das Engage-
ment der Stiftung. Ihr Zweck ist
es, durch Förderung und Initiie-
rung von Vorhaben und Maß-
nahmen den Energiebedarf und
die Energieerzeugung so zu ge-
stalten, dass die natürlichen Le-
bensgrundlagen von Menschen,
Tieren und Pflanzen im Sinne
der Nachhaltigkeit geschützt, er-
halten und wenn nötig wieder
hergestellt werden. 

Im Besonderen sollen sich die
Landkreise Bad Tölz-Wolfrats-
hausen und Miesbach in 30 Jah-
ren mit regional erzeugter Ener-
gie selbst versorgen können. DK
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„Der Frost hat uns mit sei-
ner eiskalten Klaue fest im
Griff. Wer mir als Nächster
über die Erderwärmung vor-
jammert, dem zieh ich eins mit
einer Eisplatte über.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, kam
mit roter Nase und blau gefro-
renen Ohren zurück ins Büro.
Er hatte gerade mit Redakteu-
ren der „Meckerecke“ unserer
Lokalzeitung einige Straßen
besucht, die der Winterdienst
noch nicht vom Eise befreien konnte.

Der Winter kommt ja bekanntlich jedes Jahr
überraschend übers Land und es ist immer noch
für viele Zeitgenossen erstaunlich, dass im Zuge
der absinkenden Temperaturen mit Schneefall
und Eisglätte zu rechnen ist. Jedes Jahr inter-
viewt das Fernsehen Autofahrer, die Ende No-
vember mit Sommerreifen auf glatten Straßen
liegen bleiben und treuherzig beteuern, so früh
noch nicht mit Schnee gerechnet zu haben. 

Und alle Jahre wieder tun die Räummann-
schaften des Bauhofs ihr Bestes und rücken
beim ersten Schnee vor 5 Uhr morgens aus um
Straßen, Geh- und Radwege zu räumen und zu
streuen. Kaum vorstellbar jedoch, dass man es
den Bürgerinnen und Bürgern in einer Stadt wie
der unseren mal Recht machen könnte.

Früher haben Protestbriefe die Rathausbrief-
kästen verstopft, in denen umweltbewusste und
Natur schützende Besorgnisausdrücker unter
Beschwörung apokalyptischer Szenarien elend
zugrunde gehender Alleebäume gefordert ha-
ben, das Streusalz kategorisch aus dem Arsenal
des Winterdienstes zu entfernen. Jetzt, da nur
noch die Haupt- und Durchgangsstraßen spar-
sam mit Salz behandelt und alle anderen ge-
splittet werden, habe ich die ersten Bürgerbriefe
auf dem Tisch, die sich wegen der Feinstaubent-
wicklung bei der Splittausbringung sorgen. Fra-
gen Sie nicht, was für saufetzensgrobe Kom-
mentare der Chef darauf geschrieben hat.

Meist beklagen sich die Leute darüber, dass

die Nebenstraßen erst schnee-
glatt und dann wahlweise eisig
oder matschig sind. Wenn sie
mit der Räumqualität zufrieden
sind, wird moniert, dass sich
auf den Laternenparkplätzen
oder in den Baumgräben die
Schneehaufen türmen. Als ob
die Bauhofarbeiter in der Lage
wären, physikalische Gesetze
außer Kraft zu setzen und den
Schnee zu dematerialisieren.

Zugegeben: Unter den Win-
terdienstlern gibt’s Bären, die zulangen bis kein
Auge mehr trocken ist und Bequemere, die zu-
gunsten einer Leberkässemmel auch gerne zu-
schauen, wie der Parkplatz vom Krankenhaus
schön langsam zuschneit - die Menschen sind
eben verschieden. Und bei allem Verständnis für
ältere Leute, die eh nicht gut zu Fuß sind und
sich jetzt weniger aus dem Haus trauen oder für
Geschlechtsgenossinnen, die lieber elegante als
grobbesohlte Stiefel tragen: Es ist halt Winter
mit allen damit verbundenen Risiken und Ne-
benwirkungen! Manchmal wünscht man sich
auch bei uns Erwachsenen etwas von der Leich-
tigkeit der Kinder, die sich über den Schnee
freuen und nicht aus jeder Eisplatte eine Staats-
affäre machen.

Mein Chef, der Bürgermeister, legt größten
Wert auf einen guten Winterdienst, aber die
Quadratur des Kreises schafft auch er nicht. Be-
sonders heuer, da massenweise Schnee um
Weihnachten und zwischen den Jahren fiel und
dann sofort sibirische Temperaturen einsetzten,
die alles zu dickem Eis gefrieren ließen. Da sind
halt leider viel mehr Straßen länger vereist als
uns allen lieb ist. Aber der Bürgermeister geht
trotzdem jeder Schneeräumbeschwerde nach
und nimmt die Leute ernst, die sich mit Klagen
an ihn oder die Zeitung wenden. Er denkt an die
Mahnung des Philosophen Ernst Hauschka, die
heute auf dem Kalenderblatt steht: „Bei sorgsa-
mer Pflege kann aus einer kleinen Unzufrieden-
heit mit der Zeit eine stattliche Verdrossenheit
werden“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Der Frost hat uns mit 
seiner eiskalten Klaue

fest im Griff

„Integration durch Arbeit für
psychisch kranke Menschen“

In Kelheim bietet die CARIDA gGmbH Beschäftigungsmöglichkeiten für Benachteiligte
Kelheim. Die Nächstenliebe ist bekanntlich einer der Grundpfei-
ler christlichen Handels. In der katholischen Kirche steht beson-
ders die Caritas dafür, dass in Aktionen und Projekten hilfsbe-
dürftigen und benachteiligten Menschen unter die Arme gegrif-
fen wird. Im niederbayerischen Landkreis Kelheim unterhält die
Caritas seit längerer Zeit mehrere Projekte, um arbeitslosen so-
wie behinderten Menschen einen Zuverdienst zu ermöglichen. 

Im Juli 2005 gründeten die
Christliche Arbeiterhilfe (CAH)
und die Caritas Kelheim die CA-
RIDA (Caritas - Integration
durch Arbeit) Kelheim gGmbH
als gemeinsamen Rechtsträger
für diverse Beschäftigungs- und
Qualifizierungsprojekte, in de-
nen arbeitslose und benachteilig-
te Menschen im Landkreis Kel-
heim Arbeit finden können. 

Qualifizierungsmodule

Die CAH betreibt in Kelheim
eine Jugendwerkstätte und einen
Möbelhof. „Ziel ist die langfris-
tige berufliche und gesellschaft-
liche Integration benachteiligter
junger Menschen, das Erlernen
von Schlüsselqualifikationen
und einer realistischen Selbstein-
schätzung sowie die Berufsori-
entierung über angemessene
Qualifizierung nach dem Grund-
satz ‚Fördern und Fordern’“,
heißt es im Flyer der CAH. Ziel-
gruppe sind lern- und leistungs-
schwache Jugendliche mit weit
unterdurchschnittlicher oder
nicht abgeschlossener Schulbil-
dung, mit schwierigen Familien-
verhältnissen, mit keiner oder
abgebrochener Ausbildung, mit
psychosozialen, lernbedingten
oder gesundheitlichen Proble-
men, die bei der Eingliederung
an der ersten Schwelle in den Ar-
beitsmarkt Schwierigkeiten ha-
ben, Fuß zu fassen. In den Berei-
chen Holz, Metall, Farbe, Land-
schaftspflege/Gartenbau, EDV,
Bewerbungsseminaren, Schlüs-
selqualifikationsseminaren bzw.
-tagen werden sie ausgebildet
und erhalten ihre Qualifikatio-
nen durch mehrwöchige interne
Qualifizierungsmodule, durch
mehrwöchige externe Praktika,
intensive Zusammenarbeit mit
der freien Wirtschaft und natür-
lich mittels Lernen durch prakti-
sches Tun am Arbeitsplatz.

Zuverdienstprojekte

Bei der Caritas angesiedelt ist
das Zuverdienstprojekt INTE-
GRA, das bereits im Juli 2001
gegründet wurde. „Integration
durch Arbeit“ heißt das überge-
ordnete Ziel dieses Projektes, in
dem vor allem Menschen arbei-
ten, die von Depressionen oder
anderen psychischen Erkrankun-
gen betroffen sind. Darüber hin-
aus finden Menschen Beschäfti-
gung, die aufgrund ihrer indivi-
duellen Lebenssituation keine
Chance auf dem regulären Ar-

beitsmarkt haben, wie beispiels-
weise allein erziehende, ehemals
suchtkranke oder chronisch
kranke Menschen. 

House-and-Home-Service

Unter dem INTEGRA-Dach
werden verschiedene Dienstleis-
tungen angeboten: House-and-
Home-Service (Gartenpflege,
Winterdienst, Hausmeisterservi-
ce, Reinigungsarbeiten, Um-
zugsservice), Büroservice (Ad-
ressieren, Kuvertieren, Versand,
Schreibarbeiten, Adressverwal-
tung, Kopieren), Industrieservice
(Montage, Verpackung, Sortie-
rung, Etikettierung) und eine ei-
gene Wäscherei (Waschen,
Trocknen, Bügeln und Mangeln
von Wäsche aus dem privaten
und geschäftlichen Bereich).
Ferner betreiben die INTEGRA-
Mitarbeiter die so genannte
„Schatztruhe“, den Kelheimer
Caritasladen, in dem es Second-
Hand-Bücher, handgefertigte
Keramik, kreative Geschenk-
ideen, Postkarten und Kalender,
Tee, Eine-Welt-Waren sowie
Wellness-Artikel zu kaufen gibt. 

In die Gesellschaft 
integrieren

„Wir wollen mit dem Projekt
psychisch kranke und behinderte
Menschen durch Arbeit auf Ba-
sis der geringfügigen Beschäfti-
gung (bis zu 15 Stunden wö-
chentlich und 400 Euro monat-
lich) in die Arbeitswelt und da-
mit in die Gesellschaft integrie-
ren“, erläutert Diplom-Sozial-
pädagogin Tina Rosenhammer,
die zusammen mit Helmut 
Schuster das Projekt betreut. Be-
sonders hebt sie den Service-Ge-
danken und die Flexibilität her-
vor, was auch durch die Vielfalt
in der Ausbildung und die Erfah-
rungen der Mitarbeiter gewähr-
leistet wird. So wurden bei-
spielsweise der Transport einer
Kunstausstellung oder die Sor-
tierung von über zwei Tonnen
Restmünzen im Zuge der Euro-
Umstellung durch INTEGRA
möglich. 

Flexibel einteilen können sich
die Mitarbeiter natürlich ihre Ar-
beitszeit, was bei einem Pool
von etwa 30 registrierten Mitar-
beitern kein Problem ist. Für die
Projektleiterin zeigt sich nach
vier Jahren die Erfahrung, dass
sich die Mitarbeiter durch die
Anforderungen des Arbeitsallta-
ges weiterentwickelten. Eine

längerfristige Beschäftigung bei
INTEGRA stabilisiere viele Le-
bensbereiche, hole psychisch
kranke Menschen zugleich aus
der Isolation und stärke das
Selbstvertrauen sowie die sozia-
le Kompetenz, bekräftigt Tina
Rosenhammer.

Neuer Supermarkt

Das neueste Projekt in diesem
Feld ist der am Nikolaustag
eröffnete CariMARKT, mit dem
auch eine Lücke, nämlich ein
Supermarkt in der Stadtmitte
Kelheims, geschlossen wurde.
Hier finden acht Menschen, sie-
ben davon schwerbehindert, ei-
nen Arbeitsplatz. 

Drei wesentliche Ziele nannte
Josef Stadler, der Kreisvorsitzen-
de des Caritas-Verbandes und
Vorsitzender des Aufsichtsrates,
für den neuen Supermarkt: Eine
sinnvolle Tätigkeit und ein
selbstbestimmtes Leben für die
beschäftigten Arbeitnehmer. Die
Versorgung der Kelheimer mit
Lebensmitteln. Und natürlich
auch die Gewinnerzielung für
die gemeinschaftlichen Zwecke.
„Die Geschäftswelt steckt hinter
der Idee und unterstützt diese“,
freute sich Stadler. „Auch psy-
chisch kranke Menschen sind
unter bestimmten Rahmenbedin-
gungen sehr leistungsfähig“,
nannte Caritas-Geschäftsführer
Hubert König ein wichtiges Mo-
tiv für die Gründung des Mark-
tes, der auf ein Potenzial von un-
gefähr 1.500 Kunden bauen kön-
ne. Eine kostengünstige Über-
nahme des früheren Netto-Mark-
tes, eine preiswerte Miete und
vor allem Bürgerdarlehen in
Höhe von 30.000 Euro hätten die
Startphase erleichtert, so der Ge-
schäftsführer, der die Gesamtin-
vestitionen auf 120.000 Euro be-
zifferte. 

Als Lebensmittel- bzw. Super-
markt „von Menschen für Men-
schen“ charakterisierte Projekt-
leiterin Tina Rosenhammer den
neuen Laden. „Uns ist bewusst,
dass der Lebensmittelladen kri-
tisch beäugt wird. Doch unsere
Leute sind sehr leistungsfähig
und wollen diese Leistungs-
fähigkeit auch unter Beweis stel-
len“, räumte sie alle Zweifel bei-
seite. Mit der Verkaufsleiterin
und dem Heilerziehungspfleger
hat sie zwei Mitarbeiter mit
langjähriger Erfahrung im Team.
Für Rosenhammer sind beson-
ders der Wohlfühlaspekt, der
Service und die Kommunikati-
onsmöglichkeiten wichtig. Be-
sondere Senioren- und Familien-
freundlichkeit wird durch breite-
re Gänge, größere Preisschilder
oder Lupen im neuen Lebens-
mittelmarkt gewährleistet. 

Markus Bauer

Sie durchschnitten das Band im neuen CariMARKT: Landrat Dr. Hubert Faltermeier, Verkaufs-
leiterin Roswitha Feldbauer, Caritas-Kreisvorsitzender Josef Stadler, Bürgermeister Fritz Mat-
thes und Caritas-Geschäftsführer Hubert König. Foto: Bauer

Energieversorgung verpachtet
Thalmässing und N-ERGIE unterzeichneten 15-jährigen Pachtvertrag über Stromversorgung

Zum Jahresende beschlossen die Marktgemeinderäte von Thal-
mässing den Vertrag über die Verpachtung der gemeindlichen
Stromversorgung an den regionalen Energieversorger die 
N-ERGIE Aktiengesellschaft. Thalmässings Bürgermeister
Ernst Schuster sowie N-ERGIE Vorstandsmitglied Dirk Fieml
und Peter Saam, Leiter Vertrieb Kommunale Kunden, unter-
zeichneten den Pachtvertrag mit einer Laufzeit von 15 Jahren.
N-ERGIE versorgt ab diesem Zeitpunkt neben den übrigen 
Orten in der Marktgemeinde auch Thalmässing, Eckmanns-
hofen und Heimmühle. 

Die Gemeinde entschloss sich
zu diesem Pachtvertrag, da sie in
absehbarer Zukunft neben einer
personellen Aufstockung um-
fangreiche Investitionen, wie z.
B. in Datenverarbeitungssyste-
me, hätte tätigen müssen, um die
Anforderungen des neuen Ener-
gierechts zu erfüllen.

Das zunehmende wirtschaftli-
che Risiko aus dem Wettbewerb-
geschehen am Energiemarkt
wird durch die Verpachtung der
Stromversorgung auf die N-ER-
GIE verlagert. Die Kommune
hat dadurch den Vorteil und die
Garantie, in den nächsten
Jahren in ihren Haushalt
gesicherte Einnahmen
aus der Verpachtung ein-
stellen zu können. Die
Einnahmen aus der Kon-
zessionsabgabe bleiben
davon unberührt.

Zukunftsorientierung

„Der Vertragsabschluss
ist eine richtungweisende
und zukunftsorientierte
Entscheidung für den
Markt Thalmässing“ so
Erster Bürgermeister
Ernst Schuster. „Die in
diesem Jahr eingeführten
energierechtlichen Be-
stimmungen wären für
die Marktgemeinde mit
erheblichen finanziellen
Mehraufwendungen für

die Stromversorgung verbunden
gewesen. Mit der N-ERGIE Ak-
tiengesellschaft haben wir einen
fairen und vertrauensvollen Part-
ner gefunden. Mit dem erforder-
lichen Know-how sowie der per-
sonellen und materiellen Aus-
stattung sorgt N-ERGIE in den
nächsten 15 Jahren für eine si-
chere und zuverlässige Strom-
versorgung in Thalmässing.“

N-ERGIE Vorstandsmitglied
Dirk Fieml betonte: „Gerade vor
dem Hintergrund des Energie-
wirtschaftsgesetzes vom 13. Juli
2005 und seinen vielen Vorga-

ben für Gemeindewerke und En-
ergieversorgungsunternehmen
hat der Marktgemeinderat Thal-
mässing eine wichtige Entschei-
dung für die Kommune getrof-
fen. Es zwingt kleinere kommu-
nale Werke aber auch regionale
Energieversorgungsunterneh-
men zu großen Investitionen im
EDV-Bereich sowie zu Um-
strukturierungen und Änderung
der Arbeitsprozesse.“ Nach der
Liberalisierung des Strommark-
tes 1998 wurden in den Unter-
nehmen die Prozesse optimiert
und Synergien geschaffen. „Mit
dem neuen Energiewirtschafts-
gesetz werden diese auseinander
gebrochen, gehen verloren und
es entstehen zusätzliche Kos-
ten,“ so Fieml weiter. „Thalmäs-
sing hat die Weichen für die Zu-
kunft gestellt. Wir werden die
Bürgerinnen und Bürger von
Thalmässing weiterhin zuverläs-
sig mit Strom versorgen.“ !

Vertragsunterzeichnung in Thalmässing. Unser Bild zeigt v. l.:  Peter
Saam, Leiter Vertrieb kommunale Kunden und Dirk Fieml, Vorstands-
mitglied bei der N-ERGIE Aktiengesellschaft, sowie Ernst Schuster, 
Erster Bürgermeister Thalmässing. !
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Vorschau auf GZ 3
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 3, die am 2. Februar
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
! Kommunale Baupolitik
! Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
! Wasserversorgung . Wasserentsorgung
! Kommunalfahrzeuge

Niederbayerische Jugendvertretung:

Lob für Zusammenarbeit mit 
Bezirkstag von Niederbayern

In einer sehr harmonisch verlaufenen Jahresabschlusssitzung
des Jugend- und Sportausschusses zeigte sich Claudia Schön,
die Vorsitzende des Bezirksjugendringes, rückblickend sehr
zufrieden mit der Förderung der Jugendarbeit durch den Be-
zirk Niederbayern. „Die Niederbayerische Jugendvertretung
hat sehr viel Verständnis für ihre Anliegen erfahren, so dass im
abgelaufenen Jahr letztlich keine Wünsche offen geblieben
sind.“ Aufgrund der guten und konstruktiven Zusammenar-
beit mit der Bezirkshauptverwaltung konnten eventuelle Zwei-
felsfragen oftmals schon vorweg geklärt werden, was wieder-
um zu einer stets sachlichen Erörterung der Themen im politi-
schen Gremium beigetragen habe.

Große Hoffnungen verbanden
die anwesenden Repräsentanten
des Bezirksjugendringes mit der
Fortführung der Medienfachbe-
ratung über den 15.10.2006 hin-
aus. Ohne den für Sommer ge-
planten Beratungen im Bezirk-
tag von Niederbayern vorzu-
greifen, war es nämlich bereits
möglich, die Finanzierung des
lediglich auf die Dauer von drei
Jahren genehmigten Projektes
bis zum Ende dieses Jahres fi-
nanziell abzusichern.

Medienfachberatung

Hier kommt den Entschei-
dungsträgern der Umstand ent-
gegen, dass die IT-Ausstattung
der Jugendorganisationen im
Zuge der hauptamtlichen Me-
dienfachberatung optimiert wer-
den konnte. Claudia Schön ver-
wies in diesem Zusammenhang
auf einen einstimmigen Be-
schluss des Bezirksjugendrin-
ges vom 12. November 2005,
wonach beim Bezirk Nieder-
bayern die Weiterführung der
bislang befristeten Stelle zu be-

antragen sei: „Vielfach wird
uns rückgemeldet, dass eine
qualifizierte Medienfachbera-
tung in Niederbayern mittler-
weile unverzichtbar geworden
ist. Die Angebote reichen da-
bei von aktiver Medienarbeit
mit Kindern und Jugendlichen
(Video, Audio, Multimedia)
bis hin zu Informationsveran-
staltungen für Eltern, Pädago-
gen und andere Interessierte,
die während der bisherigen
Projektdauer in ganz Nieder-
bayern stattgefunden haben.“

Zeitgemäße Methode

Dabei ging es Claudia Schön
nicht nur darum, auf das ständig
gestiegene Angebot zu verwei-
sen, sondern vor allem auch
darum, dass es dabei neben
Spiel und Spaß, auch um die
spielerische Vermittlung von
medienpädagogischen Kompe-
tenzen geht; also ein Thema,
das bereits im gemeinsamen
Kinder- und Jugendprogramm
als Schwerpunkt beschrieben
wurde. Darüber hinaus sei der

Zugang zu den neuen Medien
eine zeitgemäße Methode, um
verschiedene Themenbereiche
aus der Lebenswelt von Kin-
dern und Jugendlichen zu be-
handeln, Probleme zu benennen
und Lösungsstrategien gemein-
sam zu erarbeiten.

Einig waren sich alle Sitzungs-
teilnehmer in der hervorragen-
den Beurteilung der erfolgrei-
chen Tätigkeit von Beate
Heindl, die seit über zwei Jah-
ren als niederbayerische Me-
dienfachberaterin wirkt.

Ausgabenposten

Nach eingehender Erörterung
des Finanzbedarfs für die Arbeit
des Bezirksjugendrings im Jahr
2006 empfahl der Jugend- und
Sportausschuss unter dem Vor-
sitz von Bezirkstagsvizepräsident 
Anton Jahrstorfer insgesamt
156.457 Euro zu veranschlagen.
Neben den anteiligen Personalko-
sten von rund 92.000 Euro und
Sachkosten von rund 33.000 Eu-
ro für die Geschäftsstelle sind als
wesentliche Posten die Ausgaben
für eigene Veranstaltungen mit
8.500 Euro und die Medienfach-
beratung mit 17.900 Euro zu nen-
nen. Außerdem wurde ein Betrag
von 3.500 Euro zur Intensivie-
rung der deutsch-tschechischen
Begegnungen, dem Aufbau von
Kontakten und der Förderung
von Austauschmaßnahmen vor-
gesehen.

Ohne Vorbehalt ergingen zu
verschiedenen Zuschussanträ-
gen aus dem Jahr 2005 noch
nachträglich jeweils einstimmi-
ge Förderbeschlüsse: Das Ge-
meindejugendwerk Bayern er-
hält im Rahmen der Grundför-
derung für seine niederbayeri-
schen Mitglieder 725 Euro und
für die Medienausstattung von
Jugendorganisationen sowie
Förderung von Anschaffungen

aus Mitteln des Bezirkstages
von Niederbayern wurden
nochmals 3.350 Euro gewährt.
Weitere 2.000 Euro gehen an
den BLSV-Bezirksverband Nie-
derbayern zur Durchführung
von Lehrgängen, Weiterbil-
dungsmaßnahmen, Tagungen
und Veranstaltungen sowie
1.100 Euro an den Zucht- und
Trabrennverein Straubing 1873
e.V. zur Deckung des entstande-
nen Defizits anlässlich der Eu-
ropameisterschaft der Trabrenn-
Lehrlingsfahrer im September
2005. 

Pflichtaufgaben

Ferner wurden dem Bezirks-
verband Niederbayern des Be-
hinderten- und Versehrtensport-
verbandes Bayern e.V. für das
Jahr 2006 jeweils 2.500 Euro
für Sachaufwendungen und
2.500 Euro für Sportveranstal-
tungen bewilligt. Auch die am
02.04.2006 in Bodenmais statt-
findende Ehrenveranstaltung
„Sportler des Jahres in Nieder-
bayern“ wird mit einem Zu-
schuss von 2.000 Euro bedacht. 

Die Förderung der Jugendar-
beit zur Sicherung eines be-
darfsgerechten Angebotes, die
die Mitglieder des Jugend- und
Sportausschusses in Zusam-
menarbeit  mit dem Bezirksju-
gendring in entsprechenden
Richtlinien geregelt haben,
gehört zu den Pflichtaufgaben
der Bezirke. 

Herausragende Kriterien

Als wichtigste Kriterien sind
neben der Grundförderung der
Jugendverbände vor allem Pro-
jektmaßnahmen und Modelle
sowie Veranstaltungen der inter-
nationalen Jugendbegegnung
und Jugendkulturarbeit zu nen-
nen. Außerdem ist im Wege der
so genannten Ebenenfinanzie-
rung eine weitreichende Unter-
stützung durch anerkannte freie
Träger der Jugendarbeit zu nen-
nen, wobei die Lage von Kin-
dern und Jugendlichen in
schwierigen Lebenslagen ver-
bessert und ihre aktuelle Situati-
on aufgezeigt werden soll.    -en

Regierungsdirektor Bernhard Hülsmann, Regierung der
Oberpfalz (l.) mit Regierungsdirektor Lutz Hauschild, Amt für
Ländliche Entwicklung Oberpfalz. "

VHBB Oberpfalz wählte
neuen Vorsitzenden

Der Oberpfälzer Bezirksverband des VHBB (Verband der
höheren Verwaltungsbeamten in Bayern e.V.) wählte jüngst
Regierungsdirektor Bernhard Hülsmann zu seinem neuen
Vorsitzenden. Hülsmann leitet bei der Regierung der Ober-
pfalz das Sachgebiet „Rechtsfragen der Umwelt“ und ist damit
für immissionsschutz-, wasser- und abfallrechtliche Projekte in
der Oberpfalz zuständig. 

In seinen Antrittsworten
dankte er dem aus Altersgrün-
den nicht mehr zur Wahl antre-
tenden bisherigen Vorsitzenden,
Regierungsdirektor Lutz Hau-
schild vom Amt für Ländliche
Entwicklung Oberpfalz, und er-
läuterte die geplanten Neurege-
lungen des Berufsrechts für den
öffentlichen Dienst. 

Signale und Gefahren

Dabei verwies Bernhard
Hülsmann „neben den positiven
Signalen einer leistungsorien-
tierten Bezahlung“ auch auf de-
ren mögliche Gefahren für die
unparteiische und neutrale Auf-
gabenerledigung durch die un-
abhängigen und nur an Recht
und Gesetz gebundenen öffent-
lich Bediensteten. Öffentliche
Dienstleistungen, etwa für be-

sonders zahlungskräftige An-
tragsteller, dürften nicht über
den Umweg der Vergabe von
Leistungsstufen bevorzugt wer-
den. Auch befürchtet der neue
Vorsitzende, dass die Politik
über die Leistungsbewertung
einen stärkeren Einfluß auf ei-
nen neutralen Gesetzesvollzug
nehmen könnte.“ 

Wahl des Vorstandes

Die Mitgliederversammlung
im klassizistischen Spiegelsaal
der Regierung der Oberpfalz
wählte zudem den neuen fünf-
köpfigen Vorstand und neun
Delegierte, die im Verhältnis
der Mitgliederzahlen die nicht-
technischen, technischen und
forstlichen Fachbereiche für ei-
ne Amtszeit von jeweils vier
Jahren repräsentieren.              "


